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Entwurf eines Gesetzes über die Hochschulen und das 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 

(Hochschulgesetz - HSG) 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Gesetz über die Hochschulen 
und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein  
(Hochschulgesetz - HSG) 

Artikel 1 
Gesetz über die Hochschulen 
und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein 
(Hochschulgesetz - HSG) 

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt: 
Grundlagen 

Erster Abschnitt: 
Grundlagen 

§ 1 Geltungsbereich    unverändert 

§ 2 Rechtsstellung der Hochschulen   

§ 3 Aufgaben aller Hochschulen   

§ 4 Freiheit von Wissenschaft und Kunst, 
Forschung, Lehre und Studium 

  

§ 5 Qualitätssicherung   

§ 6 Selbstverwaltungsangelegenheiten 
und Landesaufgaben 

  

§ 7 Verfassung   

§ 8 Staatliche Finanzierung, Haushaltswe-
sen und Körperschaftsvermögen 

  

§ 9 Bauangelegenheiten   

§ 10 Hochschulbauplan   

§ 11 Ziel- und Leistungsvereinbarungen, 
Berichte 

  

§ 12 Struktur- und Entwicklungsplanung der 
Hochschulen 

  

§ 13 Mitglieder der Hochschule   

§ 14 Rechte und Pflichten der Mitglieder   

§ 15 Beschlüsse   

§ 16 Öffentlichkeit der Sitzungen   
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§ 17 Wahlen   

Zweiter Abschnitt: 
Aufbau und Organisation der 

Hochschule 

Zweiter Abschnitt: 
Aufbau und Organisation der 

Hochschule 

§ 18 Organe und Organisationsstruktur  § 18  unverändert 

§ 19 Hochschulrat  § 19  unverändert 

§ 20 Universitätsrat  § 20  unverändert 

§ 21 Senat  § 21  unverändert 

§ 22 Präsidium  § 22  unverändert 

§ 23 Präsidentin oder Präsident  § 23  unverändert 

§ 24 Vizepräsidentinnen und Vizepräsiden-
ten 

 § 24  unverändert 

§ 25 Kanzlerin oder Kanzler  § 25  unverändert 

§ 26 Vorzeitige Beendigung der Amtszeit 
von Präsidiumsmitgliedern 

 § 26  unverändert 

§ 27 Gleichstellungsbeauftragte  § 27  unverändert 

§ 28 Fachbereich  § 28  unverändert 

§ 29 Fachbereichskonvent  § 29  unverändert 

§ 30 Dekanat  § 30 Dekanin oder Dekan 

§ 31 Zusammenarbeit der Fachbereiche  § 31  unverändert 

§ 32 Fachbereich Medizin  § 32  unverändert 

§ 33 Medizin-Ausschuss  § 33  unverändert 

§ 34 Zentrale Einrichtungen  § 34  unverändert 

§ 35 Angegliederte Einrichtungen  § 35  unverändert 

Dritter Abschnitt: 
Forschung und Wissens- und 

Technologietransfer 

Dritter Abschnitt: 
Forschung und Wissens- und 

Technologietransfer 

§ 36 Grundsätze    unverändert 

§ 37 Forschung mit Mitteln Dritter   

Vierter Abschnitt: 
Zugang und Einschreibung 

Vierter Abschnitt: 
Zugang und Einschreibung 

§ 38 Allgemeine Bestimmungen    unverändert 

§ 39 Studienqualifikation   

§ 40 Immatrikulationshindernisse, Rück-
meldung und Beurlaubung 
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§ 41 Verwaltungsgebühren    

§ 42 Entlassung   

§ 43 Doktorandinnen und Doktoranden   

§ 44 Gaststudierende   

§ 45 Erhebung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten 

  

Fünfter Abschnitt: 
Studium, Prüfungen, wissen-
schaftliche Qualifikation, Wei-

terbildung 

Fünfter Abschnitt: 
Studium, Prüfungen, wissen-
schaftliche Qualifikation, Wei-

terbildung 

§ 46 Studium    unverändert 

§ 47 Hochschuljahr   

§ 48 Studienberatung   

§ 49 Studiengänge   

§ 50 Regelstudienzeit   

§ 51 Prüfungen und Anrechnung außerhalb 
der Hochschule erworbener Kenntnis-
se und Fähigkeiten 

  

§ 52 Prüfungsordnungen   

§ 53 Hochschulgrade und Diploma Supple-
ment 

  

§ 54 Promotion   

§ 55 Habilitation   

§ 56 Führen inländischer Grade   

§ 57 Führen ausländischer Grade   

§ 58 Wissenschaftliche Weiterbildung und 
berufsbegleitendes Studium 

  

§ 59 Organisation der wissenschaftlichen 
Weiterbildung 

  

Sechster Abschnitt: 
Hochschulpersonal 

Sechster Abschnitt: 
Hochschulpersonal 

§ 60 Aufgaben der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer 

   unverändert 

§ 61 Einstellungsvoraussetzungen für Pro-
fessorinnen und Professoren 

  

§ 62 Berufung von Professorinnen und Pro-
fessoren 
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§ 63 Dienstrechtliche Stellung der Professo-
rinnen und Professoren 

  

§ 64 Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren 

  

§ 65 Außerplanmäßige Professorinnen und 
Professoren, Honorar-Professorinnen 
und Honorar-Professoren, Privatdo-
zentinnen und Privatdozenten 

  

§ 66 Lehrbeauftragte   

§ 67 Lehrkräfte für besondere Aufgaben   

§ 68 Wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

  

§ 69 Studentische und wissenschaftliche 
Hilfskräfte 

  

§ 70 Lehrverpflichtung   

§ 71 Angehörige des öffentlichen Dienstes   

Siebter Abschnitt: 
Studierendenschaft 

Siebter Abschnitt: 
Studierendenschaft 

§ 72 Rechtsstellung, Aufgaben, Organe    unverändert 

§ 73 Satzung   

§ 74 Beitrag der Studierenden   

§ 75 Haushaltswirtschaft, Haftung   

Achter Abschnitt: 
Hochschulen in freier Träger-

schaft 

Achter Abschnitt: 
Hochschulen in freier Träger-

schaft 

§ 76 Staatliche Anerkennung    unverändert 

§ 77 Lehrkräfte   

§ 78 Erlöschen und Aufhebung der Aner-
kennung 

  

§ 79 Aufsicht   

§ 80 Niederlassung externer Hochschulen   

§ 81 Ordnungswidrigkeiten   

Neunter Abschnitt: 
Klinikum 

Neunter Abschnitt: 
Klinikum 

§ 82 Rechtsstellung    unverändert 

§ 83 Aufgaben   
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§ 84 Organe   

§ 85 Aufgaben des Aufsichtsrats   

§ 86 Zusammensetzung und Geschäftsfüh-
rung des Aufsichtsrats 

  

§ 87 Aufgaben des Vorstands   

§ 88 Zusammensetzung und Geschäftsfüh-
rung des Vorstands 

  

§ 89 Hauptberufliche Gleichstellungsbeauf-
tragte 

  

§ 90 Zentren, Kliniken, Institute und zentrale 
Einrichtungen 

  

§ 91 Personal   

§ 92 Wirtschaftsführung, Gewährträgerhaf-
tung 

  

Zehnter Abschnitt: 
Bestimmungen für einzelne 
Hochschulen, Schlussbe-

stimmungen 

Zehnter Abschnitt: 
Bestimmungen für einzelne 
Hochschulen, Schlussbe-

stimmungen 

§ 93 Künstlerische Hochschulen    unverändert 

§ 94 Fachhochschulen   

§ 95 Verkündung von Verordnungen, Be-
kanntmachung von Satzungen 
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Artikel 1 
Gesetz über die Hochschulen 
und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein 
(Hochschulgesetz - HSG) 

Artikel 1 
Gesetz über die Hochschulen 
und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein 
(Hochschulgesetz - HSG) 

Erster Abschnitt: 
Grundlagen 

Erster Abschnitt: 
Grundlagen 

§ 1 
Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die staatlichen 
Hochschulen des Landes Schleswig-
Holstein: die Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel, die Universität zu Lübeck, die Uni-
versität Flensburg, die Musikhochschule 
Lübeck, die Muthesius Kunsthochschule, die 
Fachhochschule Flensburg, die Fachhoch-
schule Kiel, die Fachhochschule Lübeck, die 
Fachhochschule Westküste (Hochschulen). 
Es gilt auch für Hochschulen in freier Träger-
schaft (nichtstaatliche Hochschulen), soweit 
dies im Achten Abschnitt bestimmt ist. 

 (1) unverändert 

(2) Jede Hochschule kann ihren Namen im 
Einvernehmen mit dem für Hochschulen 
zuständigen Ministerium (Ministerium) durch 
ihre Verfassung ändern. 

 (2) Jede Hochschule kann ihren Namen im 
Einvernehmen mit dem für Hochschulen 
zuständigen Ministerium (Ministerium) durch 
ihre Verfassung ändern. Die Fachhoch-
schulen können ihrer gesetzliche Be-
zeichnung nach § 1 Abs. 1 die Bezeich-
nung „Hochschule für angewandte Wis-
senschaften“ hinzufügen. 

(3) Dieses Gesetz regelt auch die Rechts-
verhältnisse des Universitätsklinikums 
Schleswig-Holstein (Klinikum). 

 (3) unverändert 

§ 2 
Rechtsstellung der Hochschu-

len 

§ 2 
Rechtsstellung der Hochschu-

len 

(1) Staatliche Hochschulen werden durch 
Gesetz errichtet, zusammengelegt oder auf-
gehoben. Sie sind rechtsfähige Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts ohne Gebietsho-
heit mit dem Recht der Selbstverwaltung. Die 
Überführung in eine Stiftung oder in eine 
andere Rechtsform bedarf eines Gesetzes.  

  unverändert 

(2) Die Hochschulen führen eigene Siegel. 
Sie haben das Recht, ihre bisherigen Wap-
pen zu führen. 
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§ 3 
Aufgaben aller Hochschulen 

§ 3 
Aufgaben aller Hochschulen 

(1) Die Hochschulen dienen entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung der Pflege und der 
Entwicklung der Wissenschaften und der 
Künste durch Forschung, Lehre, Studium 
und Weiterbildung in einem freiheitlichen, 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat. 
Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten und 
Aufgaben im In- und Ausland vor, bei denen 
die Anwendung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse und Methoden oder die Fähigkeit zu 
künstlerischer Gestaltung erforderlich oder 
nützlich ist, und vermitteln die dementspre-
chenden Kompetenzen. 

 (1) unverändert 

(2) Zu den Aufgaben der Hochschulen zählt 
der Wissens- und Technologietransfer. Im 
Rahmen ihrer Aufgaben können sie mit Zu-
stimmung des Ministeriums nicht-
rechtsfähige Anstalten gründen, sich an Un-
ternehmen beteiligen oder eigene Unter-
nehmen gründen. Auf privatrechtliche Betei-
ligungen der Hochschulen finden die §§ 65 
bis 69 der Landeshaushaltsordnung Anwen-
dung. 

 (2) unverändert 

(3) Die Hochschulen wirken bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben untereinander und 
mit anderen Forschungs- und Bildungsein-
richtungen zusammen. Sie können dazu 
Vereinbarungen treffen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Hochschulen fördern die internationa-
le, insbesondere die europäische Zusam-
menarbeit im Hochschulbereich und den 
Austausch zwischen deutschen und auslän-
dischen Hochschulen. Sie berücksichtigen 
die besonderen Bedürfnisse ausländischer 
Studierender. 

 (4) unverändert 

(5) Die Hochschulen tragen zur Gleichstel-
lung von Frauen und Männern in der Wis-
senschaft bei. Sie ergreifen Maßnahmen zur 
Beseitigung bestehender Nachteile für ihre 
weiblichen Mitglieder. Bei allen Vorschlägen 
und Entscheidungen sind die geschlechts-
spezifischen Auswirkungen zu beachten. 
Das Nähere regeln die Hochschulen jeweils 
in ihrer Verfassung.  

 (5) Die Hochschulen tragen zur Gleichstel-
lung von Frauen und Männern in der Wis-
senschaft bei. Sie ergreifen Maßnahmen zur 
Beseitigung bestehender Nachteile für ihre 
weiblichen Mitglieder und wirken insbe-
sondere auf die Erhöhung des Frauenan-
teils in der Wissenschaft hin. Bei allen 
Vorschlägen und Entscheidungen sind die 
geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu 
beachten. Das Nähere regeln die Hochschu-
len jeweils in ihrer Verfassung.  

(6) Die Hochschulen halten Verbindung zu 
ihren Absolventinnen und Absolventen und 
fördern die Vereinigung Ehemaliger. Sie stel-
len die angemessene wissenschaftliche 

 (6) unverändert 
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Betreuung ihres wissenschaftlichen Nach-
wuchses sicher.  

(7) Die Hochschulen wirken an der sozialen 
Förderung der Studierenden mit. Sie berück-
sichtigen die besonderen Bedürfnisse behin-
derter Studierender insbesondere bei den 
Studienangeboten, der Studienorganisation 
und den Prüfungen. Sie berücksichtigen 
auch die besonderen Bedürfnisse von Stu-
dierenden und Nachwuchswissenschaftlerin-
nen oder Nachwuchswissenschaftlern mit 
Kindern. Die Hochschulen fördern in ihrem 
Bereich die sportlichen und kulturellen Inte-
ressen ihrer Mitglieder. 

 (7) Die Hochschulen wirken an der sozialen 
Förderung der Studierenden mit. Sie berück-
sichtigen die besonderen Bedürfnisse behin-
derter Studierender insbesondere bei den 
Studienangeboten, der Studienorganisation 
und den Prüfungen. Sie berücksichtigen 
auch die besonderen Bedürfnisse von Stu-
dierenden und Nachwuchswissenschaftlerin-
nen oder Nachwuchswissenschaftlern mit 
Kindern. Die Hochschulen fördern in ihrem 
Bereich den Sport und die Kultur. 

(8) Die Hochschulen fördern die Weiterbil-
dung ihres Personals. 

 (8) unverändert 

(9) Die Hochschulen fördern den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen und beachten 
die Grundsätze nachhaltiger Entwicklung. 

 (9) unverändert 

(10) Die Hochschulen unterrichten die Öf-
fentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

 (10) unverändert 

§ 4 
Freiheit von Wissenschaft und 
Kunst, Forschung, Lehre und 

Studium 

§ 4 
Freiheit von Wissenschaft und 
Kunst, Forschung, Lehre und 

Studium 

(1) Die Mitglieder der Hochschule erfüllen die 
ihnen in Kunst und Wissenschaft, Forschung 
und Lehre obliegenden Aufgaben in der 
durch Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundge-
setzes verbürgten Freiheit. 

  unverändert 

(2) Das Land stellt sicher, dass sich an den 
Hochschulen Kunst und Wissenschaft, For-
schung, Lehre und Studium frei entfalten 
können. Diese Pflicht obliegt auch den Hoch-
schulen und ihren Organen. 

  

(3) Die Freiheit der Forschung umfasst ins-
besondere die Fragestellung, die Methode 
und das Forschungsergebnis sowie dessen 
Bewertung und die Entscheidung über die 
Verbreitung. Die Organisation des For-
schungsbetriebs in der Hochschule ist so zu 
gestalten, dass die Freiheit nach Satz 1 nicht 
beeinträchtigt wird. In diesem Rahmen sind 
Entscheidungen der zuständigen Organe 
und Stellen der Hochschule zulässig bezo-
gen auf die Organisation des Forschungsbe-
triebes sowie bezüglich des Gegenstandes 
der Forschung insoweit, als sie sich auf die 
Förderung und Abstimmung von For-
schungsvorhaben und auf die Bildung von 
Forschungsschwerpunkten beziehen. Die 
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Sätze 1 bis 3 gelten für künstlerische Ent-
wicklungsvorhaben und für die Kunstaus-
übung entsprechend. 

(4) Die Freiheit der Lehre umfasst insbeson-
dere die wissenschaftliche und künstlerische 
Lehrmeinung, den Inhalt der Lehre, ihre Me-
thode und die Form ihrer Darstellung. Ent-
scheidungen der zuständigen Organe und 
Stellen der Hochschule in Fragen der Lehre 
sind zulässig, soweit sie sich im Lichte der 
Freiheit nach Satz 1 auf die Organisation des 
Lehrbetriebes, die Aufstellung und Einhal-
tung von Studien- und Prüfungsordnungen 
und die Bewertung der Lehre im Rahmen der 
Qualitätssicherung beziehen. 

  

(5) Die Freiheit des Studiums umfasst, unbe-
schadet der Studien- und Prüfungsordnun-
gen, insbesondere die freie Wahl von Lehr-
veranstaltungen, das Recht, innerhalb eines 
Studiengangs Schwerpunkte nach eigener 
Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbeitung 
und Äußerung wissenschaftlicher und künst-
lerischer Meinungen. 

  

§ 5 
Qualitätssicherung 

§ 5 
Qualitätssicherung 

(1) Das Präsidium trägt die Gesamtverant-
wortung für die Qualitätssicherung von Leh-
re, Forschung, Technologietransfer, wissen-
schaftlicher Weiterbildung, Entscheidungs- 
und Verwaltungsprozessen sowie der Orga-
nisationsstruktur der Hochschule (§ 18 Abs. 
2 Satz 5). Es gewährleistet insbesondere, 
dass die Qualitätssicherungsmaßnahmen 
nach den Absätzen 2, 3 und 6 nach ord-
nungsgemäßen Verfahrensgrundsätzen und 
in regelmäßigen zeitlichen Abständen durch-
geführt werden. 

 (1) Das Präsidium trägt die Gesamtverant-
wortung für die Qualitätssicherung von Leh-
re, Forschung, Technologietransfer, wissen-
schaftlicher Weiterbildung, Gender 
Mainstreaming, Entscheidungs- und Ver-
waltungsprozessen sowie der Organisati-
onsstruktur der Hochschule (§ 18 Abs. 2 
Satz 5). Es sichert die Qualität der Stu-
dienangebote durch Akkreditierung und 
Studierendenfeedback und gewährleistet 
eine regelmäßige Bewertung von Lehre, 
Forschung, wissenschaftlicher Weiterbil-
dung sowie Technologietransfer durch 
interne und externe Evaluation. Die Pro-
grammakkreditierung nach Absatz 2 kann 
nach Etablierung entsprechender Syste-
me durch andere Akkreditierungssysteme 
ergänzt oder ersetzt werden. Das Präsidi-
um schafft die Voraussetzungen dafür, 
dass für die gesamte Hochschule ein 
Qualitätsmanagementsystem eingeführt 
werden kann. 

(2) Zur Sicherstellung der Gleichwertigkeit 
der Abschlüsse lassen die Fachbereiche 
Bachelor- und Masterstudiengänge in der 
Regel vor Erteilung der Zustimmung nach 
§ 49 Abs. 6 durch eine vom Akkreditierungs-
rat anerkannte Einrichtung akkreditieren. Die 

 (2) Die Hochschulen lassen Bachelor- und 
Masterstudiengänge in der Regel vor Ertei-
lung der Genehmigung nach § 49 Abs. 6 
durch eine vom Akkreditierungsrat anerkann-
te Einrichtung akkreditieren. Dabei sind ins-
besondere die Anforderungen der §§ 46 
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Akkreditierung umfasst insbesondere die 
Prüfung und Feststellung, ob 

und 49 zu berücksichtigen. 

1. die Strukturanforderungen an Bachelor- 
und Masterstudiengänge einschließlich 
der Anforderungen an die gegenseitige 
Anerkennung von Bachelor- und Master-
abschlüssen in lehramtsbezogenen Stu-
diengängen erfüllt sind,  

  

2. Qualifikationen erreicht werden, die die 
Befähigung zu einer beruflichen Tätigkeit 
umfassen, 

  

3. der Studiengang den fachlich-inhaltlichen 
Mindestanforderungen vergleichbarer 
Studienangebote entspricht und 

  

4. die erforderliche Personal- und Sachaus-
stattung vorhanden ist. 

  

Bei Studiengängen, die zu einem Joint De-
gree oder einem Doppelabschluss nach § 53 
Abs. 3 führen, sind in die Akkreditierung 
auch die Ausbildungsanteile der kooperie-
renden Hochschulen einzubeziehen. 

  

(3) Zur Bewertung und internen Selbststeue-
rung evaluieren die Fachbereiche ihre Arbeit 
in Lehre unter Berücksichtigung der Akkredi-
tierungsergebnisse, Forschung, wissen-
schaftlicher Weiterbildung und Technologie-
transfer. Das Präsidium evaluiert die Erfül-
lung des Gleichstellungsauftrages, die Ent-
scheidungs- und Verwaltungsprozesse sowie 
die Organisationsstruktur. Die Evaluierung 
umfasst eine interne Analyse der Stärken, 
Schwächen, Chancen und Risiken, eine ex-
terne Begutachtung und die Veröffentlichung 
der Ergebnisse. Zur Umsetzung der Evaluie-
rungsergebnisse nach Satz 1 schließen das 
Präsidium und der Fachbereich eine Verein-
barung. Die Umsetzung der Evaluierungser-
gebnisse nach Satz 2 ist Gegenstand einer 
Vereinbarung zwischen Hochschulrat und 
Präsidium. Für das Zielerreichungscontrol-
ling ist das Präsidium zuständig. 

 (3) Das Ministerium kann das Verhältnis 
zwischen Akkreditierung und Evaluie-
rung, die zeitliche Abfolge sowie die Fris-
ten durch Verordnung regeln. Weitere 
Einzelheiten zu den Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen regelt der Senat durch 
Satzung. Er regelt darin insbesondere 
Standards, Verfahren, Datenerhebung 
sowie die Beteiligung der Studierenden 
und bestimmt, welches Mitglied des Prä-
sidiums für die Qualitätssicherung ver-
antwortlich ist. 

(4) Das Ministerium kann die näheren Anfor-
derungen an die Akkreditierung und Evaluie-
rung sowie das Verhältnis, die zeitliche Ab-
folge und die Fristen von Akkreditierung, 
Reakkreditierung und Evaluierung durch 
Verordnung regeln.  

  (entfällt) 

(5) Die Hochschulen können vom wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personal 
diejenigen personenbezogenen Daten erhe-
ben und verarbeiten, die zur Beurteilung der 
Lehr- und Forschungstätigkeit, des Studien-

  (entfällt) 
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angebots und des Ablaufs von Studium und 
Prüfungen erforderlich sind. 

(6) Der Fachbereich befragt zur Wahrneh-
mung seiner Aufgaben in der Lehre die Stu-
dierenden anonym zu den Lehrveranstaltun-
gen und wertet die Antworten aus. Die Stu-
dierenden sind zur Antwort nicht verpflichtet. 
Die ausgewerteten Ergebnisse sind den be-
troffenen Lehrenden bekannt zu geben. Sie 
werden auch für die  Evaluation der Lehre 
herangezogen. 

  (entfällt) 

(7) Das Nähere zu den Qualitätssicherungs-
maßnahmen nach den Absätzen 2, 3 und 6 
regelt der Senat durch Satzung. Er regelt 
darin insbesondere Standards, Verfahren 
sowie die Beteiligung der Studierenden und 
bestimmt, welches Mitglied des Präsidiums 
für die Qualitätssicherung verantwortlich ist. 
In der Satzung ist ferner zu regeln, welche 
Daten nach den Absätzen 5 und 6 erhoben, 
verarbeitet und ausgewertet werden dürfen. 
Die Satzung bedarf der Zustimmung des 
Hochschulrats. 

  (entfällt) 

§ 6 
Selbstverwaltungsangelegen-
heiten und Landesaufgaben  

§ 6 
Selbstverwaltungsangelegen-
heiten und Landesaufgaben  

(1) Die Hochschulen nehmen ihre Aufgaben 
im eigenen Namen unter Rechtsaufsicht des 
Landes wahr (Selbstverwaltungsangelegen-
heiten). Die Hochschule erfüllt ihre Aufga-
ben, auch soweit es sich um Aufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung (Landesaufgaben) 
handelt, durch eine einheitliche Verwaltung 
(Einheitsverwaltung).  

  unverändert 

(2) Die Hochschule kann Selbstverwaltungs-
angelegenheiten durch Satzungen regeln, 
auch soweit gesetzliche Vorschriften nicht 
bestehen; sie bedürfen der Zustimmung des 
Hochschulrats. Bei Landesaufgaben kann 
die Hochschule Satzungen erlassen, soweit 
dies durch Gesetz vorgesehen ist.  

  

(3) Die Hochschulen nehmen als Landesauf-
gaben wahr: 

  

1. die ihnen übertragenen Personalangele-
genheiten mit Ausnahme der Berufun-
gen, 

  

2. die Bewirtschaftung der zugewiesenen 
Finanzmittel, 

  

3. die Verwaltung der ihnen zur Verfügung   
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gestellten Gebäude und Grundstücke, 

4. die Ausstattung mit beweglichem Gerät,   

5. die Ermittlung der Ausbildungskapazität, 
die Vergabe von Studienplätzen und die 
Hochschulstatistik, 

  

6. die Zulassung und Entlassung der Stu-
dierenden. 

  

(4) Das Ministerium kann den Hochschulen 
weitere Angelegenheiten, die im Zusam-
menhang mit ihren Aufgaben stehen, als 
Landesaufgaben übertragen. Es hört sie 
zuvor zu der vorgesehenen Maßnahme an. 

  

§ 7 
Verfassung 

§ 7 
Verfassung 

Die Hochschule gibt sich eine Grundordnung 
(Verfassung) nach Maßgabe dieses Geset-
zes, die der Genehmigung des Ministeriums 
bedarf. Die Verfassung wird vom Senat auf 
Vorschlag des Präsidiums beschlossen. Die 
Stellungnahme des Hochschulrats (§ 19 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2) wird dem Senat vor der Be-
schlussfassung und dem Ministerium vor der 
Genehmigung zugeleitet. 

  unverändert 

§ 8 
Staatliche Finanzierung, 

Haushaltswesen und Körper-
schaftsvermögen 

§ 8 
Staatliche Finanzierung, 

Haushaltswesen und Körper-
schaftsvermögen 

(1) Das Land stellt den Hochschulen zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Finanzmittel nach 
Maßgabe des Landeshaushalts zur Verfü-
gung. Die Veranschlagung der Landesmittel 
erfolgt im Landeshaushalt als Maßnahme-
/Titelgruppe mit gegenseitiger Deckungsfä-
higkeit. Hiervon ausgenommen sind die für 
Investitionen veranschlagten Mittel. Diese 
sind zu Lasten der übrigen Ausgaben einsei-
tig deckungsfähig. Die Hochschulen tragen 
zur Finanzierung ihrer Aufgaben durch Ein-
werbung von Mitteln Dritter und durch sons-
tige Einnahmen bei. Die Höhe der Zuwei-
sungen bemisst sich nach den Aufgaben und 
Leistungen der Hochschule und wird im We-
ge der Ziel- und Leistungsvereinbarung (§ 11 
Abs. 1) festgelegt.  

 (1) Das Land stellt den Hochschulen zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Finanzmittel nach 
Maßgabe des Landeshaushalts als Global-
zuweisungen zur Verfügung. Die Hoch-
schulen tragen zur Finanzierung ihrer Aufga-
ben durch Einwerbung von Mitteln Dritter 
und durch sonstige Einnahmen bei. Die Hö-
he der Globalzuweisungen bemisst sich 
nach den Aufgaben und Leistungen der 
Hochschule und wird im Wege der Ziel- und 
Leistungsvereinbarung (§ 11 Abs. 1) festge-
legt. 

(2) Die Hochschule stellt einen Haushalts-
plan auf, der die Einnahmen, Ausgaben, den 
Stellenplan sowie die Stellenübersichten der 
Hochschule darstellt. Die Einnahmen der 
Hochschule bestehen aus den Landesmit-

 (2) Die Hochschule stellt einen Haushalts-
plan auf, der die Einnahmen, Ausgaben und 
den Stellenplan der Hochschule darstellt. Die 
Einnahmen der Hochschule bestehen aus 
den Globalzuweisungen, den Mitteln Dritter 
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teln, den Mitteln Dritter und den sonstigen 
Zuweisungen und Einnahmen. Der Haus-
haltsplan der Hochschulen wird mit Ausnah-
me des Stellenplans sowie der Stellenüber-
sichten als Anlage zum Haushaltsplan des 
Landes veröffentlicht; die Planstellen und 
Stellen werden im Haushaltsplan des Landes 
veranschlagt. Dazu werden von dem zustän-
digen Ministerium im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium die Anteile (in Vonhun-
dertsätzen) durch Verordnung festgelegt, in 
denen die Hochschule im Rahmen ihrer Fi-
nanzmittel Professorinnen und Professoren 
und weiteres wissenschaftliches und nicht 
wissenschaftliches Personal nach Vergü-
tungs- und Besoldungsbereichen gegliedert, 
beschäftigen kann. In diesem Rahmen kön-
nen die Hochschulen Planstellen und sonsti-
ge Stellen heben, herabgruppieren und um-
wandeln. Für die Haushaltsführung und die 
Bewirtschaftung der Finanzmittel gilt, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, das Landes-
haushaltsrecht. Die Rechnungslegung erfolgt 
durch das Präsidium, die Prüfung der Rech-
nung sowie die Entlastung werden durch den 
Senat vorgenommen. 

und den sonstigen Zuweisungen und Ein-
nahmen. Der Haushaltsplan der Hochschu-
len wird als Anlage zum Haushaltsplan des 
Landes veröffentlicht. Für die Haushalts-
führung und die Bewirtschaftung der Fi-
nanzmittel gilt, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, das Landeshaushaltsrecht. 

(3) Aus Haushaltsmitteln des Landes zu be-
schaffende Vermögensgegenstände werden 
für das Land erworben. 

 (3) unverändert 

(4) Die Finanzmittel für den Hochschulbau 
sind im Haushaltsplan des Landes beson-
ders auszuweisen.  

 (4) unverändert 

(5) Hat eine Hochschule Körperschaftsver-
mögen gebildet, werden dieses Vermögen 
der Hochschule und seine Erträge sowie das 
Vermögen rechtlich unselbstständiger Stif-
tungen außerhalb des Haushaltsplans ge-
mäß Teil VI der Landeshaushaltsordnung 
vom Präsidium verwaltet; dieses Vermögen 
darf nur für Zwecke der Hochschule im 
Rahmen deren Aufgaben oder für den Stif-
tungszweck verwendet werden. Der Hoch-
schulrat bestimmt abweichend von § 109 
Landeshaushaltsordnung, welche Stelle die 
Rechnung über das Körperschaftsvermögen 
zu prüfen hat und erteilt die Entlastung über 
den Rechnungsabschluss. 

 (5) unverändert 

§ 9 
Bauangelegenheiten 

§ 9 
Bauangelegenheiten 

(1) Planung und Durchführung von Maß-
nahmen des Neu- und Ausbaus sowie der 
Sanierung und Modernisierung einschließlich 
der Beschaffung von Großgeräten der Hoch-

 (1) Planung und Durchführung von Maß-
nahmen des Neu- und Ausbaus sowie der 
Sanierung und Modernisierung einschließlich 
der Beschaffung von Großgeräten der Hoch-
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schulen und des Klinikums sind Aufgabe des 
Landes, soweit es sich nicht um Körper-
schaftsvermögen handelt. Die Bauunterhal-
tung obliegt dem Land. 

schulen und des Klinikums sind Aufgabe des 
Landes, soweit es sich nicht um Körper-
schaftsvermögen handelt. Baumaßnahmen 
berücksichtigen die barrierefreie Gestal-
tung für Menschen mit Behinderung. Die 
Bauunterhaltung obliegt dem Land. 

(2) Für die Finanzmittel, die das Land auf-
grund von Artikel 143c Abs. 1 Satz 1, 1. Al-
ternative des Grundgesetzes in Verbindung 
mit § 4 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Entflechtungsgesetzes vom 11. September 
2006 (BGBl. I S. 2098) vom Bund erhält, 
stellt es für die Erfüllung der Aufgabe nach 
Absatz 1 Finanzmittel in mindestens gleicher 
Höhe bereit. 

 (2) unverändert 

(3) Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 für nicht-
staatliche Hochschulen können in besonde-
ren Fällen und mit Zustimmung des Landta-
ges mitfinanziert werden. 

 (3) unverändert 

§ 10 
Hochschulbauplan 

§ 10 
Hochschulbauplan 

(1) Das Ministerium stellt einen Hochschul-
bauplan auf, der den Zeitraum der Finanz-
planung (vier Jahre) umfasst. Er wird im 
Rahmen der Aufstellung des Landeshaushal-
tes entwickelt und von der Landesregierung 
verabschiedet; er wird jährlich fortgeschrie-
ben. Die Hochschulen berücksichtigen den 
Hochschulbauplan bei Aufstellung und Fort-
schreibung der Struktur- und Entwicklungs-
planungen nach § 12. 

  unverändert 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, die 
Einzelheiten des Hochschulbauplans, insbe-
sondere das Verfahren seiner Aufstellung, 
Bagatellgrenzen für die Beteiligung des Wis-
senschaftsrates sowie Flächen- und Kosten-
richtwerte für einzelne Fächer oder Fach-
gruppen, durch Verordnung festzulegen.  

  

§ 11 
Ziel- und Leistungsvereinba-

rungen, Berichte 

§ 11 
Ziel- und Leistungsvereinba-

rungen, Berichte 

(1) Das Land, vertreten durch das Ministeri-
um, und die Hochschulen treffen jeweils Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen über Aufga-
benwahrnehmung und Entwicklung der 
Hochschule mit einer Laufzeit von in der 
Regel fünf Jahren. Darin werden die Zuwei-
sungen im Rahmen des Haushaltsrechts, 
messbare und überprüfbare Ziele, die Prü-
fung des Umsetzungsstandes der Vereinba-

  unverändert 
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rungen sowie die Folgen von nicht erreichten 
Zielen festgelegt. Die Vereinbarung der Zu-
weisungen über mehrere Jahre bedarf der 
Zustimmung des Landtages. 

(2) Die Hochschulen berichten dem Ministe-
rium über den Stand der Umsetzung der 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen zur Hälfte 
und zum Ende der jeweiligen Laufzeit. Das 
Ministerium bezieht die sich daraus erge-
benden Folgerungen in die Verhandlungen 
für die nachfolgenden Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen ein. 

  

(3) Die Hochschule erstattet dem Ministerium 
jährlich einen Bericht mit den aktuellen An-
gaben zu festgelegten Kennzahlen über das 
vorangegangene Jahr. Das Ministerium legt 
dafür einen geeigneten Zeitpunkt fest. Er-
gebnisse legt das Ministerium dem Landtag 
vor.  

  

§ 12 
Struktur- und Entwicklungs-
planung der Hochschulen 

§ 12 
Struktur- und Entwicklungs-
planung der Hochschulen 

(1) Die Hochschulen stellen für einen Zeit-
raum von fünf Jahren Struktur- und Entwick-
lungspläne auf und schreiben sie fort. In die-
sen Plänen konkretisieren die Hochschulen 
ihre Aufgaben sowie die mit dem Ministerium 
abgeschlossenen Ziel- und Leistungsverein-
barungen, indem sie die vorgesehene fachli-
che, strukturelle, personelle und finanzielle 
Entwicklung unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit darstel-
len und Festlegungen für die künftige Ver-
wendung von freiwerdenden Stellen von 
Professuren treffen. Die Pläne legen die 
Studienstruktur, die in den einzelnen Stu-
diengängen angestrebten Studienanfänger-
plätze und Absolventenzahlen pro Jahr fest, 
ferner die Angebote der Weiterbildung, die 
Schwerpunkte der Forschung und des Wis-
sens- und Technologietransfers, die ange-
strebten Drittmittel und die konkreten Maß-
nahmen der Qualitätssicherung. Zur Umset-
zung der Aufgaben nach § 3 Abs. 5 enthal-
ten die Struktur- und Entwicklungspläne je-
weils einen Gleichstellungsplan. 

  unverändert 

(2) Die Struktur- und Entwicklungspläne 
werden innerhalb eines Monats nach der 
Beschlussfassung dem Ministerium zur 
Kenntnis gegeben.  
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§ 13 
Mitglieder der Hochschule 

§ 13 
Mitglieder der Hochschule 

(1) Mitglieder der Hochschule sind   unverändert 

1. die Professorinnen und Professoren, 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren (Mitgliedergruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer), 

  

2. die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
sowie Lehrbeauftragte, die sich länger 
als zwei Jahre mit mindestens der Hälfte 
der Lehrverpflichtung einer Professorin 
oder eines Professors an der Lehre der 
Hochschule beteiligen und die weder 
Mitglieder einer anderen Hochschule sind 
noch hauptberuflich eine andere Tätigkeit 
wahrnehmen (Mitgliedergruppe des wis-
senschaftlichen Dienstes), 

  

3. die Studierenden, wissenschaftlichen 
Hilfskräfte und Doktorandinnen und Dok-
toranden, die keiner der übrigen Mitglie-
dergruppen angehören (Mitgliedergruppe 
der Studierenden), 

  

4. die nicht-wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter (Mitgliedergruppe 
des nicht-wissenschaftlichen Dienstes),  

  

5. die Präsidentin oder der Präsident, die 
Kanzlerin oder der Kanzler und 

  

6. die Mitglieder des Hochschulrats und des 
Medizin-Ausschusses. 

  

(2) Mitglieder der Hochschule können auch 
Personen sein, die, ohne Mitglieder nach 
Absatz 1 zu sein, in der Hochschule haupt-
beruflich tätig sind. Die Hochschule regelt 
Voraussetzungen und Zuordnung zu den 
einzelnen Mitgliedergruppen in ihrer Verfas-
sung. Die Mitgliedschaft bedarf daneben der 
Feststellung durch das Präsidium im Einzel-
fall. 

  

(3) Die Fachhochschulen können in ihrer 
Verfassung eigene Regelungen zur Zuord-
nung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
die Mitgliedergruppe des wissenschaftlichen 
und des nicht-wissenschaftlichen Dienstes 
treffen. 

  

(4) Soweit es in diesem Gesetz oder der 
Verfassung der Hochschule bestimmt ist, 
sind den Mitgliedern der Hochschule gleich-
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gestellt 

1. die in den Ruhestand getretenen Profes-
sorinnen und Professoren, 

  

2. die hauptberuflich, jedoch nur vorüber-
gehend in der Hochschule Tätigen, 

  

3. die Lehrbeauftragten, soweit sie nicht 
Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 2 sind, Ho-
norarprofessorinnen, Honorarprofesso-
ren, Privatdozentinnen, Privatdozenten 
sowie die sonstigen an der Hochschule 
nebenberuflich Tätigen, 

  

4. die in einer Forschungseinrichtung 
hauptberuflich Tätigen, beurlaubten Pro-
fessorinnen und Professoren der Hoch-
schule und 

  

5. die Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger, 
Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren 
der Hochschule. 

  

Das aktive und passive Wahlrecht steht ih-
nen nur zu, wenn es in diesem Gesetz oder 
in der Verfassung der Hochschule bestimmt 
ist. 

  

§ 14 
Rechte und Pflichten der Mit-

glieder 

§ 14 
Rechte und Pflichten der Mit-

glieder 

(1) Alle Mitglieder der Hochschule und die 
ihnen gleichgestellten Personen sind ver-
pflichtet dazu beizutragen, dass die Hoch-
schule ihre Aufgabe erfüllen kann. Die Mit-
wirkung an der Selbstverwaltung der Hoch-
schule ist Recht und Pflicht aller Mitglieder. 
Art und Umfang der Mitwirkung der einzel-
nen Mitgliedergruppen bestimmen sich nach 
Qualifikation, Funktion, Verantwortung und 
Betroffenheit der Mitglieder. 

  unverändert 

(2) Die Mitglieder eines Gremiums sind bei 
Ausübung ihres Stimmrechts an Weisungen 
insbesondere der Gruppe, die sie gewählt 
hat, nicht gebunden. Frauen und Männer 
sollen zu gleichen Teilen vertreten sein; ist 
dies nicht möglich, soll der Geschlechteran-
teil an dem Gremium mindestens dem Anteil 
an der Mitgliedergruppe entsprechen. 

  

(3) Mitglieder der Hochschule und ihnen 
gleichgestellte Personen sind zur Ver-
schwiegenheit über alle Angelegenheiten 
verpflichtet, die ihnen bei ihrer ehrenamtli-
chen Tätigkeit bekannt geworden sind. Dies 
gilt nicht für Mitteilungen über Tatsachen, die 
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offenkundig sind und keiner Geheimhaltung 
bedürfen. 

(4) Für die Abberufung aus der ehrenamtli-
chen Tätigkeit gilt § 98 Landesverwaltungs-
gesetz entsprechend; abberufende Stelle ist 
der Senat. Dies gilt nicht für die Mitglieder 
des Präsidiums und des Hochschulrats. 

  

(5) Hochschulmitglieder dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in den Gremien der Hochschule 
nicht benachteiligt oder begünstigt werden. 
Für Vertreterinnen und Vertreter der Mitglie-
dergruppen des wissenschaftlichen Dienstes 
und des nicht-wissenschaftlichen Dienstes 
im Senat oder in einem Fachbereichskon-
vent sowie für die nebenberuflich tätigen 
Gleichstellungsbeauftragten gelten die Vor-
schriften des Mitbestimmungsgesetzes 
Schleswig-Holsteins über den Schutz der 
Mitglieder der Personalvertretungen vor Ver-
setzung, Abordnung oder Kündigung ent-
sprechend. 

  

(6) Verletzen Mitglieder oder ihnen gleichge-
stellte Personen ihre Pflichten nach Absatz 1 
oder 3, kann die Hochschule Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der Ordnung treffen. 
Das Nähere regelt die Hochschule durch 
Satzung. Dienstrechtliche Maßnahmen blei-
ben unberührt. 

  

§ 15 
Beschlüsse 

§ 15 
Beschlüsse 

(1) Ein Gremium der Hochschule ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
ist und die Sitzung ordnungsgemäß einberu-
fen wurde. 

  unverändert 

(2) Soweit das Gesetz keine andere Rege-
lung trifft,  

  

1. ist eine Stimmrechtsübertragung unzu-
lässig, 

  

2. kommen Beschlüsse mit der Mehrheit 
der Stimmen der Anwesenden zustande; 
Stimmenthaltungen und ungültige Stim-
men gelten als Nein-Stimmen. 

  

§ 16 
Öffentlichkeit der Sitzungen 

§ 16 
Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Senats und der Fach-
bereichskonvente sind hochschulöffentlich. 
Die Öffentlichkeit kann durch Beschluss für 

  unverändert 
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die gesamte Sitzung oder für einzelne Ta-
gesordnungspunkte ausgeschlossen wer-
den; ein entsprechender Antrag wird in nicht-
öffentlicher Sitzung begründet, beraten und 
entschieden. In nicht-öffentlicher Sitzung 
gefasste Beschlüsse sind in geeigneter Wei-
se bekannt zu geben. Die weiteren Organe 
und Gremien der Hochschule tagen nicht-
öffentlich. 

(2) Personal- und Prüfungsangelegenheiten 
werden in nicht-öffentlicher Sitzung behan-
delt. Entscheidungen über Personalangele-
genheiten ergehen in geheimer Abstimmung. 
In Prüfungsangelegenheiten ist eine gehei-
me Abstimmung nicht zulässig. Bei Beru-
fungsangelegenheiten ist die Erörterung der 
wissenschaftlichen Qualifikation nicht als 
Personalangelegenheit anzusehen. Be-
schlüsse über Berufungsvorschläge ergehen 
in geheimer Abstimmung. 

  

§ 17 
Wahlen 

§ 17 
Wahlen 

(1) Soweit Organe und sonstige Gremien 
von Mitgliedergruppen zu wählen sind, wer-
den die Mitglieder der Organe und sonstigen 
Gremien von den jeweiligen Mitgliedergrup-
pen in freier, gleicher und geheimer Wahl 
unmittelbar gewählt. 

  unverändert 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe 
und sonstigen Gremien soll zwei Jahre, die 
der Studierenden ein Jahr betragen, sofern 
das Gesetz nichts anderes regelt. Bei Wahl-
vorschlägen sollen Frauen und Männer zu 
gleichen Teilen Berücksichtigung finden. 

  

(3) Die Wahlordnung der Hochschule trifft die 
näheren Bestimmungen über Wahlen. Die 
Bestimmungen der Wahlordnung und die 
Festlegung des Zeitpunktes der Wahl sollen 
die Voraussetzung für eine möglichst hohe 
Wahlbeteiligung schaffen. Im Übrigen sind 
die für die Landtags- und Kommunalwahlen 
geltenden Grundsätze ordnungsgemäßer 
Wahldurchführung und Wahlprüfung anzu-
wenden. 

  

(4) Über Wahlanfechtungen nach Feststel-
lung des Wahlergebnisses entscheidet ein 
Wahlprüfungsausschuss. Gegen Entschei-
dungen des Wahlprüfungsausschusses fin-
det ein Widerspruchsverfahren nicht statt. 
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Zweiter Abschnitt: 
Aufbau und Organisation der 

Hochschule 

Zweiter Abschnitt: 
Aufbau und Organisation der 

Hochschule 

§ 18 
Organe und Organisations-

struktur 

§ 18 
Organe und Organisations-

struktur 

(1) Zentrale Organe der Hochschule sind   unverändert 

1. der Hochschulrat   

2. der Senat   

3. das Präsidium   

(2) Die Hochschule legt ihre Organisations-
struktur mit Aufgabenverteilung, Kompeten-
zen und Verantwortlichkeiten in der Verfas-
sung fest. Dabei sieht sie in der Regel Fach-
bereiche nach § 28 als die organisatorischen 
Grundeinheiten vor; Fachbereiche können 
auch Fakultäten genannt werden. Soweit die 
Hochschule keine Fachbereiche bildet, ge-
hen die Aufgaben, Kompetenzen und Ver-
antwortlichkeiten der Dekanin oder des De-
kans auf das Präsidium und die des Kon-
vents auf den Senat über. Die Hochschule 
orientiert die Festlegung der Struktur daran, 
dass sie und ihre Mitglieder die ihnen oblie-
genden Aufgaben mit hoher wissenschaftli-
cher Qualität, interdisziplinär, effektiv und 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit erfüllen können. Das Prä-
sidium evaluiert die Struktur in angemesse-
nen Abständen, berichtet darüber dem 
Hochschulrat und Senat und wirkt auf not-
wendige Anpassungen hin. 

  

§ 19 
Hochschulrat 

§ 19 
Hochschulrat 

(1) Der Hochschulrat hat folgende Aufgaben:   (1) Der Hochschulrat hat folgende Aufgaben:  

1. Entscheidung bei Anrufung durch die 
Kanzlerin oder den Kanzler (§ 25 Abs. 1 
Satz 5),  

 1.  unverändert 

2. Stellungnahme zum Entwurf der Verfas-
sung (§ 7), 

 2.  unverändert 

3. Zustimmung zur Satzung über Qualitäts-
sicherung (§ 5 Abs. 7) und zu Satzungen 
in Selbstverwaltungsangelegenheiten (§ 
6 Abs. 2 Satz 1), soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt,  

 3. Zustimmung zur Satzung über Qualitäts-
sicherung (§ 5 Abs. 3) und zu Satzungen 
in Selbstverwaltungsangelegenheiten (§ 
6 Abs. 2 Satz 1), soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt,  
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4. Empfehlungen zur Profilbildung der 
Hochschule, zu Schwerpunkten in For-
schung und Lehre sowie zur Struktur der 
Lehrangebote, 

 4.  unverändert 

5. Stellungnahme zum Haushaltsplan,  5.  unverändert 

6. Beschlussfassung über die Struktur- und 
Entwicklungsplanung der Hochschule, 

 6.  unverändert 

7. Beschlussfassung über die Grundsätze 
für die Verteilung der Finanz- und Sach-
mittel sowie der Personalausstattung, 

 7.  unverändert 

8. Stellungnahme zur Einrichtung von Stu-
diengängen, 

 8.  unverändert 

9. Beratung der Berichte des Präsidiums,  9.  unverändert 

10. Stellungnahme vor Abschluss und Über-
wachen der Erfüllung von Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen. 

 10.  unverändert 

Die Aufgaben nach den Nr. 2 bis 7 erstre-
cken sich auch auf Änderungen bestehender 
Regelungen.  

 Die Aufgaben nach den Nr. 2 bis 7 erstre-
cken sich auch auf Änderungen bestehender 
Regelungen.  

(2) Das Präsidium und die anderen Organe 
der Hochschule erteilen dem Hochschulrat 
alle Informationen, die er zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben benötigt. Der Hochschulrat 
hat das Recht, zu seinen Sitzungen das Er-
scheinen der Mitglieder des Präsidiums zu 
verlangen.  

 (2) unverändert 

(3) Der Hochschulrat hat fünf ehrenamtliche 
Mitglieder, davon sollen mindestens zwei 
Frauen sein. Vier der Mitglieder werden vom 
Senat vorgeschlagen und vom Ministerium 
bestellt. Die nach Satz 2 bestellten Mitglieder 
schlagen das weitere Mitglied als Vorsitzen-
de oder Vorsitzenden des Hochschulrats vor, 
das ebenfalls der Bestellung durch das Mi-
nisterium bedarf. Vorgeschlagen und bestellt 
werden können mit dem Hochschulwesen 
vertraute Persönlichkeiten aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Kultur und Politik aus dem In- und 
Ausland, die nicht einer Hochschule oder 
einem Ministerium des Landes angehören. 
Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jah-
re. Die Wiederbestellung ist möglich.  

 (3) unverändert 

(4) Der Hochschulrat wählt eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter der oder des 
Vorsitzenden. Er gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.  

 (4) unverändert 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident gehört 
dem Hochschulrat mit beratender Stimme 
und Antragsrecht an. Die Gleichstellungsbe-

 (5) unverändert 
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auftragte sowie eine Vertreterin oder ein 
Vertreter des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses der Hochschule sind berechtigt, an 
den Sitzungen des Hochschulrats teilzuneh-
men; sie haben jeweils beratende Stimme 
und Antragsrecht. 

(6) Die Hochschule stattet den Hochschulrat 
aus ihren Personal- und Sachmitteln aufga-
bengerecht aus. Sie trägt die weiteren erfor-
derlichen Aufwendungen des Gremiums und 
seiner Mitglieder nach Maßgabe der Verfas-
sung. 

 (6) unverändert 

§ 20 
Universitätsrat 

§ 20 
Universitätsrat 

(1) Die Hochschulen Universität Flensburg, 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und 
Universität zu Lübeck haben einen gemein-
samen Hochschulrat (Universitätsrat). § 19 
findet entsprechende Anwendung, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

  unverändert 

(2) Der Universitätsrat ist zugleich Hoch-
schulrat nach § 19 Abs. 1 für jede der Hoch-
schulen nach Absatz 1; er wirkt auf eine en-
ge Zusammenarbeit der drei Hochschulen 
untereinander sowie insbesondere im Rah-
men des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 7 dar-
auf hin, dass die drei Hochschulen die ent-
sprechenden Festlegungen untereinander 
abstimmen.  

  

(3) Gegenüber dem Medizin-Ausschuss hat 
der Universitätsrat folgende Aufgaben: 

  

1. die Entscheidung über Auswahl, Bestel-
lung und Abberufung der Wissenschafts-
direktorin oder des Wissenschaftsdirek-
tors als Vorsitzende oder Vorsitzenden 
(§ 33 Abs. 4) und  

  

2. die Entgegennahme des Berichts über 
die Verteilung der Finanzmittel (§ 33 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4). 

  

(4) Der Universitätsrat hat neun Mitglieder, 
davon sollen mindestens vier Frauen sein. 
Jeweils zwei Mitglieder werden von den Se-
naten der Universität zu Lübeck und der Uni-
versität Flensburg vorgeschlagen, vier Mit-
glieder werden vom Senat der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel vorgeschlagen.  

  

(5) Die Präsidentinnen oder Präsidenten der 
drei Hochschulen und die Wissenschaftsdi-
rektorin oder der Wissenschaftsdirektor des 
Medizin-Ausschusses gehören dem Univer-
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sitätsrat mit beratender Stimme und Antrags-
recht an. Die Gleichstellungsbeauftragten 
sowie je eine Vertreterin oder ein Vertreter 
des jeweiligen Allgemeinen Studierenden-
ausschusses der Hochschulen nach Absatz 
1 sind berechtigt, an den Sitzungen des Uni-
versitätsrates teilzunehmen; sie haben je-
weils beratende Stimme und Antragsrecht. 

(6) Für die Besetzung der Funktion nach 
§ 33 Abs. 4 bildet der Universitätsrat eine 
Findungskommission, der folgende Mitglie-
der angehören: 

  

1. die oder der Vorsitzende des Universi-
tätsrats, 

  

2. zwei Mitglieder aus jedem der beiden 
Fachbereiche, die von den Fachbe-
reichskonventen gewählt werden, 

  

3. eine Sachverständige oder ein Sachver-
ständiger aus der medizinischen Wissen-
schaft, die oder der weder einer der bei-
den Hochschulen noch dem Klinikum an-
gehört, 

  

4. die oder der Sachverständige aus dem 
Wirtschaftsleben gemäß § 86 Abs. 1 
Nr. 9 und 

  

5. die oder der Vorsitzende des Vorstands 
des Klinikums mit beratender Stimme. 

  

Die Findungskommission schreibt die Stelle 
aus, prüft die Bewerbungen und erstellt eine 
Vorschlagsliste, die drei Namen enthält. Der 
Vorschlagsliste ist eine eingehende Würdi-
gung der fachlichen und persönlichen Eig-
nung der Vorgeschlagenen sowie eine Be-
gründung für die Reihenfolge beizufügen. 

  

(7) Die Sitzungen des Universitätsrates fin-
den nach Bedarf abwechselnd in den drei 
Hochschulen statt. 

  

(8) Der Universitätsrat hat eine Geschäfts-
stelle, deren Sitz er festlegt, die er im Be-
nehmen mit den Präsidien der drei Hoch-
schulen aus deren Finanzmitteln aufgaben-
gerecht ausstattet und die ihm untersteht. 
Die Geschäftsstelle wird hauptberuflich von 
einer Geschäftsführerin oder einem Ge-
schäftsführer geleitet. Die weiteren erforder-
lichen Aufwendungen des Gremiums tragen 
die Hochschulen nach Maßgabe ihrer jewei-
ligen Verfassung. Die entsprechenden Rege-
lungen sind zwischen den Hochschulen ab-
zustimmen. 
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§ 21 
Senat 

§ 21 
Senat 

(1) Der Senat berät in Angelegenheiten von 
Forschung, Lehre und Studium, die die ge-
samte Hochschule betreffen oder von grund-
sätzlicher Bedeutung sind. Er überwacht die 
Geschäftsführung des Präsidiums, soweit 
dies nicht Aufgabe des Hochschulrats ist. 
Der Senat ist, soweit durch dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, zuständig für: 

 (1) Der Senat berät in Angelegenheiten von 
Forschung, Lehre und Studium, die die ge-
samte Hochschule betreffen oder von grund-
sätzlicher Bedeutung sind. Er überwacht die 
Geschäftsführung des Präsidiums, soweit 
dies nicht Aufgabe des Hochschulrats ist. 
Der Senat ist, soweit durch dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, zuständig für: 

1. Beschlussfassung über die Verfassung,  1.  unverändert 

2. Beschlussfassungen über die sonstigen 
von der Hochschule zu erlassenden Sat-
zungen, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt, 

 2.  unverändert 

3. Beteiligung an der Erarbeitung des 
Wahlvorschlags für die Wahl der Präsi-
dentin oder des Präsidenten und der Fin-
dungskommission für die Wahl der Prä-
sidentin oder des Präsidenten, 

 3.  unverändert 

4. Wahl und Abwahl der Präsidentin oder 
des Präsidenten, der Vizepräsidentinnen 
und der Vizepräsidenten sowie der Kanz-
lerin oder des Kanzlers, 

 4.  unverändert 

5. Entscheidung über Forschungsschwer-
punkte der Hochschule, 

 5.  unverändert 

6. Zustimmung zu einem Forschungsbericht 
der Hochschule, 

 6.  unverändert 

7. Stellungnahme zu einem Geschäftsbe-
richt der Hochschule, 

 7.  unverändert 

8. Beschlussfassung über den Haushalts-
plan, 

 8.  unverändert 

9. Stellungnahme zum Struktur- und Ent-
wicklungsplan der Hochschule, 

 9.  unverändert 

10. Stellungnahme vor Abschluss von Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen, 

 10.  unverändert 

11. Stellungnahmen und Vorschläge zur Ein-
richtung, Änderung und Aufhebung von 
Studiengängen, 

 11.  unverändert 

12. Stellungnahmen zu Berufungsvorschlä-
gen der Fachbereiche; § 18 Abs. 2 Satz 
3 bleibt unberührt, 

 12.  unverändert 

13. Entscheidungen über die Einrichtung, 
Änderung oder Aufhebung von wissen-
schaftlichen Einheiten nach Maßgabe der 
Verfassung nach Anhörung des Fachbe-

 13.  unverändert 
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reichs und im Benehmen mit dem Hoch-
schulrat durch Satzung; § 18 Abs. 2 
bleibt unberührt, 

14. Entscheidungen von grundsätzlicher Be-
deutung in Fragen der Förderung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Nachwuchses, 

 14.  unverändert 

15. Stellungnahme zu Prüfungsordnungen 
der Fachbereiche vor deren Genehmi-
gung durch das Präsidium, den Erlass 
der Prüfungsverfahrensordnung und den 
Erlass von Grundsätzen für Habilitations- 
und Promotionsordnungen, 

 15. Stellungnahme zu Prüfungsordnungen 
der Fachbereiche vor deren Genehmi-
gung durch das Präsidium, den Erlass 
der Prüfungsverfahrensordnung, den Er-
lass fachübergreifender Bestimmun-
gen für Prüfungen, soweit einheitliche 
Studien- und Prüfungsbestimmungen 
erforderlich sind, und den Erlass von 
Grundsätzen für Habilitations- und Pro-
motionsordnungen, 

16. Stellungnahme zu besonderen For-
schungsprojekten, 

 16.  unverändert 

17. Entscheidungen über Würden und Eh-
rungen; die Zuständigkeit für die Ehren-
promotion bleibt unberührt. 

 17.  unverändert 

Das Präsidium und die anderen Organe der 
Hochschule erteilen dem Senat alle Informa-
tionen, die er zur Wahrnehmung seiner Auf-
gaben benötigt. 

 Das Präsidium und die anderen Organe der 
Hochschule erteilen dem Senat alle Informa-
tionen, die er zur Wahrnehmung seiner Auf-
gaben benötigt. 

(2) Der Senat kann zur Vorbereitung seiner 
Beschlüsse beratende Ausschüsse bilden; 
die Mitgliedergruppen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 müssen darin angemessen vertreten 
sein. Er muss als zentrale Ausschüsse einen 
Studienausschuss, einen Ausschuss für For-
schungs- und Wissenstransfer, einen Haus-
halts- und Planungsausschuss sowie einen 
Gleichstellungsausschuss bilden. Über die 
Einsetzung weiterer Ausschüsse entscheidet 
der Senat mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 
Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom 
Senat gewählt. Es können auch Mitglieder 
der Hochschule gewählt werden, die nicht 
Mitglied des Senats sind. Das Nähere regelt 
die Hochschule durch Satzung. 

 (2) unverändert 

(3) Dem Senat gehören 23 Vertreterinnen 
oder Vertreter der Mitgliedergruppen nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 im Verhältnis 12 : 4 : 
4 : 3 an. Hat die Hochschule weniger als 
5.000 Mitglieder, besteht der Senat aus 13 
Vertreterinnen und Vertretern der Mitglieder-
gruppen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 im Ver-
hältnis 7 : 2 : 2 : 2. 

 (3) unverändert 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident, Vize-
präsidentinnen und Vizepräsidenten, die 

 (4) unverändert 
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Kanzlerin oder der Kanzler, Dekaninnen, 
Dekane und die Gleichstellungsbeauftragte 
gehören dem Senat mit Antragsrecht und 
beratender Stimme an. 

(5) Der Senat wählt aus seiner Mitte eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, die 
oder der die Sitzungen des Senats einberuft 
und leitet, sowie eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter. 

 (5) unverändert 

§ 22 
Präsidium 

§ 22 
Präsidium 

(1) Das Präsidium leitet die Hochschule. Es 
ist für alle Angelegenheiten zuständig, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Das 
Präsidium ist insbesondere zuständig für 

 (1) Das Präsidium leitet die Hochschule. Es 
ist für alle Angelegenheiten zuständig, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Das 
Präsidium ist insbesondere zuständig für 

1. die Aufstellung der Struktur- und Entwick-
lungsplanung der Hochschule, 

 1.  unverändert 

2.. die Einrichtung, Änderung und Aufhe-
bung von Studiengängen, 

 2.  unverändert 

3. den Abschluss von Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen mit dem Ministerium,  

 3.  unverändert 

4. den Abschluss von Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen mit den Fachbereichen 
und zentralen wissenschaftlichen Einrich-
tungen, 

 4.  unverändert 

5. die Gewährleistung der Qualitätssiche-
rung nach § 5, 

 5.  unverändert 

6. die Genehmigung der Prüfungsordnun-
gen der Fachbereiche, 

 6. die Genehmigungen der Prüfungsord-
nungen der Fachbereiche, der Prü-
fungsverfahrensordnung und fach-
übergreifender Bestimmungen für 
Prüfungen gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2, 

7. die Aufstellung und den Vollzug des 
Haushaltsplans der Hochschule, 

 7.  unverändert 

8. die Vergabe von Leistungsbezügen und 
Zulagen, nach der Hochschul-
Leistungsbezüge-Verordnung vom 17. 
Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 46), mit 
Ausnahme von Leistungsbezügen der 
Präsidiumsmitglieder; das Präsidium ent-
scheidet auf Vorschlag oder nach Anhö-
rung der Dekanin oder des Dekans,  

 8.  unverändert 

9. den Vorschlag gegenüber dem Ministeri-
um zur Festsetzung von Zulassungszah-
len. 

 9.  unverändert 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident führt 
den Vorsitz im Präsidium und verfügt über 

 (2) unverändert 
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die Richtlinienkompetenz. Bei Stimmen-
gleichheit gibt ihre oder seine Stimme den 
Ausschlag. Über die Geschäftsverteilung und 
Vertretung entscheidet das Präsidium auf 
Vorschlag der Präsidentin oder des Präsi-
denten. Innerhalb ihres Geschäftsbereichs 
nehmen die Mitglieder des Präsidiums ihre 
Aufgaben selbstständig wahr. 

(3) Die Mitglieder des Präsidiums bedienen 
sich zur Erledigung ihrer Aufgaben der zent-
ralen Verwaltung. 

 (3) unverändert 

(4) Das Präsidium wirkt darauf hin, dass die 
Organe der Hochschule, die Fachbereiche 
und die Einrichtungen ihre Aufgaben wahr-
nehmen, dass die Mitglieder der Hochschule 
ihre Pflichten erfüllen und dass sie in ihren 
Rechten geschützt werden. 

 (4) unverändert 

(5) Alle Gremien, Einrichtungen und Organe 
der Hochschule haben dem Präsidium Aus-
kunft zu erteilen. Die Mitglieder des Präsidi-
ums sind zu den Sitzungen aller Gremien der 
Hochschule unter Angabe der Tagesordnung 
einzuladen; sie haben das Recht, an den 
Sitzungen mit beratender Stimme teilzuneh-
men und sich jederzeit über die Arbeit der 
Gremien zu unterrichten. Das Präsidium 
kann Organe und sonstige Gremien zu ge-
meinsamen Sitzungen einberufen und die 
Sitzungen leiten. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht für den Hochschulrat und den Medizin-
Ausschuss. 

 (5) unverändert 

(6) Das Präsidium bereitet die Beratungen 
des Hochschulrats und des Senats vor und 
führt seine Beschlüsse aus. 

 (6) unverändert 

(7) Das Präsidium kann mit Ausnahme des 
Hochschulrats von allen Stellen der Hoch-
schule im Rahmen von deren jeweiliger Zu-
ständigkeit verlangen, dass über bestimmte 
Angelegenheiten beraten und entschieden 
wird. 

 (7) unverändert 

(8) In unaufschiebbaren Angelegenheiten 
trifft das Präsidium für das zuständige Hoch-
schulorgan mit Ausnahme des Hochschul-
rats die unerlässlichen Entscheidungen und 
Maßnahmen. Es hat das zuständige Organ 
unverzüglich zu unterrichten. Dieses kann 
die Entscheidungen aufheben; bereits ent-
standene Rechte Dritter bleiben unberührt. 

 (8) unverändert 

(9) Dem Präsidium gehören an  (9) unverändert 

1. die Präsidentin oder der Präsident   



Drucksache 16/1174 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 30 - 

2. nach Maßgabe der Verfassung bis zu 
drei weitere gewählte Vizepräsidentinnen 
und Vizepräsidenten und 

  

3. die Kanzlerin oder der Kanzler.   

(10) Das Präsidium beteiligt die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei allen ihren Aufgabenbe-
reich betreffenden Angelegenheiten und gibt 
ihr regelmäßig Gelegenheit, dazu vorzutra-
gen. 

 (10) unverändert 

(11) Das Präsidium gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 

 (11) unverändert  

§ 23 
Präsidentin oder Präsident 

§ 23 
Präsidentin oder Präsident 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt 
die Hochschule gerichtlich und außergericht-
lich; sie oder er übt das Amt hauptberuflich 
aus. 

  unverändert 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident ist 
zuständig für die laufenden Geschäfte der 
Hochschule, die Wahrung der Ordnung in-
nerhalb der Hochschule und die Ausübung 
des Hausrechts. 

  

(3) Bei unaufschiebbaren Angelegenheiten 
entscheidet die Präsidentin oder der Präsi-
dent anstelle des Präsidiums. Sie oder er hat 
in diesen Fällen das Präsidium unverzüglich 
zu unterrichten. Das Präsidium kann die Ent-
scheidung aufheben, soweit durch ihre Aus-
führung nicht Rechte Dritter entstanden sind. 

  

(4) Die Präsidentin oder der Präsident hat 
rechtswidrigen Beschlüssen oder Maßnah-
men der Organe und Gremien der Hoch-
schule binnen zwei Wochen zu widerspre-
chen, ihren Vollzug auszusetzen und auf 
Abhilfe zu dringen. Der Widerspruch hat auf-
schiebende Wirkung. Weigern sich Organe, 
andere Gremien oder Mitglieder der Hoch-
schule, einen rechtswidrigen Zustand zu 
beseitigen oder entsprechend einem Be-
schluss eines Kollegialorgans tätig zu wer-
den, nimmt das Präsidium die notwendigen 
Maßnahmen vor, um die Rechtswidrigkeit zu 
beseitigen, und informiert das Ministerium 
über die Maßnahmen.  

  

(5) Die Präsidentin oder der Präsident wird 
vom Senat gewählt und vom Ministerium 
bestellt. Die Hochschule schreibt die Stelle 
rechtzeitig öffentlich aus. Hochschulen mit 
weniger als 2.500 Mitgliedern können auf 
eine öffentliche Ausschreibung verzichten, 
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wenn die Verfassung dies vorsieht. Zur Prä-
sidentin oder zum Präsidenten kann bestellt 
werden, wer eine abgeschlossene Hoch-
schulausbildung besitzt, aufgrund einer 
mehrjährigen verantwortlichen beruflichen 
Tätigkeit, insbesondere in Wissenschaft, 
Wirtschaft, Verwaltung oder Rechtspflege, 
erwarten lässt, dass sie oder er den Aufga-
ben des Amtes gewachsen ist. 

(6) Zur Vorbereitung der Wahl richten der 
Hochschulrat und der Senat eine gemeinsa-
me Findungskommission ein, die aus je vier 
Mitgliedern beider Organe besteht; jedes 
Organ entsendet dabei mindestens ein weib-
liches Mitglied. Bei der Nominierung der Mit-
glieder berücksichtigt der Senat seine Mit-
gliedergruppen. Den Vorsitz führt eines der 
vom Senat entsandten Mitglieder. Die Fin-
dungskommission legt einen Wahlvorschlag 
mit mindestens zwei Namen vor, der der 
Zustimmung von mindestens fünf Mitgliedern 
bedarf. Die Vorschlagsliste wird dem Senat 
zur Durchführung der Wahl vorgelegt. 

  

(7) Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. Wie-
derwahl ist möglich. Die Präsidentin oder der 
Präsident wird in ein Beamtenverhältnis auf 
Zeit oder ein befristetes privatrechtliches 
Dienstverhältnis berufen. Das aktive und 
passive Wahlrecht der Präsidentinnen und 
Präsidenten als Professorinnen oder Profes-
soren ruht während der Wahlzeit. 

  

(8) Die Präsidentin oder der Präsident kann 
aus wichtigem Grund mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der Mitglieder des Senats ab-
gewählt werden. 

  

(9) Die Präsidentin oder der Präsident kann 
beim Ministerium beantragen, während ihrer 
oder seiner Amtszeit im Rahmen eines Ne-
benamtes die Berechtigung zu Forschung 
und Lehre zu erhalten und das Recht, bei 
Prüfungen mitzuwirken. Ferner kann das 
Ministerium ihr oder ihm auf Antrag im Ne-
benamt die Wahrnehmung weiterer Aufga-
ben in der Hochschule oder im Klinikum 
ganz oder teilweise gestatten.  

  

(10) Für Präsidentinnen und Präsidenten, die 
in einem befristeten privatrechtlichen Dienst-
verhältnis beschäftigt werden, gelten die 
Vorschriften über Bedienstete im Beamten-
verhältnis auf Zeit entsprechend. 

  

(11) Wird eine Hochschullehrerin oder ein 
Hochschullehrer im Dienste des Landes zur 
Präsidentin oder zum Präsident bestellt, wird 
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sie oder er für die Dauer der Amtszeit ohne 
Bezüge beurlaubt; bei einer Professur auf 
Zeit endet die Beurlaubung mit dem Ende 
der Professur. § 13 Abs. 4 Landesbeamten-
gesetz findet keine Anwendung. 

(12) Ist durch die Ernennung zur Präsidentin 
oder zum Präsidenten ein Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit beendet worden, so ist auf 
Antrag im unmittelbaren Anschluss an min-
destens eine volle Amtszeit als Präsidentin 
oder Präsident ein dem früheren Rechts-
stand entsprechendes Amt, das mit mindes-
tens demselben Endgrundgehalt verbunden 
ist wie das frühere Amt, zu verleihen, wenn 
die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Erfolgte die Bestellung 
in das Präsidentenamt aus einem Hoch-
schullehreramt eines anderen Dienstherrn 
heraus, findet ein Berufungsverfahren nicht 
statt; das Amt ist in der Regel an der Hoch-
schule zu übertragen, an der das Präsiden-
tenamt wahrgenommen wurde. Bestand vor 
der Bestellung in das Präsidentenamt ein 
Angestelltenverhältnis im öffentlichen Dienst, 
so soll auf Antrag im unmittelbaren An-
schluss an die Amtszeit eine Verwendung in 
einer der früheren Rechtsstellung vergleich-
baren Tätigkeit im Landesdienst erfolgen; 
Satz 2 gilt entsprechend. 

  

§ 24 
Vizepräsidentinnen und Vize-

präsidenten 

§ 24 
Vizepräsidentinnen und Vize-

präsidenten 

(1) Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsi-
denten werden auf Vorschlag der Präsidentin 
oder des Präsidenten vom Senat aus dem 
Kreis der Professorinnen und Professoren 
für eine Amtszeit von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Hat die Hochschule 
mehr als eine Vizepräsidentin oder einen 
Vizepräsidenten, kann nach Maßgabe der 
Hochschulverfassung eine Vizepräsidentin 
oder ein Vizepräsident auch aus dem Kreis 
der übrigen Hochschulmitglieder gewählt 
werden.  

  unverändert 

(2) Die Vizepräsidentinnen und Vizepräsi-
denten sind von ihren Dienstpflichten wäh-
rend ihrer Wahlzeit angemessen zu entlas-
ten. 

  

(3) Eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsi-
dent kann aus wichtigem Grund mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder des 
Senats abgewählt werden. 
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§ 25 
Kanzlerin oder Kanzler 

§ 25 
Kanzlerin oder Kanzler 

(1) Die Kanzlerin oder der Kanzler leitet die 
Verwaltung der Hochschule unter der Ver-
antwortung der Präsidentin oder des Präsi-
denten unbeschadet der fachlichen Zustän-
digkeit der anderen Präsidiumsmitglieder für 
ihre Aufgabenbereiche. Sie oder er ist Beauf-
tragte oder Beauftragter für den Haushalt. 
Erhebt die Kanzlerin oder der Kanzler Wi-
derspruch gegen einen Beschluss des Prä-
sidiums in einer Angelegenheit von finanziel-
ler Bedeutung, ist erneut abzustimmen. Zwi-
schen der ersten und der erneuten Abstim-
mung sollen mindestens sechs Tage liegen. 
Kommt bei einer erneuten Abstimmung ein 
Beschluss gegen die Stimme der Kanzlerin 
oder des Kanzlers zustande, kann diese 
oder dieser die Entscheidung des Hoch-
schulrats über die Angelegenheit herbeifüh-
ren. 

  unverändert 

(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler wird vom 
Senat auf Vorschlag der Präsidentin oder 
des Präsidenten auf der Grundlage einer 
vorausgegangenen Ausschreibung gewählt. 
Der Wahlvorschlag soll mindestens zwei 
Kandidatinnen oder Kandidaten enthalten. 
Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. Wieder-
wahl ist möglich. 

  

(3) Gewählt werden kann, wer eine abge-
schlossene Hochschulausbildung besitzt und 
aufgrund einer mehrjährigen verantwortli-
chen beruflichen Tätigkeit, insbesondere in 
Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung oder 
Rechtspflege, erwarten lässt, dass sie oder 
er den Aufgaben des Amtes gewachsen ist. 

  

(4) Kanzlerinnen und Kanzler werden in ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Eine 
Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des Landes 
ist im Falle der Ernennung zur Kanzlerin 
oder zum Kanzler für die Dauer der Wahlzeit 
unter Fortfall der Dienstbezüge zu beurlau-
ben; im Fall eines privatrechtlichen Arbeits-
verhältnisses ist ihr oder ihm Sonderurlaub 
ohne Fortzahlung der Bezüge zu gewähren. 
§ 13 Abs. 4 Landesbeamtengesetz findet 
keine Anwendung, sofern die oder der Be-
schäftigte einen Antrag auf Beurlaubung aus 
ihrem oder seinem privatrechtlichen Arbeits-
verhältnis gestellt hat. 

  

(5) Die Kanzlerin oder der Kanzler kann aus 
wichtigem Grund mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Mitglieder des Senats abgewählt 
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werden. 

§ 26 
Vorzeitige Beendigung der 

Amtszeit von Präsidiumsmit-
gliedern 

§ 26 
Vorzeitige Beendigung der 

Amtszeit von Präsidiumsmit-
gliedern 

(1) Scheidet eine Präsidentin oder ein Präsi-
dent vor Ablauf der regulären Amtszeit aus, 
wählt der Senat eine Nachfolgerin oder einen 
Nachfolger für die volle Amtszeit gemäß § 23 
Abs. 7 Satz 1. 

  unverändert 

(2) Scheidet eine Vizepräsidentin oder ein 
Vizepräsident vor Ablauf der regulären 
Amtszeit aus, wählt der Senat auf Vorschlag 
der Präsidentin oder des Präsidenten eine 
Nachfolgerin oder einen Nachfolger für die 
volle Amtszeit gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1. 

  

(3) Scheidet eine Kanzlerin oder ein Kanzler 
vor Ablauf der regulären Amtszeit aus, wählt 
der Senat auf Vorschlag der Präsidentin oder 
des Präsidenten eine Nachfolgerin oder ei-
nen Nachfolger für die volle Amtszeit gemäß 
§ 25 Abs. 2 Satz 3. 

  

§ 27 
Gleichstellungsbeauftragte 

§ 27 
Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte setzt sich 
für die verfassungsrechtlich gebotene Chan-
cengleichheit der Mitglieder ihrer Hochschule 
ein und wirkt insbesondere bei der Beseiti-
gung bestehender Nachteile für wissen-
schaftlich tätige Frauen oder Männer sowie 
Studentinnen oder Studenten mit. Sie wirkt 
auf die Einbeziehung gleichstellungsrelevan-
ter Aspekte bei der Erfüllung der Aufgaben 
der Hochschule hin. Das Präsidium beteiligt 
die Gleichstellungsbeauftragte der Hoch-
schule bei sie betreffenden Angelegenheiten. 
Sie gehört dem Senat, die Gleichstellungs-
beauftragte des Fachbereichs dem Fachbe-
reichskonvent mit Antragsrecht und beraten-
der Stimme an. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte der Hochschule ist berechtigt, zur Er-
füllung ihrer Aufgaben mit Antragsrecht und 
beratender Stimme an den Sitzungen des 
Hochschulrats sowie aller anderen Gremien 
teilzunehmen, soweit keine anderen Zustän-
digkeiten geregelt sind. Die Organe und 
Gremien der Hochschulen erteilen der 
Gleichstellungsbeauftragten alle Informatio-
nen, die sie zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben benötigt. 

 (1) Die Gleichstellungsbeauftragte unter-
stützt die Hochschule bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach § 3 Abs. 5. Sie wirkt 
auf die Einbeziehung gleichstellungsrelevan-
ter Aspekte bei der Erfüllung der Aufgaben 
der Hochschule hin. Das Präsidium beteiligt 
die Gleichstellungsbeauftragte der Hoch-
schule bei sie betreffenden Angelegenheiten. 
Die Organe der Hochschule haben die 
Gleichstellungsbeauftragte so frühzeitig 
zu beteiligen, dass deren Initiativen, An-
regungen, Bedenken oder sonstige Stel-
lungnahmen berücksichtigt werden kön-
nen. Die Gleichstellungsbeauftragte ge-
hört dem Senat, die Gleichstellungsbeauf-
tragte des Fachbereichs dem Fachbereichs-
konvent mit Antragsrecht und beratender 
Stimme an. Die Gleichstellungsbeauftragte 
der Hochschule ist berechtigt, zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit Antragsrecht und bera-
tender Stimme an den Sitzungen des Hoch-
schulrats sowie aller anderen Gremien teil-
zunehmen, soweit keine anderen Zuständig-
keiten geregelt sind. Die Organe und Gre-
mien der Hochschulen erteilen der Gleich-
stellungsbeauftragten alle Informationen, die 
sie zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben benö-
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tigt. 

(2) In Hochschulen mit mehr als 2.500 Mit-
gliedern ist die Gleichstellungsbeauftragte 
der Hochschule hauptberuflich tätig; die 
Hochschule hat in diesen Fällen die Stelle 
öffentlich auszuschreiben. Für die Gleichstel-
lungsbeauftragte wird ein privatrechtliches 
Dienstverhältnis begründet. Wird eine Mitar-
beiterin des Landes zur Gleichstellungsbe-
auftragen gewählt, ist sie für die Dauer der 
Wahlzeit unter Fortfall der Dienstbezüge zu 
beurlauben. In Hochschulen mit nicht mehr 
als 2.500 Mitgliedern ist die Gleichstellungs-
beauftragte der Hochschule, ebenso wie an 
allen Hochschulen die Gleichstellungsbeauf-
tragten der Fachbereiche, nebenberuflich 
tätig; die nebenberuflichen Gleichstellungs-
beauftragten werden aus dem Kreis der an 
der Hochschule hauptberuflich tätigen Mitar-
beiterinnen gewählt. Die Hochschule hat die 
Stellen hochschulöffentlich auszuschreiben. 
Die nebenberuflichen Gleichstellungsbeauf-
tragten sind von ihren Dienstpflichten ange-
messen zu befreien. 

 (2) In Hochschulen mit mehr als 2.000 Mit-
gliedern ist die Gleichstellungsbeauftragte 
der Hochschule hauptberuflich tätig; die 
Hochschule hat in diesen Fällen die Stelle 
öffentlich auszuschreiben. Für die Gleichstel-
lungsbeauftragte wird ein privatrechtliches 
Dienstverhältnis begründet. Wird eine Mitar-
beiterin des Landes zur Gleichstellungsbe-
auftragen gewählt, ist sie für die Dauer der 
Wahlzeit unter Fortfall der Dienstbezüge zu 
beurlauben. In Hochschulen mit nicht mehr 
als 2.000 Mitgliedern ist die Gleichstellungs-
beauftragte der Hochschule, ebenso wie an 
allen Hochschulen die Gleichstellungsbeauf-
tragten der Fachbereiche, nebenberuflich 
tätig; die nebenberuflichen Gleichstellungs-
beauftragten werden aus dem Kreis der an 
der Hochschule hauptberuflich tätigen Mitar-
beiterinnen gewählt. Die Hochschule hat die 
Stellen hochschulöffentlich auszuschreiben. 
Die nebenberuflichen Gleichstellungsbeauf-
tragten sind von ihren Dienstpflichten ange-
messen zu befreien. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte der Hoch-
schule wird vom Senat für eine Amtszeit von 
in der Regel fünf Jahren, die Gleichstel-
lungsbeauftragte des Fachbereichs vom 
Fachbereichskonvent für eine Amtszeit von 
in der Regel drei Jahren gewählt. Wieder-
wahl ist möglich. Senat und Fachbereich 
können jeweils einen Ausschuss zur Erarbei-
tung eines Wahlvorschlags einsetzen. Die 
Verfassung der jeweiligen Hochschule regelt 
insbesondere Wahl und Amtszeit der Gleich-
stellungsbeauftragten und ihrer Stellvertre-
tung.  

 (3) unverändert 

§ 28 
Fachbereich 

§ 28 
Fachbereich 

(1) Der Fachbereich erfüllt unbeschadet der 
Gesamtverantwortung der Hochschule und 
der Zuständigkeiten der zentralen Hoch-
schulorgane auf seinem Fachgebiet die Auf-
gaben der Hochschule. Zu seinen Aufgaben 
gehören insbesondere: 

  unverändert 

1. die Verwaltung der ihm zugewiesenen 
Personal- und Sachmittel, 

  

2. die Gewährleistung der Vollständigkeit 
des Lehrangebots, 

  

3. die ordnungsgemäße Durchführung von 
Studiengängen, 
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4. die Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung, des Wissens- und Technolo-
gietransfers sowie der Weiterbildung, 

  

5. Maßnahmen der Qualitätssicherung nach 
§ 5, 

  

6. die Vorbereitung von Berufungen,   

7. die Förderung des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Nachwuchses, 

  

8. die Mitwirkung bei der Studienberatung 
nach § 48. 

  

(2) Mitglieder des Fachbereichs sind die Mit-
glieder der Hochschule, die in diesem über-
wiegend tätig sind, die Studierenden, die in 
einem Studiengang immatrikuliert sind, des-
sen Durchführung dem Fachbereich obliegt, 
sowie die eingeschriebenen Doktorandinnen 
und Doktoranden. Studierende, die in mehre-
ren Fachbereichen studieren, bestimmen bei 
der Immatrikulation, in welchem Fachbereich 
sie ihre mitgliedschaftlichen Rechte wahr-
nehmen. Angehörige des wissenschaftlichen 
Personals können mit Zustimmung des be-
troffenen Fachbereichs Mitglied in mehreren 
Fachbereichen sein. 

  

(3) Organe des Fachbereichs sind der Fach-
bereichskonvent und die Dekanin oder der 
Dekan. Im Übrigen regelt der Fachbereich 
seine innere Organisationsstruktur nach Auf-
gaben, Kompetenzen und Verantwortlichkei-
ten durch Satzung, soweit in diesem Gesetz 
oder in der Verfassung nichts anderes be-
stimmt ist. 

  

§ 29 
Fachbereichskonvent 

§ 29 
Fachbereichskonvent 

(1) Der Fachbereichskonvent berät und ent-
scheidet in allen Angelegenheiten des Fach-
bereichs, soweit durch dieses Gesetz oder 
die Verfassung nichts anderes bestimmt ist. 

  unverändert 

(2) Der Fachbereichskonvent besteht aus:   

1. der Dekanin oder dem Dekan,   

2.. elf Vertreterinnen oder Vertretern der 
Mitgliedergruppen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 im Verhältnis 6:2:2:1 und 

  

3. der Gleichstellungsbeauftragten des 
Fachbereichs mit Antragsrecht und bera-
tender Stimme. 
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Die Fachbereichssatzung kann vorsehen, 
dass abweichend von Satz 1 Nr. 2 dem 
Fachbereichskonvent 21 Vertreterinnen oder 
Vertreter der Mitgliedergruppen im Verhältnis 
11:4:4:2 oder 31 Vertreterinnen oder Vertre-
ter der Mitgliedergruppen im Verhältnis 
16:6:6:3 angehören. 

  

(3) Der Fachbereichskonvent kann zur Vor-
bereitung seiner Beschlüsse Ausschüsse 
bilden. Das Nähere wird in der Fachbe-
reichssatzung geregelt. 

  

§ 30 
Dekanin oder Dekan 

§ 30 
Dekanin oder Dekan 

(1) Die Dekanin oder der Dekan leitet den 
Fachbereich, bereitet die Beschlüsse des 
Fachbereichskonvents vor und führt sie aus. 
Sie oder er entscheidet insbesondere über 
die Verwendung der Personal- und Sachmit-
tel, die dem Fachbereich zugewiesen sind, 
sowie über den Einsatz der wissenschaftli-
chen, künstlerischen und sonstigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Fachbereichs; 
sie oder er unterrichtet darüber den Fachbe-
reichskonvent. Die Dekanin oder der Dekan 
ist verantwortlich für die Sicherstellung des 
erforderlichen Lehrangebots und für die Stu-
dien- und Prüfungsorganisation sowie der 
schulpraktischen Studien. Hierzu kann sie 
oder er den zur Lehre verpflichteten Mitglie-
dern des Fachbereichs Weisungen erteilen. 
§ 4 bleibt unberührt. Die Dekanin oder der 
Dekan beteiligt die Gleichstellungsbeauftrag-
te des Fachbereichs bei allen ihren Aufga-
benbereich betreffenden Angelegenheiten. 

 (1) unverändert 

(2) Die Dekanin oder der Dekan wird vom 
Fachbereichskonvent aus dem Kreis der ihm 
angehörenden Professorinnen und Professo-
ren gewählt. Die Wahlzeit beträgt nach Maß-
gabe der Regelung durch die Fachbereichs-
satzung mindestens zwei und höchstens vier 
Jahre. 

 (2) Die Dekanin oder der Dekan wird vom 
Fachbereichskonvent aus dem Kreis der ihm 
angehörenden Professorinnen und Professo-
ren gewählt. Die Wahlzeit beträgt zwei Jah-
re. Scheidet die Dekanin oder der Dekan 
vor Ablauf der regulären Amtszeit aus, 
kann der Konvent für den Rest der Amts-
zeit der ausgeschiedenen Dekanin oder 
des ausgeschiedenen Dekans eine Nach-
folgerin oder einen Nachfolger wählen. 

(3) Die Dekaninnen und Dekane sollen von 
ihren Dienstpflichten als Professorinnen und 
Professoren angemessen entlastet werden. 
Die Verfassung kann vorsehen, dass bei 
großen Fachbereichen die Dekaninnen und 
Dekane ihr jeweiliges Amt hauptberuflich 
ausüben; sie werden in diesem Fall aus ih-
rem bisherigen Amt beurlaubt. Der mitglie-
derrechtliche Status nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 

 (3) unverändert 
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bleibt unberührt. 

(4) Die Dekanin oder der Dekan wird durch 
bis zu zwei Prodekaninnen oder Prodekane 
vertreten. Sie werden aus dem Kreis der 
dem Fachbereichskonvent angehörenden 
Professorinnen und Professoren für mindes-
tens zwei und höchstens vier Jahre gewählt. 

 (4) unverändert 

(5) Die Dekaninnen, Dekane, Prodekaninnen 
und Prodekane können vom Fachbereichs-
konvent mit der Mehrheit von drei Vierteln 
seiner Mitglieder abberufen werden. 

 (5) unverändert 

(6) Der Fachbereichskonvent bestellt auf 
Vorschlag der Dekanin oder des Dekans für 
die Dauer von mindestens zwei Jahren eine 
wissenschaftliche Beschäftigte oder einen 
wissenschaftlichen Beschäftigten als Fach-
bereichsbeauftragte oder Fachbereichsbe-
auftragten für Angelegenheiten der Lehre, 
des Studiums und der Prüfungen. Sie oder 
er wirkt insbesondere darauf hin, dass die 
Prüfungsordnungen erlassen werden und 
das erforderliche Lehrangebot sichergestellt 
wird. Die Dekanin oder der Dekan hört sie 
oder ihn vor grundsätzlichen Entscheidungen 
an. 

 (6) unverändert 

(7) Der Dekanin oder dem Dekan wird in der 
Regel eine Fachbereichsgeschäftsführerin 
oder ein Fachbereichsgeschäftsführer zuge-
ordnet. 

 (7) unverändert 

(8) Verletzen Beschlüsse des Fachbereichs-
konvents oder seiner Ausschüsse das Recht 
oder bewirken sie einen schweren Nachteil 
für die Erfüllung der Aufgaben des Fachbe-
reichs oder der Hochschule, muss die Deka-
nin oder der Dekan die erneute Beratung 
und Beschlussfassung herbeiführen. Wird 
den Bedenken nicht abgeholfen, unterrichtet 
sie oder er die Präsidentin oder den Präsi-
denten. 

 (8) unverändert 

(9) Bei unaufschiebbaren Angelegenheiten 
entscheidet die Dekanin oder der Dekan 
anstelle des Fachbereichskonvents. Sie oder 
er hat in diesen Fällen den Fachbereichs-
konvent unverzüglich zu unterrichten. Dieser 
kann die Entscheidung aufheben, soweit 
durch ihre Ausführung nicht Rechte Dritter 
entstanden sind. 

 (9) unverändert 
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§ 31 
Zusammenarbeit der Fachbe-

reiche 

§ 31 
Zusammenarbeit der Fachbe-

reiche 

Alle Fachbereiche der Hochschule arbeiten 
insbesondere bei der inhaltlichen Ausgestal-
tung und der Organisation von Lehrangebot, 
Studium, Forschung und Weiterbildung in-
terdisziplinär zusammen. Sie stimmen dabei 
die Struktur der von ihnen angebotenen Stu-
diengänge (§ 49) und Forschungsschwer-
punkte aufeinander ab. Die Erledigung die-
ser Aufgaben im Bereich der Lehrerbildung 
wird durch Satzung des Senats einem ge-
meinsamen Ausschuss zugewiesen. Der 
Senat kann weitere gemeinsame Ausschüs-
se durch Satzung einrichten.  

  unverändert 

§ 32 
Fachbereiche Medizin 

§ 32 
Fachbereiche Medizin 

Die Fachbereiche Medizin der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel und der Univer-
sität zu Lübeck nutzen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben die Einrichtungen des Klinikums. 
Sie stimmen ihre Planungen und Entschei-
dungen aufeinander ab und arbeiten unter-
einander und mit dem Klinikum zusammen. 
§ 33 bleibt unberührt. 

  unverändert 

§ 33 
Medizin-Ausschuss 

§ 33 
Medizin-Ausschuss 

(1) Die Koordination der Fachbereiche Medi-
zin untereinander und mit dem Klinikum 
(§ 32) erfolgt durch den Ausschuss für For-
schung und Lehre in der Medizin (Medizin-
Ausschuss). Er untersteht der Rechtsaufsicht 
des Landes. 

 (1) unverändert 

(2) Die Aufgaben des Medizin-Ausschusses 
umfassen insbesondere folgende Angele-
genheiten: 

 (2) unverändert 

1. Entscheidungen, ob eine Professur eines 
der Fachbereiche Medizin besetzt wer-
den soll (§ 62 Abs.1), sowie Zustimmun-
gen zu entsprechenden Ausschreibun-
gen und Berufungsvorschlägen (§ 62 
Abs. 6), 

  

2. Entwicklung von gemeinsamen Stan-
dards für die Fachbereiche Medizin zur 
Ermittlung der Grundausstattung und der 
Ausstattung für besondere Forschungs- 
und Lehrvorhaben, 
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3. Aufteilung der Finanzmittel des Landes 
für Forschung und Lehre (Absatz 5), 

  

4. jährlicher Bericht an den Universitätsrat 
über die Verteilung der Finanzmittel des 
Landes nach Nummer 3, 

  

5. Koordination der Abstimmung des Lehr-
angebots und der Forschungsschwer-
punkte der Fachbereiche Medizin, 

  

6. Abstimmung von Forschung, Lehre, Wei-
terbildung, Wissens- und Technologie-
transfer und Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses mit der im Kli-
nikum durchzuführenden Krankenversor-
gung. 

  

Zur Durchführung dieser Aufgaben kann der 
Medizin-Ausschuss beratende Kommissio-
nen einsetzen. 

  

(3) Der Medizin-Ausschuss besteht aus:  (3) unverändert 

1. einer Wissenschaftsdirektorin oder einem 
Wissenschaftsdirektor als Vorsitzender 
oder Vorsitzendem, 

  

2. jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertre-
tern der Fachbereiche Medizin, die von 
dem jeweiligen Fachbereichskonvent 
gewählt werden, und 

  

3. jeweils einer Vertreterin oder einem Ver-
treter des Präsidiums der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel und des 
Präsidiums der Universität zu Lübeck, die 
diese benennen. 

  

Die oder der Vorsitzende des Vorstands des 
Klinikums nimmt mit beratender Stimme und 
Antragsrecht an den Sitzungen des Medizin-
Ausschusses teil. Der Medizin-Ausschuss 
gibt sich eine Geschäftsordnung. Er ent-
scheidet mit der Mehrheit der Stimmen. Eine 
Übertragung des Stimmrechts auf ein ande-
res Mitglied im Verhinderungsfall ist möglich. 

  

(4) Die Wissenschaftsdirektorin oder der 
Wissenschaftsdirektor wird für sechs Jahre 
in einem Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt 
oder in einem befristeten privatrechtlichen 
Dienstverhältnis angestellt und übt die Tätig-
keit hauptberuflich aus. Sie oder er führt die 
Geschäfte des Medizin-Ausschusses.  

 (4) unverändert 

(5) Das Land gewährt den Universitäten für 
die Fachbereiche Medizin Finanzmittel für 
Forschung und Lehre, die im Klinikum 
durchgeführt werden; die Zuweisung erfolgt 

 (5) unverändert 
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unmittelbar an den Medizin-Ausschuss. Zur 
Verwaltung der Finanzmittel bedienen sich 
der Medizin-Ausschuss und die Fachberei-
che des Klinikums. Der Medizin-Ausschuss 
entscheidet im Benehmen mit den Fachbe-
reichen und dem Vorstand des Klinikums auf 
der Basis der nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
entwickelten Standards über die Verwen-
dung dieser Finanzmittel. Dazu gehören die 
Zuweisungen 

1. an den jeweiligen Fachbereich für die 
Grundausstattung; diese umfasst die 
Aufwendungen für die Pflichtlehre und 
einen davon festzulegenden prozentua-
len Anteil für fachbereichsspezifische 
Forschungs- und Lehrförderungspro-
gramme, 

  

2. für die fachbereichsübergreifend zu ver-
gebenden Finanzmittel für besondere 
Forschungs- und Lehrvorhaben ein-
schließlich leistungsorientierter Mittelver-
teilung. 

  

Die Fachbereiche Medizin berichten dem 
Medizin-Ausschuss jährlich über die Ver-
wendung der Finanzmittel. 

  

(6) Der Medizin-Ausschuss sowie die Fach-
bereiche Medizin schließen mit dem Klinikum 
Vereinbarungen über die Verwaltung und 
Verwendung der Finanzmittel für Forschung 
und Lehre. Hierbei sind die Verpflichtungen 
des Klinikums nach § 83 zu berücksichtigen.  

 (6) unverändert 

(7) Dem Vorstand des Klinikums steht gegen 
Entscheidungen des Medizin-Ausschusses 
nach den Absätzen 1 und 2, die wesentliche 
strukturelle Belange des Klinikums betreffen, 
ein Widerspruchsrecht zu. Der Widerspruch 
ist erledigt, wenn der Medizin-Ausschuss 
unverzüglich abhilft. Wird dem Widerspruch 
nicht abgeholfen, kann der Vorstand des 
Klinikums die Schiedsstelle (Absatz 8) zur 
Entscheidung anrufen.  

 (7) Dem Vorstand des Klinikums steht gegen 
Entscheidungen des Medizin-Ausschusses 
nach den Absätzen 1 und 2, die wesentliche 
strukturelle Belange des Klinikums betreffen, 
ein Widerspruchsrecht zu, das aufschie-
bende Wirkung hat, wenn es sich nicht 
um eine unaufschiebbare Angelegenheit 
handelt. Der Widerspruch ist erledigt, wenn 
der Medizin-Ausschuss unverzüglich abhilft. 
Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, 
kann der Vorstand des Klinikums die 
Schiedsstelle (Absatz 8) zur Entscheidung 
anrufen.  

(8) Beim Ministerium wird eine Schiedsstelle 
für die Entscheidungen nach Absatz 7 Satz 3 
und § 88 Abs. 3 Satz 3 angesiedelt. Die 
Schiedsstelle setzt sich zusammen aus  

 (8) unverändert 

1. zwei Vertreterinnen oder Vertretern aus 
dem Medizin-Ausschuss, dabei je einer 
oder einem von jeder Universität, 
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2. zwei Vertreterinnen oder Vertretern des 
Vorstands des Klinikums,  

  

3. einer Vorsitzenden oder einem Vorsit-
zendem.  

  

Die Mitglieder nach den Nummern 1. und 2. 
werden für einen Zeitraum von zwei Jahren 
dem Ministerium gegenüber benannt. Die 
oder der Vorsitzende wird vom Ministerium 
für einen Zeitraum von zwei Jahren bestellt. 
Die Schiedsstelle gibt sich eine Verfahrens-
ordnung, die der Genehmigung des Ministe-
riums bedarf. Die Entscheidung der Schieds-
stelle tritt im Fall des Absatz 7 Satz 3 an die 
Stelle der Entscheidung des Medizin-
Ausschusses und im Fall des § 88 Abs. 3 
Satz 3 an die Stelle der Entscheidung des 
Vorstands.  

  

§ 34 
Zentrale Einrichtungen 

§ 34 
Zentrale Einrichtungen 

(1) Für die Durchführung von fachbereichs-
übergreifenden Aufgaben kann die Hoch-
schule zentrale Einrichtungen (zentrale Ein-
richtungen) bilden. Die Errichtung, Änderung 
und Aufhebung von zentralen Einrichtungen 
regelt das Präsidium durch Satzung. 

  unverändert 

(2) Alle bibliothekarischen Einrichtungen in 
der Hochschule werden in einer zentralen 
Einrichtung zusammengefasst.  

  

(3) Die Hochschulen erlassen für die biblio-
thekarischen Einrichtungen (Absatz 2) sowie 
für die Kommunikations- und Datenverarbei-
tungseinrichtungen Benutzungsrahmenord-
nungen als Satzungen. 

  

§ 35 
Angegliederte Einrichtungen 

§ 35 
Angegliederte Einrichtungen 

(1) Das Ministerium kann im Einvernehmen 
mit der Hochschule einer außerhalb der 
Hochschule befindlichen Einrichtung, die 

  unverändert 

1. der Lehre, Forschung oder Kunst dient 
oder 

  

2. Aufgaben wahrnimmt, die mit Aufgaben 
nach § 3 Abs. 1 und 2 zusammenhän-
gen, 

  

ohne Änderung der bisherigen Rechtsstel-
lung die Stellung einer wissenschaftlichen 
oder künstlerischen Einrichtung an der 
Hochschule verleihen (angegliederte Einrich-
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tung). 

(2) Mitgliedern der Hochschule kann im 
Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben auch 
die Tätigkeit in angegliederten Einrichtungen 
übertragen werden. 

  

Dritter Abschnitt: 
Forschung und Wissens- und 

Technologietransfer 

Dritter Abschnitt: 
Forschung und Wissens- und 

Technologietransfer 

§ 36 
Grundsätze 

§ 36 
Grundsätze 

(1) Die Forschung dient der Gewinnung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse sowie der wis-
senschaftlichen Grundlegung und Weiter-
entwicklung von Lehre und Studium. Ge-
genstand der Forschung sind unter Berück-
sichtigung der Aufgaben der Hochschule alle 
wissenschaftlichen Bereiche sowie die An-
wendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
der Praxis (Wissens- und Technologietrans-
fer) einschließlich der Folgen, die sich aus 
der Anwendung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse ergeben können.  

  unverändert 

(2) Die Hochschulen arbeiten intern (§ 31), 
miteinander und mit außeruniversitären For-
schungseinrichtungen bei der Planung und 
Durchführung von Forschungsvorhaben zu-
sammen. Auch eine Zusammenarbeit mit 
anderen Hochschulen und Forschungsein-
richtungen des In- und Auslands sowie mit 
Unternehmen ist anzustreben. Präsidium 
und Verwaltung der Hochschule unterstützen 
die Fachbereiche und die Mitglieder der 
Hochschule bei der Einwerbung von Drittmit-
teln, beim Wissens- und Technologietransfer 
sowie bei Ausgründungen.  

  

(3) Die Hochschulen fördern bei der For-
schung die enge Verbindung mit der Lehre 
und die Zusammenarbeit mit der Berufspra-
xis. 

  

§ 37 
Forschung mit Mitteln Dritter 

§ 37 
Forschung mit Mitteln Dritter 

(1) Die in der Forschung tätigen Hochschul-
mitglieder sind berechtigt, im Rahmen ihrer 
dienstlichen Aufgaben auch solche For-
schungsvorhaben durchzuführen, die nicht 
aus den der Hochschule zur Verfügung ste-
henden Finanzmitteln, sondern aus Mitteln 
Dritter finanziert werden (Drittmittelprojekte); 
ihre Verpflichtung zur Erfüllung der übrigen 

  unverändert 
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Dienstaufgaben bleibt unberührt. Die Durch-
führung von Drittmittelprojekten ist Teil der 
Hochschulforschung. 

(2) Ein Hochschulmitglied ist berechtigt, ein 
Drittmittelprojekt in der Hochschule durchzu-
führen, wenn dies mit seinen dienstlichen 
Aufgaben vereinbar ist und die Erfüllung 
anderer Aufgaben der Hochschule sowie die 
Rechte und Pflichten anderer Personen da-
durch nicht beeinträchtigt und entstehende 
Folgelasten angemessen berücksichtigt wer-
den; die Forschungsergebnisse sollen in der 
Regel in absehbarer Zeit veröffentlicht wer-
den. 

  

(3) Ein Drittmittelprojekt ist über die Dekanin 
oder den Dekan des Fachbereiches dem 
Präsidium anzuzeigen; der Senat ist zu un-
terrichten. Das Präsidium darf die Inan-
spruchnahme von Personal, Sachmitteln und 
Einrichtungen der Hochschule nur untersa-
gen oder durch Auflagen beschränken, so-
weit die Voraussetzungen des Absatzes 2 
dies erfordern; der Fachbereich ist vorher zu 
hören. 

  

(4) Die Mittel für Drittmittelprojekte, die in der 
Hochschule durchgeführt werden, sollen von 
der Hochschule verwaltet werden. Die Mittel 
sind bei den entsprechenden Titeln des 
Haushaltsplanes zu vereinnahmen und zu 
verausgaben. Sie sind für den Zweck zu 
verwenden, den die Geldgeberin oder der 
Geldgeber bestimmt hat, und nach deren 
oder dessen Bedingungen zu bewirtschaften, 
soweit gesetzliche oder tarifvertragliche Be-
stimmungen nicht entgegenstehen. Treffen 
die Bedingungen keine Regelung, so gelten 
ergänzend die Bestimmungen des Landes. 

  

(5) Werden die Mittel Dritter von der Hoch-
schule verwaltet, stellt die Hochschule die 
aus diesen Mitteln zu bezahlenden hauptbe-
ruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ein. Die Einstellung setzt voraus, dass die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter von dem 
Hochschulmitglied, das das Vorhaben durch-
führt, vorgeschlagen wurde. Werden die Mit-
tel nicht von der Hochschule verwaltet, 
schließt das Hochschulmitglied die Arbeits-
verträge mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern ab. 

  

(6) Finanzielle Erträge der Hochschule aus 
Forschungsvorhaben, die in der Hochschule 
durchgeführt werden, insbesondere aus Ein-
nahmen, die der Hochschule als Entgelt für 
die Inanspruchnahme von Personal, Sach-
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mitteln und Einrichtungen zufließen, stehen 
der Hochschule für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben zur Verfügung. Sie werden bei der Be-
messung des Zuschussbedarfs der Hoch-
schule nicht mindernd berücksichtigt. 

Vierter Abschnitt: 
Zugang und Einschreibung 

Vierter Abschnitt: 
Zugang und Einschreibung 

§ 38 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 38 
Allgemeine Bestimmungen 

(1) Deutsche im Sinne des Grundgesetzes 
und ihnen aufgrund von Rechtsvorschriften 
gleichgestellte Personen sind zu dem von 
ihnen gewählten Hochschulstudium berech-
tigt, wenn sie die dafür erforderliche Qualifi-
kation (Studienqualifikation) nachweisen und 
wenn keine Immatrikulationshindernisse vor-
liegen. Die Zulassung zum Studium kann 
durch Festsetzung der Anzahl der höchstens 
aufzunehmenden Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber für einzelne Studiengänge 
beschränkt werden. Näheres ist im Hoch-
schulzulassungsgesetz geregelt. 

  unverändert 

(2) Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union sind 
Deutschen nach Absatz 1 gleichgestellt, 
wenn die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse nachgewiesen werden. 
Sonstige ausländische sowie staatenlose 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
sind Deutschen nach Absatz 1 gleichgestellt, 
wenn sie eine deutsche Hochschulzugangs-
berechtigung besitzen. 

  

(3) Studierende können sich für einen oder 
mehrere Studiengänge einschreiben, für den 
oder für die sie die Studienqualifikation 
nachweisen. In zwei oder mehrere zulas-
sungsbeschränkte Studiengänge können 
Studierende nur eingeschrieben werden, 
wenn ein besonderes berufliches, wissen-
schaftliches oder künstlerisches Interesse 
am gleichzeitigen Studium in den zulas-
sungsbeschränkten Studiengängen besteht. 
Ist der gewählte Studiengang mehreren 
Fachbereichen zugeordnet, bestimmt die 
Studienbewerberin oder der Studienbewer-
ber bei der Einschreibung den Fachbereich, 
dem sie oder er angehören will. 

  

(4) Studierende können nur an einer Hoch-
schule eingeschrieben sein. Erfordert der 
gewählte Studiengang das gleichzeitige Stu-
dium an mehreren Hochschulen, schreibt 
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sich die oder der Studierende an einer 
Hochschule ein und erhält an der oder den 
anderen Hochschulen den Status einer oder 
eines Gaststudierenden. Die beteiligten 
Hochschulen treffen in der Kooperationsver-
einbarung (§ 49 Abs. 8) Regelungen über 
den Ausgleich von Aufwendungen, die Ver-
teilung von Einnahmen sowie die Datener-
mittlung für statistische Erfassungen. 

(5) Die Hochschule kann besonders begab-
ten Schülerinnen oder Schülern die Teilnah-
me an Lehrveranstaltungen oder Modulen 
und Prüfungen gestatten. Die Schülerinnen 
und Schüler erhalten den Status von Gast-
studierenden. Die Studienzeiten und dabei 
erbrachten Prüfungsleistungen werden in 
einem späteren Studium auf Antrag aner-
kannt. 

  

§ 39 
Studienqualifikation 

§ 39 
Studienqualifikation 

(1) Die Studienqualifikation für ein Studium, 
das zu einem ersten Hochschulabschluss 
führt, wird nachgewiesen durch 

 (1) Die Studienqualifikation für ein Studium, 
das zu einem ersten Hochschulabschluss 
führt, wird nachgewiesen durch 

1. die allgemeine Hochschulreife  1.  unverändert 

2. die fachgebundene Hochschulreife  2.  unverändert 

3. die allgemeine Fachhochschulreife  3.  unverändert 

4. die Meisterprüfung.  4. die Meisterprüfung oder eine andere für 
bestimmte Studiengänge als gleich-
wertig festgestellte, abgeschlossene 
Vorbildung. 

Der Nachweis nach Satz 1 Nr. 1 oder 4 be-
rechtigt zum Studium an allen Hochschulen, 
der Nachweis nach Satz 1 Nr. 2 zum Studi-
um an allen Hochschulen in der entspre-
chenden Fachrichtung, der Nachweis nach 
Satz 1 Nr. 3 zu einem Studium an einer 
Fachhochschule. 

 Der Nachweis nach Satz 1 Nr. 1 oder 4 be-
rechtigt zum Studium an allen Hochschulen, 
der Nachweis nach Satz 1 Nr. 2 zum Studi-
um an allen Hochschulen in der entspre-
chenden Fachrichtung, der Nachweis nach 
Satz 1 Nr. 3 zu einem Studium an einer 
Fachhochschule. 

(2) Das für Bildung zuständige Ministerium 
regelt durch Verordnung, wodurch die Stu-
dienqualifikationen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 
1 bis 3 nachgewiesen werden. Das für Wirt-
schaft zuständige Ministerium regelt den 
Nachweis der Studienqualifikation nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 4 ebenfalls durch Verord-
nung. Darüber hinaus regelt das für Bildung 
zuständige Ministerium durch Verordnung, 
unter welchen Voraussetzungen Personen, 
die besonders hohe Qualifikationen in der 
beruflichen Bildung, im Beruf oder in der 
Weiterbildung erworben haben, eine ent-

 (2) Das für Bildung zuständige Ministerium 
regelt durch Verordnung, wodurch die Stu-
dienqualifikationen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 
1 bis 3 nachgewiesen werden. Das Ministe-
rium regelt den Nachweis der Studienqualifi-
kation nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 ebenfalls 
durch Verordnung. Darüber hinaus regelt 
das für Bildung zuständige Ministerium durch 
Verordnung, unter welchen Voraussetzun-
gen Personen, die besonders hohe Qualifi-
kationen in der beruflichen Bildung, im Beruf 
oder in der Weiterbildung erworben haben, 
eine entsprechende Studienqualifikation 
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sprechende Studienqualifikation nachweisen 
können.  

nachweisen können.  

(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife 
entsprechende Qualifikation hat auch, wer im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes ein 
Hochschulstudium oder ein Studium an einer 
Berufsakademie, das einem Fachhochschul-
studium gleichgestellt ist, abgeschlossen hat, 
ohne die allgemeine Hochschulreife zu be-
sitzen. Eine der fachgebundenen Hochschul-
reife entsprechende Qualifikation hat auch, 
wer das Grundstudium in einem Diplomstu-
diengang an einer Fachhochschule oder in 
einem gleichgestellten Studiengang an einer 
Berufsakademie erfolgreich abgeschlossen 
hat oder wer in einem akkreditierten Bache-
lor-Studiengang an einer Fachhochschule 
oder einer Berufsakademie Leistungspunkte 
in einem drei Semester entsprechenden Um-
fang erworben hat. Das Nähere sowie die 
Studienqualifikation für ein Studium an der 
Musikhochschule und an der Muthesius 
Kunsthochschule kann das Ministerium 
durch Verordnung regeln.  

 (3) unverändert 

(4) Die Hochschulen können Studienbewer-
berinnen oder Studienbewerber ohne Hoch-
schulzugangsberechtigung, die eine Be-
rufsausbildung qualifiziert abgeschlossen 
haben und eine fünfjährige Berufstätigkeit 
oder entsprechende Ersatzzeiten nachwei-
sen, für die Dauer von zwei Semestern, ins-
gesamt längstens für vier Semester, für ei-
nen Studiengang einschreiben. Danach ent-
scheidet die Hochschule über die endgültige 
Einschreibung unter Berücksichtigung der 
Leistungen. Das Nähere regelt die Ein-
schreibordnung (§ 40 Abs. 5) der Hochschu-
le.  

 (4) unverändert 

(5) In den Fächern Kunst, Musik und Sport 
setzt die Qualifikation für das Studium zu-
sätzlich das Bestehen einer Eignungsprü-
fung voraus. Die Hochschule regelt durch 
Satzung, die der Zustimmung des Ministeri-
ums bedarf, die Zulassung zu und die Durch-
führung von Eignungsprüfungen.  

 (5) unverändert 

(6) Der Senat kann durch Satzung regeln, 
dass die Studienqualifikation den Nachweis 
einer praktischen Tätigkeit oder Fremdspra-
chenkenntnisse umfasst. Die Satzung kann 
bestimmen, dass diese Bestandteile der 
Studienqualifikation während des Studiums 
nachgeholt werden können.  

 (6) unverändert 
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§ 40 
Immatrikulationshindernisse, 
Rückmeldung und Beurlau-

bung 

§ 40 
Immatrikulationshindernisse, 
Rückmeldung und Beurlau-

bung 

(1) Die Einschreibung zum Studium ist zu 
versagen, 

  unverändert 

1. wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber für einen zulassungs-
beschränkten Studiengang nicht zuge-
lassen ist, 

  

2. wenn und solange die Studienbewerberin 
oder der Studienbewerber durch unan-
fechtbaren oder sofort vollziehbaren Be-
scheid vom Studium an allen Hochschu-
len eines Landes im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ausgeschlossen ist, 

  

3. wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber eine nach einer Prü-
fungsordnung erforderliche Prüfung in ei-
nem Studiengang endgültig nicht bestan-
den hat, für den jeweiligen Studiengang 
der jeweiligen Hochschulart,  

  

4. wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber die Erfüllung der Bei-
tragspflicht zum Studentenwerk und zur 
Studierendenschaft nicht nachgewiesen 
hat oder  

  

5. die Studienbewerberin oder der Studien-
bewerber die Voraussetzungen des 
§ 254 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch 
nicht erfüllt. 

  

(2) Die Einschreibung zum Studium kann 
versagt werden, wenn die Studienbewerberin 
oder der Studienbewerber 

  

1. die für den Zulassungsantrag vorge-
schriebenen Formen und Fristen nicht 
einhält, 

  

2. keine ausreichende Kenntnis der deut-
schen Sprache nachweist, 

  

3. wegen einer vorsätzlich begangenen 
Straftat zu einer Freiheitsstrafe von mehr 
als einem Jahr rechtskräftig verurteilt ist, 
die Strafe noch nicht getilgt und nach Art 
der Straftat eine Gefährdung oder Stö-
rung des Studienbetriebs zu erwarten ist, 

  

4. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt oder 
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5. an einer Krankheit leidet, die die Ge-
sundheit anderer Studierender gefährdet 
oder den ordnungsgemäßen Studienbe-
trieb ernstlich beeinträchtigen würde; in 
diesen Fällen kann die Vorlage eines 
amtsärztlichen Zeugnisses verlangt wer-
den. 

  

(3) Studierende, die nach Ablauf eines Se-
mesters das Studium fortsetzen wollen, mel-
den sich bei der Hochschule zurück. 

  

(4) Auf Antrag können Studierende vom Stu-
dium beurlaubt werden, wenn ein wichtiger 
Grund nachgewiesen wird. 

  

(5) Näheres zur Immatrikulation, Rückmel-
dung und Beurlaubung, insbesondere das 
Verfahren sowie die Gründe, die eine Beur-
laubung rechtfertigen, regelt der Senat in der 
Einschreibordnung, die der Genehmigung 
des Ministeriums bedarf.  

  

§ 41 
Verwaltungsgebühren 

§ 41 
Verwaltungsgebühren 

Die Hochschule erhebt aufgrund von Sat-
zungen für Dienstleistungen und für die Be-
nutzung ihrer Einrichtungen angemessene 
Gebühren und die Erstattung von Auslagen. 
Dies gilt für 

 Die Hochschule kann aufgrund von Satzun-
gen für Dienstleistungen und für die Benut-
zung ihrer Einrichtungen angemessene Ge-
bühren und die Erstattung von Auslagen 
erheben. Dies gilt für 

1. die ersatzweise oder nachträgliche Aus-
stellung einer Urkunde,  

 1.  unverändert 

2. die Bearbeitung der Einschreibung,  2.  unverändert 

3. eine Amtshandlung, die nicht dem Studi-
um oder einer Hochschulprüfung dient, 

 3.  unverändert 

4. eine besondere Dienstleistung der Hoch-
schulbibliotheken, 

 4.  unverändert 

5. eine besondere Dienstleistung im Rah-
men virtueller Studienangebote der 
Hochschulen, 

 5.  unverändert 

6. die Teilnahme am Hochschulsport,  6.  unverändert 

7. die Nutzung einer Hochschuleinrichtung 
außerhalb des Studiums und der Hoch-
schulprüfungen, 

 7.  unverändert 

8. die Teilnahme an einem Weiterbildungs-
angebot der Hochschule nach § 58 Abs. 
1 mit Ausnahme von Promotionsstudien-
gängen und gleichstehenden Studienan-
geboten und  

 8.  unverändert 
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9. die Teilnahme an einem Studienangebot 
als Gaststudierende oder Gaststudieren-
der, es sei denn, die oder der Studieren-
de ist nach § 38 Abs. 4 Satz 2 gleichzei-
tig an einer anderen Hochschule einge-
schrieben. 

 9. die Teilnahme an einem Studienangebot 
als Gaststudierende oder Gaststudieren-
der, es sei denn, die oder der Studieren-
de ist nach § 38 Abs. 4 Satz 2 gleichzei-
tig an einer anderen Hochschule einge-
schrieben, und 

Die Hochschulen können ebenfalls durch 
Satzung Gebühren für die Durchführung von 
Eignungsprüfungen (§ 39 Abs. 5) erheben. 
Die §§ 3 bis 6 des Verwaltungskostengeset-
zes des Landes Schleswig-Holstein sind 
entsprechend anzuwenden. 

 10. die Durchführung von Eignungsprüfun-
gen (§ 39 Abs. 5). Die §§ 3 bis 6 des 
Verwaltungskostengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 42 
Entlassung 

§ 42 
Entlassung 

(1) Mit Ablauf des Monats, in dem das Zeug-
nis über die den Studiengang beendende 
Prüfung ausgehändigt wurde, spätestens mit 
Ende des Semesters, ist die oder der Studie-
rende zu entlassen. 

  unverändert 

(2) Eine Studierende oder ein Studierender 
ist ferner zu entlassen, wenn 

  

1. sie oder er dies beantragt,   

2. ein Versagungsgrund nach § 40 Abs. 1 
nachträglich eintritt oder 

  

3. sie oder er eine für den erfolgreichen 
Abschluss des Studiums erforderliche 
studienbegleitende Prüfung, eine Zwi-
schen- oder Abschlussprüfung endgültig 
nicht bestanden hat, es sei denn, dass 
sie oder er den Studiengang wechselt. 

  

(3) Eine Studierende oder ein Studierender 
kann entlassen werden, wenn 

  

1. ein Versagungsgrund nach § 40 Abs. 2 
Nr. 3, 4 oder 5 nachträglich eintritt und 
eine Beurlaubung nicht möglich oder 
nicht ausreichend ist  
oder 

  

2. sie oder er, ohne beurlaubt zu sein, sich 
vor Beginn eines Semesters nicht ord-
nungsgemäß zum Weiterstudium zu-
rückgemeldet hat. 

  

Sie oder er kann auch entlassen werden, 
wenn sie oder er durch Anwendung von Ge-
walt, durch Aufforderung zur Gewalt oder 
Bedrohung mit Gewalt 

  

1. den bestimmungsgemäßen Betrieb einer 
Hochschuleinrichtung, die Tätigkeit eines 
Hochschulorgans oder die Durchführung 
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einer Hochschulveranstaltung behindert 
oder 

2. ein Mitglied einer Hochschule von der 
Ausübung seiner Rechte und Pflichten 
abhält oder abzuhalten versucht. 

  

Gleiches gilt, wenn eine Studierende oder 
ein Studierender an den in Satz 2 genannten 
Handlungen teilnimmt oder wiederholt gegen 
das Hausrecht verstößt, die Ordnung der 
Hochschule oder ihrer Veranstaltungen stört 
oder die Mitglieder der Hochschule hindert, 
ihre Rechte, Aufgaben oder Pflichten wahr-
zunehmen. Über die Entlassung entscheidet 
das Präsidium im förmlichen Verwaltungs-
verfahren nach §§ 130 bis 138 Landesver-
waltungsgesetz. 

  

(4) Bei einer Einschreibung in mehrere Stu-
diengänge kann in den Fällen der Absätze 1 
und 2 sowie des Absatzes 3 Satz 1 die Ein-
schreibung für die Studiengänge bestehen 
bleiben, für die die Voraussetzungen für die 
Entlassung nicht vorliegen. Über den Zeit-
punkt der Entlassung entscheidet die Hoch-
schule. 

  

§ 43 
Doktorandinnen und Dokto-

randen 

§ 43 
Doktorandinnen und Dokto-

randen 

Personen, die eine Doktorarbeit anfertigen, 
werden als Doktorandinnen und Doktoran-
den an der Hochschule eingeschrieben, an 
der sie promovieren wollen. Näheres über 
die Dauer sowie das Verfahren regelt die 
Hochschule in der Einschreibordnung (§ 40 
Abs. 5). 

  unverändert 

§ 44 
Gaststudierende 

§ 44 
Gaststudierende 

Außer den Studierenden kann die Hochschu-
le Gaststudierende aufnehmen. Die Hoch-
schule regelt in der Einschreibordnung die 
Rechtsstellung und die Voraussetzungen für 
eine Aufnahme als Gaststudierende oder 
Gaststudierender sowie die Voraussetzun-
gen, unter denen Gaststudierende zum Be-
such von Lehrveranstaltungen, zur Teilnah-
me an Modulen sowie zur Ablegung von 
Prüfungen berechtigt sind. 

  unverändert 
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§ 45 
Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten 

§ 45 
Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten 

Die Hochschulen dürfen von Studienbewer-
berinnen und Studienbewerbern, Studieren-
den, Prüfungskandidatinnen und Prüfungs-
kandidaten, Absolventinnen und Absolventen 
sowie sonstigen Nutzerinnen und Nutzern 
von Hochschuleinrichtungen diejenigen per-
sonenbezogenen Daten erheben und verar-
beiten, die für die Identifikation, die Zulas-
sung, die Immatrikulation, die Rückmeldung, 
die Beurlaubung, die Teilnahme an Lehrver-
anstaltungen, die Prüfungen, die Nutzung 
von Hochschuleinrichtungen sowie die Hoch-
schulplanung erforderlich sind. Sie dürfen 
ferner zum Zwecke der Kontaktpflege mit 
ehemaligen Hochschulmitgliedern erhobene 
Daten nutzen, sofern die Betroffenen nicht 
widersprechen. Das Ministerium bestimmt 
durch Verordnung, welche einzelnen der 
nach Satz 1 anzugebenden Daten für welche 
Verwendungszwecke verarbeitet oder sonst 
verwendet werden dürfen. 

 Die Hochschulen dürfen unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen von Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerbern, Studierenden, Prüfungskan-
didatinnen und Prüfungskandidaten, Absol-
ventinnen und Absolventen sowie sonstigen 
Nutzerinnen und Nutzern von Hochschulein-
richtungen diejenigen personenbezogenen 
Daten erheben und verarbeiten, die für die 
Identifikation, die Zulassung, die Immatriku-
lation, die Rückmeldung, die Beurlaubung, 
die Teilnahme an Lehrveranstaltungen, die 
Prüfungen, die Nutzung von Hochschulein-
richtungen sowie die Hochschulplanung er-
forderlich sind. Sie dürfen ferner zum Zwe-
cke der Kontaktpflege mit ehemaligen Hoch-
schulmitgliedern erhobene Daten nutzen, 
sofern die Betroffenen nicht widersprechen. 
Das Ministerium bestimmt durch Verord-
nung, welche einzelnen der nach Satz 1 an-
zugebenden Daten für welche Verwen-
dungszwecke verarbeitet oder sonst ver-
wendet werden dürfen. 

Fünfter Abschnitt 
Studium, Prüfungen, wissen-

schaftliche Qualifizierung, 
Weiterbildung 

Fünfter Abschnitt 
Studium, Prüfungen, wissen-

schaftliche Qualifizierung, 
Weiterbildung 

§ 46 
Studium 

§ 46 
Studium 

(1) Durch Lehre und Studium sollen die Stu-
dierenden wissenschaftliche oder künstleri-
sche Fachkompetenzen, Methodenkompe-
tenzen sowie soziale Kompetenzen erwer-
ben und sich auf ein berufliches Tätigkeits-
feld vorbereiten. 

  unverändert 

(2) Die Hochschulen haben die Aufgabe, im 
Zusammenwirken mit dem Ministerium Inhal-
te und Strukturen des Studiums im Hinblick 
auf die Entwicklung in Wissenschaft und 
Kunst, den Bedürfnissen der beruflichen 
Praxis sowie die Schaffung eines einheitli-
chen europäischen Hochschulraumes wei-
terzuentwickeln. 

  

(3) Das Studium ist zweistufig aufgebaut. 
Erster Abschluss eines Hochschulstudiums 
ist der Bachelor. Abschluss eines weiteren 
Studiums ist der Master. Mit Inkrafttreten 
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dieses Gesetzes werden keine Diplom- und 
Magisterstudiengänge mehr eingerichtet. 
Bestehende Diplom- und Magisterstudien-
gänge laufen aus. Studiengänge mit 
Staatsexamen oder mit kirchlichem Ab-
schluss können weitergeführt werden, soweit 
bundesrechtliche Regelungen diese Ab-
schlüsse vorsehen. 

(4) Das Ministerium kann durch Verordnung 
besondere Regelungen über Rechte und 
Pflichten von Studierenden erlassen, die an 
einem Fernstudium oder an einem virtuellen 
Studiengang teilnehmen. 

  

§ 47 
Hochschuljahr 

§ 47 
Hochschuljahr 

Die Einteilung des Hochschuljahres sowie 
Beginn und Ende der Unterrichtszeit be-
stimmt das Ministerium nach Anhörung der 
Hochschule durch Verordnung. Auf Antrag 
der Hochschule kann eine Einteilung in Tri-
mester vorgesehen werden. Die Unterrichts-
zeit beträgt an Universitäten und Kunsthoch-
schulen mindestens 30 Wochen, an Fach-
hochschulen mindestens 38 Wochen pro 
Jahr.  

  unverändert 

§ 48 
Studienberatung 

§ 48 
Studienberatung 

Die Hochschule unterrichtet Studieninteres-
sierte und Studierende über Studienmöglich-
keiten sowie über Inhalte, Aufbau und Anfor-
derungen eines Studiums. Dies geschieht 
durch eine zentrale Studienberatung. Die 
Fachbereiche unterstützen die Studierenden 
während ihres gesamten Studiums durch 
eine studienbegleitende fachliche Beratung. 
Die Hochschule kann für die Studienbera-
tung auch studentische Hilfskräfte als Tuto-
ren einsetzen.  

  unverändert 

§ 49 
Studiengänge 

§ 49 
Studiengänge 

(1) Ein Studiengang ist ein durch Prüfungs-
ordnung geregeltes, auf einen Hochschulab-
schluss, ein Staatsexamen oder ein kirchli-
ches Examen ausgerichtetes Studium. Sind 
aufgrund der Prüfungsordnung aus einer 
größeren Zahl zulässiger Fächer für das 
Studium Fächer auszuwählen, so ist jedes 
dieser Fächer ein Teilstudiengang. Für Teil-
studiengänge gelten die Bestimmungen über 

 (1) unverändert 



Drucksache 16/1174 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode 

 

 - 54 - 

Studiengänge entsprechend. 

(2) Die Hochschule definiert in der Prüfungs-
ordnung die mit dem Studiengang zu errei-
chende Qualifikation. Die Qualifikation muss 
die Befähigung für eine berufliche Tätigkeit 
oder einen beruflichen Vorbereitungsdienst 
umfassen. 

 (2) unverändert 

(3) Studiengänge sind in Module zu gliedern, 
die mit einer Prüfungsleistung abschließen. 
Für erfolgreich abgeschlossene Module so-
wie für Bachelor- und Masterarbeiten werden 
Leistungspunkte nach einem europäischen 
Leistungspunkte-System vergeben. Das Nä-
here regelt das Ministerium durch Verord-
nung. 

 (3) unverändert 

(4) Bachelorstudiengänge vermitteln grund-
legende Fach-, Methoden- und Sozialkompe-
tenzen, die die Voraussetzungen des Absat-
zes 2 Satz 2 erfüllen. Masterstudiengänge 
setzten einen ersten Hochschulabschluss 
oder einen gleichwertigen Abschluss an ei-
ner Berufsakademie voraus. Sie können 
einen Bachelorstudiengang fachlich fortfüh-
ren oder fachübergreifend erweitern. Master-
studiengänge, die inhaltlich nicht auf einem 
bestimmten vorangegangenen Bachelorstu-
diengang aufbauen, müssen ein vergleichba-
res Qualifikationsniveau erreichen wie Mas-
terstudiengänge nach Satz 3. Für weiterbil-
dende Masterstudiengänge gelten die §§ 58 
und 59. 

 (4) unverändert 

(5) Für den Zugang zu einem Masterstu-
diengang sind in der Regel besondere Vor-
aussetzungen in der Prüfungsordnung fest-
zulegen. Studierenden, die einen Bache-
lorabschluss an einer Fachhochschule er-
worben haben, ist im Rahmen der Voraus-
setzungen nach Satz 1 grundsätzlich der 
Zugang zu Masterstudiengängen an einer 
Universität zu ermöglichen. 

 (5) unverändert 

(6) Die Einrichtung, Änderung und Aufhe-
bung von Studiengängen bedarf der Zu-
stimmung des Ministeriums. Die Zustimmung 
zur Einrichtung oder Änderung setzt in der 
Regel eine Akkreditierung voraus. Vor Einlei-
tung der Akkreditierung holt die Hochschule 
das grundsätzliche Einverständnis des Minis-
teriums ein, das sich bei lehramtsbezogenen 
Bachelor- und Masterstudiengängen zuvor 
mit dem für Bildung zuständigen Ministerium 
ins Benehmen setzt. Dabei berücksichtigt 
das Ministerium die Stellungnahme des 
Hochschulrats. Nach der Akkreditierung ent-
scheidet das Ministerium über die Zustim-

 (6) Die Einrichtung, Änderung und Aufhe-
bung von Studiengängen bedarf der Zu-
stimmung des Ministeriums. Die Zustimmung 
zur Einrichtung oder Änderung setzt in der 
Regel eine Akkreditierung voraus. Vor Einlei-
tung der Akkreditierung holt die Hochschule 
das grundsätzliche Einverständnis des Minis-
teriums ein, das sich bei lehramtsbezogenen 
Bachelor- und Masterstudiengängen zuvor 
mit dem für Bildung zuständigen Ministerium 
ins Benehmen setzt. Dabei berücksichtigt 
das Ministerium die Stellungnahme des 
Hochschulrats. Bei Vorliegen der erfolgrei-
chen Akkreditierung und des grundsätzli-
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mung zu der Einrichtung oder Änderung des 
Studienganges. Die Zustimmung kann befris-
tet erteilt werden. Wird ein Studiengang auf-
gehoben, ist den eingeschriebenen Studie-
renden der Abschluss innerhalb der Regel-
studienzeit zu ermöglichen. 

chen Einverständnisses nach Satz 3 ge-
nehmigt das Ministerium die Einrichtung 
oder Änderung des Studienganges. Die 
sich aus der Akkreditierung ergebenden 
Auflagen sind umzusetzen. Die Genehmi-
gung kann befristet erteilt werden. Wird ein 
Studiengang aufgehoben, ist den einge-
schriebenen Studierenden der Abschluss 
innerhalb der Regelstudienzeit zu ermögli-
chen. 

(7) Das Ministerium kann von einer Hoch-
schule verlangen, einen Studiengang nach 
Absatz 1 einzurichten, aufzuheben oder zu 
ändern. Es gibt die entsprechende Erklärung 
gegenüber dem Präsidium der Hochschule 
ab und kann eine angemessene Frist setzen, 
innerhalb derer die notwendigen Beschlüsse 
zu fassen sind. Das Verlangen ist zu be-
gründen. Kommt die Hochschule dem Ver-
langen nicht rechtzeitig nach, kann das Mi-
nisterium die notwendigen Anordnungen 
anstelle der Hochschule treffen. Die Hoch-
schule ist vorher zu hören. 

 (7) unverändert 

(8) Bei der Durchführung von Studiengängen 
kann eine Hochschule mit anderen aner-
kannten Hochschulen kooperieren. Zu die-
sem Zweck schließen die beteiligten Hoch-
schulen eine Vereinbarung, in der Gegens-
tand und Ausbildungsziel, Grundsätze der 
Finanzierung und Organisation, die von den 
Hochschulen zu leistenden Beiträge sowie 
die Beteiligung an den Einnahmen zu regeln 
sind. In der Vereinbarung ist auch festzule-
gen, wie die Verantwortung für den Studien-
gang verteilt ist und an welcher Hochschule 
die Studierenden eingeschrieben werden. 
Bei Studiengängen, an denen mehrere 
Fachbereiche einer Hochschule beteiligt 
sind, einigen sich die Fachbereiche, wer den 
Studiengang durchführt; kommt eine Eini-
gung nicht zustande, entscheidet das Präsi-
dium.  

 (8) unverändert 

§ 50 
Regelstudienzeit 

§ 50 
Regelstudienzeit 

(1) Die Studienzeit, in der ein Abschluss er-
worben werden kann, der zu einer berufli-
chen Tätigkeit oder zu einem beruflichen 
Vorbereitungsdienst befähigt, ist die Regel-
studienzeit. Die Regelstudienzeit schließt 
Zeiten einer in den Studiengang eingeordne-
ten berufspraktischen Tätigkeit, praktische 
Studiensemester und Prüfungszeiten ein. 
Die Regelstudienzeit ist maßgebend für die 
Gestaltung der Studiengänge durch die 

  unverändert 
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Hochschule, für die Sicherstellung des Lehr-
angebots, für die Gestaltung des Prüfungs-
verfahrens sowie für die Ermittlung und 
Festsetzung der Ausbildungskapazitäten und 
die Ermittlung der Studierendenzahlen bei 
der Hochschulplanung. 

(2) Die Regelstudienzeit beträgt in Studien-
gängen, 

  

1. die zu einem Bachelorgrad führen, min-
destens drei und höchstens vier Jahre, 

  

2. die zu einem Mastergrad führen, mindes-
tens ein und höchstens zwei Jahre, 

  

3. bei gestuften Studiengängen, die zu ei-
nem Bachelorabschluss und einem dar-
auf aufbauenden, fachlich fortführenden 
oder fachübergreifend erweiternden Mas-
terabschluss führen, insgesamt höchs-
tens fünf Jahre. 

  

In den auslaufenden Studiengängen, die zu 
einem Diplom oder Magistergrad führen so-
wie in den Studiengängen, die mit dem 
Staatsexamen oder kirchlichem Examen 
abschließen, beträgt die Regelstudienzeit 

  

1. an Universitäten höchstens neun Semes-
ter, 

  

2. an Kunsthochschulen sowie an Fach-
hochschulen höchstens acht Semester, 

  

3. bei postgradualen Studiengängen höchs-
tens vier Semester. 

  

Mit Zustimmung des Ministeriums dürfen in 
besonders begründeten Fällen darüber hi-
nausgehende Regelstudienzeiten festgesetzt 
werden; dies gilt auch für Studiengänge, die 
in besonderen Studienformen, zum Beispiel 
in Teilzeit, durchgeführt werden.  

  

§ 51 
Prüfungen und Anrechnung 

außerhalb der Hochschule er-
worbener Kenntnisse und Fä-

higkeiten 

§ 51 
Prüfungen und Anrechnung 

außerhalb der Hochschule er-
worbener Kenntnisse und Fä-

higkeiten 

(1) Das Hochschulstudium wird durch eine 
Hochschulprüfung, eine staatliche oder kirch-
liche Prüfung oder durch eine Kombination 
von staatlicher Prüfung und Hochschulprü-
fung abgeschlossen, die studienbegleitend 
auf der Basis eines Leistungspunktesystems 
abgelegt wird. Noch bestehende Diplom- und 
Magisterstudiengänge sowie Studiengänge 

 (1) unverändert 
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mit Staatsexamen können abweichend von 
Satz 1 und von § 49 Abs. 3 eine Abschluss-
prüfung vorsehen; in diesen Studiengängen 
findet eine Zwischenprüfung statt. 

(2) Außerhalb von Hochschulen erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten können auf ein 
Hochschulstudium angerechnet werden, 
wenn 

 (2) Studien- und Prüfungsleistungen, die 
an inländischen oder anerkannten aus-
ländischen Hochschulen erbracht worden 
sind, werden anerkannt, wenn sie gleich-
wertig sind. Dabei sind die von der Kul-
tusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzab-
kommen sowie Absprachen im Rahmen 
von Hochschulkooperationsvereinbarun-
gen anzuwenden. Außerhalb von Hoch-
schulen erworbene Kenntnisse und Fähigkei-
ten können auf ein Hochschulstudium ange-
rechnet werden, wenn 

1. die für den Hochschulzugang geltenden 
Voraussetzungen erfüllt sind, 

 1.  unverändert 

2. die anzurechnenden Kenntnisse und 
Fähigkeiten den Studien- und Prüfungs-
leistungen, die sie ersetzen sollen, 
gleichwertig sind und 

 2.  unverändert 

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rah-
men der Akkreditierung überprüft worden 
sind. 

 3.  unverändert 

Insgesamt dürfen nicht mehr als 50 % der 
Prüfungsleistungen angerechnet werden. Die 
Hochschulen regeln in der Prüfungsordnung, 
unter welchen Voraussetzungen Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die außerhalb von Hoch-
schulen erworben wurden, ohne Einstu-
fungsprüfung angerechnet werden. In Einzel-
fällen ist eine Einstufungsprüfung zulässig. 

 Insgesamt dürfen nicht mehr als 50 % der 
Prüfungsleistungen angerechnet werden. Die 
Hochschulen regeln in der Prüfungsordnung, 
unter welchen Voraussetzungen Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die außerhalb von Hoch-
schulen erworben wurden, ohne Einstu-
fungsprüfung angerechnet werden. In Einzel-
fällen ist eine Einstufungsprüfung zulässig. 

(3) Prüfungsleistungen dürfen nur von Per-
sonen bewertet werden, die selbst mindes-
tens die durch die Prüfung festzustellende 
oder eine gleichwertige Qualifikation besit-
zen. 

 (3) unverändert 

(4) Abschlussarbeiten, insbesondere die 
Bachelor-, Master-, Diplom- oder Magister-
arbeit sind von zwei Prüfungsberechtigten zu 
bewerten. Sonstige schriftliche Prüfungsleis-
tungen können von zwei Prüfungsberechtig-
ten bewertet werden; auf eine Zweitbewer-
tung darf nicht verzichtet werden, wenn es 
sich um eine Wiederholungsprüfung handelt. 
Mündliche Prüfungen sind in der Regel von 
mehreren Prüfungsberechtigten oder von 
einer oder einem Prüfungsberechtigten so-
wie einer sachkundigen Beisitzerin oder ei-
nem sachkundigen Beisitzer abzunehmen; 

 (4) unverändert 
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Satz 2, 2. Halbsatz gilt entsprechend. 

(5) Bei mündlichen Hochschulprüfungen sind 
Studierende, die sich der gleichen Prüfung 
zu einem späteren Zeitpunkt unterziehen 
wollen, als Zuhörerinnen und Zuhörer zuge-
lassen, sofern die Kandidatin oder der Kan-
didat bei der Meldung zur Prüfung nicht wi-
derspricht oder sich die Öffentlichkeit nicht 
wegen der besonderen Eigenart des Prü-
fungsfachs verbietet. Die Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses.  

 (5) unverändert 

§ 52 
Prüfungsordnungen 

§ 52 
Prüfungsordnungen 

(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund 
von Prüfungsordnungen abgelegt, die als 
Satzungen der Fachbereiche erlassen und 
vom Präsidium genehmigt werden, sofern 
nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes 
bestimmt ist. Der Senat kann für alle Stu-
diengänge der Hochschule in einer Satzung 
nach Anhörung der Fachbereiche fachüber-
greifende Bestimmungen für das Prüfungs-
verfahren (Prüfungsverfahrensordnung) er-
lassen. 

 (1) Hochschulprüfungen werden aufgrund 
von Prüfungsordnungen abgelegt, die als 
Satzungen der Fachbereiche erlassen und 
vom Präsidium genehmigt werden, sofern 
nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes 
bestimmt ist. Der Senat kann für alle Stu-
diengänge der Hochschule in einer Satzung 
nach Anhörung der Fachbereiche fachüber-
greifende Bestimmungen für die Prüfungen 
und das Prüfungsverfahren (Prüfungsverfah-
rensordnung) erlassen, soweit einheitliche 
Studien- und Prüfungsbestimmungen 
unerlässlich sind. 

(2) In den Prüfungsordnungen sind die Prü-
fungsanforderungen und das Prüfungsver-
fahren zu regeln. Insbesondere müssen die 
Prüfungsordnungen bestimmen, 

 (2) In den Prüfungsordnungen sind die Prü-
fungsanforderungen und das Prüfungsver-
fahren zu regeln. Insbesondere müssen die 
Prüfungsordnungen bestimmen, 

1. welche Regelstudienzeit gilt,  1.  unverändert 

2. wie sich das Studienvolumen in Semes-
terwochenstunden und Leistungspunkten 
bemisst, 

 2.  unverändert 

3. wie der Abschlussgrad zu bezeichnen ist,  3.  unverändert 

4. welche Qualifikation mit dem Studien-
gang erreicht wird (§ 49 Abs. 2)  

 4.  unverändert 

5. wie das Studium aufgebaut ist und wel-
che Inhalte es umfasst, 

 5.  unverändert 

6. welche Prüfungsleistungen in den einzel-
nen Modulen zu erbringen sind, 

 6.  unverändert 

7. ob der erfolgreiche Abschluss eines Mo-
duls Voraussetzung für die Ablegung ei-
ner Prüfungsleistung in einem darauf 
aufbauenden Modul ist, 

 7.  unverändert 

8. innerhalb welcher Zeit die Bachelor- und 
die Masterarbeit oder sonstige schriftli-

 8.  unverändert 
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che Abschlussarbeiten anzufertigen sind 
und welche Rechtsfolgen bei Fristüber-
schreitung eintreten, 

9. wie oft und innerhalb welcher Zeit Prü-
fungsleistungen wiederholt werden dür-
fen, 

 9.  unverändert 

10. nach welchen Grundsätzen die Prüfungs-
leistungen zu bewerten sind und wie das 
Gesamtprüfungsergebnis zu ermitteln ist,  

 10.  unverändert 

11. wie sich die Prüfungsausschüsse zu-
sammensetzen, 

 11.  unverändert 

12. innerhalb welcher Frist Prüfungsleistun-
gen zu bewerten sind, 

 12.  unverändert 

13. in welcher Sprache die Prüfungen abge-
legt werden, wenn die Prüfungssprache 
nicht Deutsch ist. 

 13. in welcher Sprache die Prüfungen abge-
legt werden, wenn die Prüfungssprache 
nicht Deutsch ist, 

  14. nach welchen Grundsätzen geeignete 
Nachteilsausgleiche für Studierende 
mit Behinderung zu gewähren sind. 

(3) Die Prüfungsordnung kann regeln, wel-
chen zeitlichen Gesamtumfang das Prü-
fungsverfahren hat und welche Rechtsfolgen 
bei Fristüberschreitung eintreten. Sie kann 
auch bestimmen, dass eine erstmals nicht 
bestandene Prüfung als nicht unternommen 
gilt, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit 
und zu dem in der Prüfungsordnung vorge-
sehenen Zeitpunkt abgelegt wurde (Freiver-
such). In Diplom- und Magisterstudiengän-
gen, in denen eine Abschlussprüfung vorge-
sehen ist, soll ein Freiversuch zugelassen 
werden; eine im Rahmen des Freiversuchs 
bestandene Abschlussprüfung kann zur No-
tenverbesserung einmal wiederholt werden. 

 (3) unverändert 

(4) War die oder der Studierende  (4) unverändert 

1. wegen der Betreuung oder Pflege eines 
Kindes unter 14 Jahren oder eines pfle-
gebedürftigen sonstigen Angehörigen, 

  

2. wegen Behinderung oder längerer 
schwerere Krankheit, 

  

3. wegen Schwangerschaft,   

4. wegen Auslandsstudiums,   

5. wegen Mitgliedschaft in Gremien der 
Hochschule oder in satzungsmäßigen 
Organen der Studierendenschaft oder 
des Studentenwerkes, 
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6. wegen des Erwerbs von Fremdspra-
chenkenntnissen während des Studiums 
zum Nachweis der Studienqualifikation,  

  

7. wegen der Zurückstellung von der Teil-
nahme an Lehrveranstaltungen aus ka-
pazitären Gründen oder 

  

8. aus anderen wichtigen, in der eigenen 
Person liegenden Gründen, die die Ein-
haltung der vorgegebenen Studienzeit 
als außergewöhnliche Härte erscheinen 
lassen, 

  

nachweislich gehindert, die Prüfung inner-
halb der Regelstudienzeit abzulegen, gilt die 
in der Prüfungsordnung nach Absatz 3 Satz 
2 und 3 getroffene Regelung auch dann, 
wenn die Prüfung in angemessener Frist 
nach Ablauf dieses Zeitpunktes abgelegt 
worden ist.  

  

(5) Wird die Zulassung zur Prüfung davon 
abhängig gemacht, dass Prüfungsvorleistun-
gen erbracht werden, sind diese in der Prü-
fungsordnung zu regeln. Hochschulprüfun-
gen können abgelegt werden, sobald diese 
Leistungen nachgewiesen sind. Die Prü-
fungsordnungen legen die Fristen für die 
Meldung zur Prüfung fest. 

 (5) unverändert 

(6) Die Prüfungsordnung kann vorsehen, 
dass Einzelunterricht im Fach Musik nur in 
dem in der Prüfungsordnung vorgesehenen 
Umfang erteilt wird. 

 (6) unverändert 

(7) Eine Prüfungsordnung darf nur erlassen 
und genehmigt werden, wenn sie 

 (7) Eine Prüfungsordnung darf nur erlassen 
und genehmigt werden, wenn sie 

1. nicht gegen eine Rechtsvorschrift ver-
stößt, 

 1.  unverändert 

2. eine Regelstudienzeit vorsieht, die § 50 
entspricht, 

 2.  unverändert 

3. die im Hochschulbereich erforderliche 
Einheitlichkeit oder Gleichwertigkeit der 
Ausbildung oder der Abschlüsse nicht 
gefährdet, 

 3.  unverändert 

4. einer aufgrund von § 9 Abs. 2 Hochschul-
rahmengesetz ergangenen Empfehlung 
oder geschlossenen Vereinbarung ent-
spricht oder 

 4. einer Empfehlung oder einer Verein-
barung entspricht, die die Länder ge-
schlossen haben, um die Gleichwer-
tigkeit einander entsprechender Stu-
dien- und Prüfungsleistungen sowie 
Studienabschlüsse und die Möglich-
keit des Hochschulwechsels zu ge-
währleisten, oder 

5. die Inanspruchnahme der Schutzfristen  5.  unverändert 
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nach §§ 3 und 6 des Mutterschutzgeset-
zes sowie Zeiten der Elternzeit ermög-
licht. 

(8) Das Ministerium kann zur Wahrung der 
Einheitlichkeit und Gleichwertigkeit von 
Hochschulprüfungen durch Verordnung all-
gemeine Bestimmungen für Prüfungsord-
nungen erlassen. 

 (8) unverändert 

(9) Für staatliche Prüfungen gelten die Vor-
schriften über die Zwischenprüfung 
(§ 51 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz) und die Prü-
fungsfristen (Absatz 5 Satz 3) entsprechend. 
Für den Erlass von Prüfungsordnungen für 
staatliche Prüfungen gelten die Absätze 2 bis 
4 entsprechend, sofern nicht durch Rechts-
vorschrift etwas anderes bestimmt ist. Bei 
Studiengängen, die mit einer staatlichen 
Prüfung abgeschlossen werden, erlässt das 
fachlich zuständige Ministerium die Prü-
fungsordnungen nach Anhörung der Hoch-
schulen durch Verordnung. 

 (9) unverändert 

(10) Für Studiengänge, die mit einem 
Staatsexamen oder einer kirchlichen Prüfung 
abschließen, erlässt der Fachbereich eine 
Studienordnung durch Satzung; für andere 
Studiengänge können die Fachbereiche Stu-
dienordnungen erlassen. In der Studienord-
nung sind auf der Grundlage der Prüfungs-
ordnung das Studienziel, der Inhalt und der 
zweckmäßige Aufbau des Studiums ein-
schließlich einer in den Studiengang einge-
ordneten praktischen Tätigkeit zu regeln. Es 
sind Gegenstand, Art und Umfang der Lehr-
veranstaltungen und Studienleistungen, die 
für den erfolgreichen Abschluss des Studi-
ums erforderlich sind, zu bezeichnen. Stu-
dienordnungen bedürfen nicht der Zustim-
mung des Hochschulrats. Der Fachbereich 
kann einen Studienplan erstellen. 

 (10) unverändert 

(11) Der Fachbereich kann die Teilnahme an 
den zum erforderlichen Lehrangebot gehö-
renden Lehrveranstaltungen beschränken, 
wenn 

 (11) unverändert 

1. die Zahl der Bewerberinnen und Bewer-
ber die Aufnahmefähigkeit einer Lehrver-
anstaltung übersteigt, 

  

2. dies trotz einer erschöpfenden Nutzung 
der Ausbildungskapazitäten zur ord-
nungsgemäßen Durchführung des Studi-
ums erforderlich ist und 

  

3. den Studierenden die Teilnahme an einer 
entsprechenden Lehrveranstaltung in 
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demselben Semester oder bei Vorliegen 
zwingender Gründe im darauf folgenden 
Semester ermöglicht wird. 

Die Auswahlkriterien werden in der Studien-
ordnung bestimmt. 

  

§ 53 
Hochschulgrade und Diploma 

Supplement 

§ 53 
Hochschulgrade und Diploma 

Supplement 

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, die zu 
einer beruflichen Tätigkeit befähigt, verleiht 
die Hochschule 

  unverändert 

1. den Bachelorgrad als ersten Abschluss,   

2. den Mastergrad als weiteren Abschluss,   

3. den Diplomgrad mit der Angabe der 
Fachrichtung, 

  

4. an den Universitäten und gleichgestellten 
Hochschulen sowie an der Musikhoch-
schule Lübeck den Grad einer Magistra 
oder eines Magisters. 

  

Die Hochschule kann den Diplomgrad auch 
aufgrund einer staatlichen oder kirchlichen 
Prüfung, mit der ein Hochschulstudium ab-
geschlossen wird, verleihen. Hierfür bedarf 
es einer Satzung des Fachbereichs. Der 
Diplomgrad, der nach dem Studium an einer 
Fachhochschule verliehen wird, erhält den 
Zusatz „Fachhochschule“ oder „FH“. 

  

(2) Das Ministerium kann der Hochschule 
durch Verordnung das Recht verleihen, auf-
grund einer Vereinbarung mit einer ausländi-
schen Hochschule andere als die in Absatz 1 
genannten Grade zu verleihen. Die Berechti-
gung der Hochschule, ihre bisherigen Hoch-
schulgrade zu verleihen, bleibt unberührt. 

  

(3) Aufgrund einer Vereinbarung mit einer 
anerkannten ausländischen Hochschule 
kann ein Hochschulgrad gemeinsam mit 
einer oder mehreren ausländischen Hoch-
schulen (Joint Degree) verliehen werden, 
wenn 

  

1. der dem Grad zu Grunde liegende Stu-
diengang gemeinsam von den beteiligten 
Hochschulen entwickelt worden ist und 
abgestimmt betrieben wird, 

  

2. die Prüfungsverfahren aufeinander abge-
stimmt sind und 
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3. die oder der Studierende mindestens ein 
Jahr in einem Bachelorstudiengang oder 
einem anderen grundständigen Studien-
gang oder mindestens ein halbes Jahr in 
einem Masterstudiengang an jeder der 
beteiligten Hochschulen studiert und mit 
Prüfungsleistungen erfolgreich abge-
schlossen hat. 

  

Die Vereinbarung mit der ausländischen 
Hochschule kann auch vorsehen, dass ein 
Hochschulgrad zusätzlich zu einem auslän-
dischen Hochschulgrad verliehen wird (Dop-
pelabschluss), wenn die Voraussetzungen 
von Satz 1 Nr. 3 erfüllt sind. 

  

(4) Der Urkunde über die Verleihung des 
akademischen Grades fügt die Hochschule 
ein Diploma Supplement bei. 

  

(5) Die Fachhochschulen und die Fachhoch-
schule Wedel sind berechtigt, den Diplom-
grad nach Absatz 1 auf Antrag auch nach-
träglich an Personen zu verleihen, die sich in 
einem Ausbildungsgang befanden, der in 
einen Studiengang der Fachhochschule ü-
bergeleitet worden ist, und die aufgrund der 
Abschlussprüfung an der Fachhochschule 
von dieser graduiert worden sind. 

  

(6) Das Ministerium ist berechtigt, auf Antrag 
an Personen, die in Schleswig-Holstein 

  

1. die Ausbildung an einer Ingenieurschule 
oder an einer in den Fachhochschulbe-
reich einbezogenen gleichrangigen Bil-
dungseinrichtung erfolgreich abgeschlos-
sen haben und graduiert werden konnten 
und 

  

2. eine mindestens fünfjährige praktische 
Tätigkeit in dem der jeweiligen Ab-
schlussprüfung entsprechenden Beruf 
ausgeübt haben, 

  

die Berechtigung zur Führung eines Diplom-
grades als staatliche Bezeichnung zu verlei-
hen. Die Diplombezeichnungen entsprechen 
den Bezeichnungen der von den Fachhoch-
schulen in der jeweiligen Fachrichtung ver-
liehenen Hochschulgrade. 

  

§ 54 
Promotion  

§ 54 
Promotion  

(1) Die Promotion dient dem Nachweis der 
Befähigung zu vertiefter selbstständiger wis-
senschaftlicher Arbeit und beruht auf einer 
selbstständigen wissenschaftlichen Arbeit 

 (1) unverändert 
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(Dissertation) und einer mündlichen Prüfung. 
Die Promotion berechtigt zum Führen des 
Doktorgrades.  

(2) Die Promotion setzt bei universitären 
oder künstlerisch-wissenschaftlichen Stu-
diengängen ein in der Regel mit einem Mas-
ter oder vergleichbarem Abschluss abge-
schlossenes Studium, bei einem Fachhoch-
schulstudium stets ein mit einem Master 
abgeschlossenes Studium voraus . Entspre-
chend befähigten Absolventinnen und Absol-
venten von Diplomstudiengängen an Fach-
hochschulen ist der unmittelbare Zugang zur 
Promotion zu ermöglichen. Professorinnen 
oder Professoren der Fachhochschulen kön-
nen an der Betreuung der Promotion beteiligt 
sowie zu Gutachterinnen und Gutachtern 
und zu Prüferinnen und Prüfern bestellt wer-
den. 

 (2) unverändert 

(3) Näheres über die Feststellung der Befä-
higung sowie über das Verfahren auch zur 
Verleihung einer Ehrenpromotion regelt der 
Fachbereich in der Promotionsordnung, die 
der Genehmigung durch das Präsidium be-
darf. Sofern nach der Promotionsordnung 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbrin-
gen sind, sollen diese den Umfang eines 
Studienjahres nicht überschreiten. 

 (3) Näheres über die Feststellung der Befä-
higung sowie über das Verfahren auch zur 
Verleihung einer Ehrenpromotion regelt der 
Fachbereich in der Promotionsordnung. 
Für Promotionsverfahren von Fachhoch-
schulabsolventinnen und -absolventen 
sind in die Promotionsordnung Bestim-
mungen über die Mitwirkung von Profes-
sorinnen und Professoren der Fachhoch-
schulen aufzunehmen. Diese Promoti-
onsordnungen werden vom Ministerium 
genehmigt. 

(4) Die Hochschulen können zur Durchfüh-
rung von Promotionen aufgrund einer Sat-
zung des Fachbereichs, zu der der Hoch-
schulrat Stellung nimmt und die der Geneh-
migung des Ministeriums bedarf, neue Orga-
nisationsmodelle wie zum Beispiel Graduate 
Schools sowie die Einrichtung von Promoti-
onsstudiengängen und die Verleihung inter-
nationaler Doktorgrade erproben.  

 (4) unverändert 

(5) Das Recht, Promotionen und Ehrenpro-
motionen zu verleihen, haben die Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel, die Universität 
zu Lübeck, die Universität Flensburg, die 
Musikhochschule Lübeck sowie die Muthesi-
us Kunsthochschule Kiel. 

 (5) unverändert 

(6) Die Promotion hochqualifizierter wissen-
schaftlicher Nachwuchskräfte und die Ent-
wicklung herausragenden künstlerischen 
Nachwuchses werden gefördert. Die nähe-
ren Regelungen, insbesondere über die För-
derungsarten, die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Stipendien, den Umfang und 
die Dauer der Förderung sowie die Vergabe-

 (6) unverändert 
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verfahren, trifft das Ministerium durch Ver-
ordnung. 

§ 55 
Habilitation 

§ 55 
Habilitation 

(1) Die Universitäten können Gelegenheit zur 
Habilitation geben. Das Nähere regelt der 
jeweilige Fachbereich durch Satzung, die der 
Genehmigung des Präsidiums bedarf. 

  unverändert 

(2) Mit der Habilitation werden die Lehrbefä-
higung zuerkannt und das Recht verliehen, 
dem Grad einer Doktorin oder eines Doktors 
den Zusatz „habilitata“ oder „habilitatus“ (ab-
gekürzt „habil“) anzufügen. Die nicht promo-
vierten Habilitierten erhalten den akademi-
schen Grad „Dr. habil.“. 

  

§ 56 
Führen inländischer Grade 

§ 56 
Führen inländischer Grade 

(1) Von einer deutschen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule verliehene 
Hochschulgrade, Hochschulbezeichnungen 
oder Hochschultitel sowie entsprechende 
staatliche Grade, Bezeichnungen oder Titel 
(Grade) können im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geführt werden. 

  unverändert 

(2) Grade dürfen nur verliehen werden, wenn 
landesrechtliche Bestimmungen es vorse-
hen. Bezeichnungen, die Graden zum Ver-
wechseln ähnlich sind, dürfen nicht verliehen 
werden; ihre Verleihung darf nicht vermittelt 
werden. 

  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
entgegen Absatz 2 Satz 1 Grade oder ent-
gegen Absatz 2 Satz 2 zum Verwechseln 
ähnliche Bezeichnungen verleiht oder deren 
Verleihung vermittelt. Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro 
geahndet werden. 

  

§ 57 
Führen ausländischer Grade 

§ 57 
Führen ausländischer Grade 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der 
von einer nach dem Recht des Herkunftslan-
des anerkannten Hochschule aufgrund eines 
durch Prüfung abgeschlossenen Studiums 
verliehen worden ist, kann in der Form, in 
der er verliehen wurde, unter Angabe der 
verleihenden Hochschule geführt werden. 
Dabei kann die verliehene Form in lateini-
sche Schrift übertragen und die im Her-

  unverändert 
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kunftsland zugelassene oder nachweislich 
allgemein übliche Abkürzung geführt und 
eine wörtliche Übersetzung in Klammern 
hinzugefügt werden. Dies gilt entsprechend 
für staatliche und kirchliche Grade. Die Um-
wandlung in einen inländischen Grad findet 
nicht statt. 

(2) Ein ausländischer Ehrengrad, der von 
einer nach dem Recht des Herkunftslandes 
zur Verleihung berechtigten Stelle verliehen 
wurde, kann nach Maßgabe der für die Ver-
leihung geltenden Rechtsvorschriften in der 
verliehenen Form unter Angabe der verlei-
henden Stelle geführt werden. Dabei kann 
die verliehene Form in die lateinische Schrift 
übertragen werden. Ehrengrade dürfen nicht 
geführt werden, wenn die ausländische Insti-
tution kein Recht zur Vergabe des entspre-
chenden Grades nach Absatz 1 hat. 

  

(3) Die Regelung der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Hochschultitel und Hoch-
schultätigkeitsbezeichnungen. Professorenti-
tel dürfen grundsätzlich nur für die Dauer der 
Tätigkeit geführt werden. 

  

(4) Das Ministerium wird ermächtigt, durch 
Verordnung von den Absätzen 1 bis 3 ab-
weichende begünstigende Regelungen, ins-
besondere für Berechtigte nach dem Bun-
desvertriebenengesetz sowie für das Führen 
ausländischer Professorentitel zu treffen. 

  

(5) Eine von den Absätzen 1 bis 4 abwei-
chende Grad- oder Titelführung ist untersagt. 
Durch Entgelt erworbene Titel und Grade 
dürfen nicht geführt werden. Wer einen 
Grad, Titel oder eine Hochschulbezeichnung 
führt, hat auf Verlangen der zuständigen 
Stelle die Berechtigung hierzu urkundlich 
nachzuweisen. 

  

§ 58 
Wissenschaftliche Weiterbil-
dung und berufsbegleitendes 

Studium 

§ 58 
Wissenschaftliche Weiterbil-
dung und berufsbegleitendes 

Studium 

(1) Das Angebot der wissenschaftlichen Wei-
terbildung umfasst 

  unverändert 

1. weiterbildende Masterstudiengänge,   

2. Weiterbildungsangebote mit Abschluss-
zertifikat, 

  

3. sonstige Weiterbildungsveranstaltungen,   
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4. Studiengänge, die berufsbegleitend an-
geboten werden. 

  

Die Angebote der wissenschaftlichen Wei-
terbildung richten sich in der Regel an Per-
sonen mit qualifizierter berufspraktischer 
Erfahrung. 

  

(2) Voraussetzung für den Zugang zu wei-
terbildenden Masterstudiengängen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr.1 sind grundsätzlich ein 
Hochschulabschluss sowie berufspraktische 
Erfahrungen von in der Regel einem Jahr. 
Die Hochschule regelt in der Prüfungsord-
nung, unter welchen Voraussetzungen Per-
sonen, die dem Bachelor-Abschluss ver-
gleichbare Kompetenzen in der beruflichen 
Praxis erworben haben, zu dem weiterbil-
denden Masterstudiengang zugelassen wer-
den können. Im Übrigen gelten die §§ 46, 48 
bis 53 entsprechend. Für berufsbegleitende 
Studiengänge, die nicht unter Absatz 1 Satz 
1 Nr.1 fallen, gelten die §§ 38, 39, 48 bis 53 
sowie die aufgrund § 39 Abs. 2 erlassene 
Verordnung. 

  

(3) Weiterbildungsangebote, die mit einem 
Zertifikat abschließen (Absatz 1 Satz 1 Nr.2) 
stehen Personen mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium und solchen Personen 
offen, die die für die Teilnahme erforderliche 
Eignung im Beruf oder auf andere Weise 
erworben haben. Wer am weiterbildenden 
Studium mit Zertifikat teilnimmt, ist Gaststu-
dierende oder Gaststudierender. Die Hoch-
schule kann Weiterbildungsangebote nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 auch auf privat-
rechtlicher Grundlage anbieten. 

  

(4) Die Hochschulen gewährleisten für ihr 
wissenschaftliches Personal das Angebot 
von Weiterbildungsveranstaltungen zur Ver-
mittlung didaktischer Fähigkeiten. 

  

§ 59 
Organisation der wissen-

schaftlichen Weiterbildung 

§ 59 
Organisation der wissen-

schaftlichen Weiterbildung 

(1) In der Regel führen die Hochschulen 
Weiterbildungsstudiengänge selbst durch 
und bieten Weiterbildungsveranstaltungen 
als eigene Veranstaltungen an. Lehrangebo-
te der wissenschaftlichen Weiterbildung ge-
hören zu den Dienstaufgaben des Lehrper-
sonals der Hochschule. Die Verordnung 
nach § 70 Abs. 1 kann bestimmen, dass bis 
zu 10 % der vorhandenen Lehrkapazität für 
Weiterbildungsangebote eingesetzt werden 

 (1) unverändert 
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können, wenn die Hochschule die entspre-
chende Durchführung des Weiterbildungs-
angebotes gewährleistet. 

(2) Professorinnen und Professoren können 
im Zusammenhang mit dem Hauptamt Lehr-
tätigkeiten im Bereich der Weiterbildung 
auch als Tätigkeit im Nebenamt übertragen 
werden, wenn die entsprechende Lehrtätig-
keit der Professorin oder des Professors 
nicht auf ihre oder seine Lehrverpflichtung 
angerechnet wird. Die Hochschulen setzen 
die Höhe der Vergütung für Lehraufgaben 
nach Satz 1 im Rahmen der erzielten Ein-
nahmen aus Gebühren und privatrechtlichen 
Entgelten fest. 

 (2) Professorinnen und Professoren sowie 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern können im Zusammenhang mit 
dem Hauptamt Lehrtätigkeiten im Bereich 
der Weiterbildung auch als Tätigkeit im Ne-
benamt übertragen werden, wenn die ent-
sprechende Lehrtätigkeit nicht auf ihre 
oder seine Lehrverpflichtung angerechnet 
wird. Die Hochschulen setzen die Höhe der 
Vergütung für Lehraufgaben nach Satz 1 im 
Rahmen der erzielten Einnahmen aus Ge-
bühren und privatrechtlichen Entgelten fest. 

(3) Die Hochschulen können für Aufgaben 
der wissenschaftlichen Weiterbildung ihrem 
eigenen wissenschaftlichen Personal Lehr-
aufträge erteilen, wenn die sonstigen Vor-
aussetzungen für die Ausübung des Neben-
tätigkeitsrechts nach §§ 80 ff. des Landes-
beamtengesetzes sowie der aufgrund § 85 
des Landesbeamtengesetzes erlassenen 
Verordnung erfüllt sind. 

 (3) unverändert 

(4) In besonderen Fällen können die Hoch-
schulen in der wissenschaftlichen Weiterbil-
dung mit Einrichtungen außerhalb des Hoch-
schulbereiches kooperieren. Durch den Ko-
operationsvertrag ist sicherzustellen, dass es 
Aufgabe der Hochschule ist, das Lehrange-
bot inhaltlich und didaktisch zu entwickeln 
und dass Prüfungen in Verantwortung der 
Hochschule abgenommen werden. Der ko-
operierenden Einrichtung kann es übertra-
gen werden, die Weiterbildungsangebote zu 
organisieren, anzubieten und durchzuführen. 
Für die Leistungen der Hochschule verein-
bart sie ein angemessenes Entgelt.  

 (4) unverändert 

Sechster Abschnitt: 
Hochschulpersonal 

Sechster Abschnitt: 
Hochschulpersonal 

§ 60 
Aufgaben der Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer 

§ 60 
Aufgaben der Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer 

(1) Die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer nehmen die ihrer Hochschule 
jeweils obliegenden Aufgaben in Wissen-
schaft und Kunst, Forschung, Lehre, Weiter-
bildung sowie Wissens- und Technologie-
transfer in ihren Fächern nach näherer Aus-
gestaltung ihres Dienstverhältnisses selbst-
ständig war. Sie sind verpflichtet, Lehrveran-

  unverändert 
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staltungen ihres Fachs in allen Studiengän-
gen und Studienbereichen abzuhalten und 
die zur Sicherstellung des Lehrangebots 
gefassten Beschlüsse durchzuführen. Sie 
wirken bei Eignungs-, Feststellungs- und 
Auswahlverfahren, beim Hochschulzugang 
und bei der Zulassung der Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber sowie an aka-
demischen und staatlichen Prüfungen mit; 
sie übernehmen die wissenschaftliche 
Betreuung von Doktorandinnen und Dokto-
randen; sie beteiligen sich an der Selbstver-
waltung, an Aufgaben der Studienreform und 
an der Studienberatung. Soweit einer Hoch-
schule weitere Aufgaben als Landesaufga-
ben im Sinne des § 6 Abs. 4 übertragen 
werden, gehört auch deren Wahrnehmung 
zu den hauptberuflichen Pflichten der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer. Auf 
Antrag einer Hochschullehrerin oder eines 
Hochschullehrers kann die Präsidentin oder 
der Präsident die Wahrnehmung von Aufga-
ben in einer Einrichtung der Kunst und Wis-
senschaft, die überwiegend aus staatlichen 
Finanzmitteln finanziert wird, zur dienstlichen 
Aufgabe im Hauptamt erklären, wenn dies 
mit der Erfüllung ihrer oder seiner übrigen 
Aufgaben vereinbar ist. 

(2) Professorinnen und Professoren an Uni-
versitäten und Kunsthochschulen kann nach 
der Stellenbeschreibung von der Präsidentin 
oder dem Präsidenten als Dienstaufgabe 
eine überwiegende Tätigkeit in der Lehre 
(Lehrprofessur) oder ganz oder überwiegend 
in der Forschung übertragen werden. 

  

(3) Professorinnen und Professoren können 
nach ihrer Anhörung verpflichtet werden, 
Lehrveranstaltungen in dem von ihnen ver-
tretenen Fach an einer anderen staatlichen 
Hochschule abzuhalten und Prüfungen ab-
zunehmen, soweit dies zur Gewährleistung 
des Lehrangebots oder im Rahmen des Zu-
sammenwirkens von Hochschulen des Lan-
des erforderlich ist. Die Hochschulen treffen 
darüber Vereinbarungen. Überschreitungen 
der regelmäßigen Lehrverpflichtung sind 
auszugleichen.  

  

(4) Art und Umfang der von der einzelnen 
Hochschullehrerin oder dem einzelnen 
Hochschullehrer wahrzunehmenden Aufga-
ben richten sich unter Beachtung der Absät-
ze 1 bis 3 nach der Ausgestaltung des 
Dienstverhältnisses und der Funktionsbe-
schreibung der Stelle. Die Festlegung steht 
unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in 
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angemessenen Abständen. Eine Änderung 
erfolgt im Benehmen mit dem Fachbereich; 
die oder der Betroffene ist vorher zu hören. 

(5) Die Professorinnen und Professoren blei-
ben nach ihrem Eintritt in den Ruhestand zur 
Lehre berechtigt. Die Hochschule kann sie 
mit ihrem Einverständnis an Prüfungen betei-
ligen. 

  

§ 61 
Einstellungsvoraussetzungen 
für Professorinnen und Pro-

fessoren 

§ 61 
Einstellungsvoraussetzungen 
für Professorinnen und Pro-

fessoren 

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Profes-
sorinnen und Professoren sind neben den 
allgemeinen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen mindestens 

 (1) Einstellungsvoraussetzungen für Profes-
sorinnen und Professoren sind neben den 
allgemeinen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen mindestens 

1. ein zum Zugang zum höheren Dienstes 
berechtigendes, abgeschlossenes Hoch-
schulstudium, 

 1.  unverändert 

2. pädagogische Eignung,  2. pädagogische und didaktische Eignung, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftli-
cher Arbeit, die in der Regel durch die 
hervorragende Qualität einer Promotion 
nachgewiesen wird,   

 3.  unverändert 

4. in der Regel der Nachweis einer mindes-
tens zweijährigen wissenschaftlichen Tä-
tigkeit an einer anderen, als der berufen-
den Hochschule und 

 4.  unverändert 

5. darüber hinaus je nach Anforderungen 
der Stelle 

 5.  unverändert 

a) zusätzliche wissenschaftliche Leis-
tungen, 

 

b) zusätzliche künstlerische Leistungen 
oder 

 

c) besondere Leistungen bei der An-
wendung oder Entwicklung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse und Metho-
den in einer mindestens fünfjährigen 
beruflichen Praxis, von der mindes-
tens drei Jahre außerhalb des Hoch-
schulbereichs ausgeübt worden sein 
müssen. 

 

(2) Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leis-
tungen nach Absatz 1 Nr. 5 Buchst. a wer-
den im Rahmen einer Juniorprofessur oder 
durch eine Habilitation oder gleichwertige 
wissenschaftliche Leistungen, die auch au-
ßerhalb des Hochschulbereichs erbracht 

 (2) unverändert 
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sein können, nachgewiesen. Bei Professo-
rinnen und Professoren mit ärztlichen oder 
zahnärztlichen Aufgaben ist zusätzlich die 
Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
nachzuweisen, soweit für das betreffende 
Fachgebiet im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes eine entsprechende Qualifizierung 
vorgesehen ist. 

(3) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschrei-
bung die Wahrnehmung erziehungswissen-
schaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben 
in der Lehrerbildung vorsieht, soll nur beru-
fen werden, wer eine mindestens dreijährige 
Schulpraxis nachweist. 

 (3) unverändert 

(4) Professorinnen und Professoren an 
Fachhochschulen müssen die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nr. 5 Buchst. c erfül-
len. In besonders begründeten Ausnahmefäl-
len können auch Professorinnen und Profes-
soren eingestellt werden, wenn sie die Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 Nr. 5 Buchst. a 
erfüllen. 

 (4) unverändert 

(5) Soweit es der Eigenart des Faches und 
den Anforderungen der Stelle entspricht, 
können abweichend von Absatz 1 Nr. 1 bis 5 
und den Absätzen 2 und 3 an künstlerischen 
Hochschulen Professorinnen und Professo-
ren eingestellt werden, die hervorragende 
fachbezogene Leistungen in der Praxis und 
pädagogische Eignung nachweisen. 

 (5) unverändert 

§ 62 
Berufung von Professorinnen 

und Professoren 

§ 62 
Berufung von Professorinnen 

und Professoren 

(1) Ist oder wird eine Stelle für Professorin-
nen oder Professoren (Professur) frei, prüft 
und entscheidet das Präsidium, ob und in 
welcher fachlichen Ausrichtung die Stelle 
befristet oder unbefristet besetzt werden soll. 
Die betroffenen Fachbereiche sind zu hören. 

  unverändert 

(2) Die Hochschule schreibt die Professur 
öffentlich und in geeigneten Fällen internati-
onal aus. Die Ausschreibung, in der Art und 
Umfang der zu erfüllenden Aufgabe zu be-
schreiben sind, wird dem Ministerium recht-
zeitig vor ihrer Veröffentlichung angezeigt; 
das Ministerium kann ihr innerhalb von drei 
Wochen nach Eingang widersprechen. Von 
der Ausschreibung einer Professur kann 
abgesehen werden, wenn eine Professorin 
oder ein Professor aus einem Beamten-
verhältnis auf Zeit oder aus einem befristeten 
Beschäftigungsverhältnis heraus auf diesel-
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be Professur bei identischer Vergütung in ein 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in ein 
unbefristetes Beschäftigungsverhältnis beru-
fen werden soll. Von einer Ausschreibung 
kann ebenfalls abgesehen werden, wenn 
eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofes-
sor der eigenen Hochschule auf eine Profes-
sur in einem Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis berufen werden soll. Der 
Verzicht auf die Ausschreibung nach den 
Sätzen 3 und 4 bedarf der Zustimmung des 
Ministeriums. 

(3) Zur Vorbereitung des Berufungsvor-
schlags bildet der Fachbereich im Einver-
nehmen mit dem Präsidium einen Beru-
fungsausschuss. In dem Berufungsaus-
schuss verfügen die Professorinnen und 
Professoren über die absolute Mehrheit der 
Sitze und Stimmen. Dem Ausschuss gehö-
ren mindestens an  

  

1. drei Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer, 

  

2. eine Angehörige oder ein Angehöriger 
der Mitgliedergruppe des wissenschaftli-
chen Dienstes und 

  

3. eine Studierende oder ein Studierender.   

In dem Berufungsausschuss sollen mindes-
tens zwei Frauen Mitglieder sein, darunter 
mindestens eine Hochschullehrerin. Dem 
Berufungsausschuss können auch Mitglieder 
anderer Fachbereiche oder Hochschulen des 
In- und Auslands, nach § 35 angegliederter 
Einrichtungen oder anderer wissenschaftli-
cher Einrichtungen sowie im Einzelfall auch 
andere Personen angehören. Mindestens 
eine Hochschullehrerin oder ein Hochschul-
lehrer soll einem anderen Fachbereich oder 
einer anderen Hochschule angehören. Soll 
die oder der zu Berufende an einer ange-
gliederten Einrichtung tätig sein, die für die 
Professur überwiegend die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung stellt, wird die Beru-
fungskommission zur Hälfte mit Mitgliedern 
der Einrichtung besetzt. 

  

(4) Der Berufungsausschuss erstellt unter 
Einholung auswärtiger und mindestens zwei 
vergleichender Gutachten einen Berufungs-
vorschlag, der drei Namen enthalten soll; bei 
künstlerischen Professuren an Kunsthoch-
schulen und Fachhochschulprofessuren ge-
nügen auswärtige Gutachten. Grundlage des 
Vorschlags soll auch eine studiengangsbe-
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zogene Lehrveranstaltung der Bewerberin-
nen und Bewerber sein. Der Berufungsvor-
schlag kann mit deren Einwilligung auch die 
Namen von Personen enthalten, die sich 
nicht beworben haben. Mitglieder der eige-
nen Hochschule dürfen nur in begründeten 
Ausnahmefällen in den Berufungsvorschlag 
aufgenommen werden. Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren der eigenen Hoch-
schule können in einen Berufungsvorschlag 
für die Besetzung von Stellen von Professo-
rinnen und Professoren nur dann aufge-
nommen werden, wenn sie nach ihrer Pro-
motion die Hochschule gewechselt hatten 
oder mindestens zwei Jahre außerhalb der 
berufenden Hochschule wissenschaftlich 
tätig waren. In dem Berufungsvorschlag sind 
die fachliche, pädagogische und persönliche 
Eignung eingehend und vergleichend zu 
würdigen und die gewählte Reihenfolge zu 
begründen. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte des 
Fachbereichs ist in die Beratung des Beru-
fungsausschusses einzubeziehen und zu 
dem Vorschlag des Berufungsausschusses 
zu hören; ihre Äußerung ist der Vorschlags-
liste beizufügen. Die Gleichstellungsbeauf-
tragte kann verlangen, dass eine von ihr 
benannte Frau oder ein von ihr benannter 
Mann aus dem Kreis der Bewerberinnen und 
Bewerber in die Vorstellung und Begutach-
tung einbezogen wird; sie kann eine Profes-
sorin oder Sachverständige als Gutachterin 
vorschlagen. Die Studierenden im Fachbe-
reichskonvent sind zu der pädagogischen 
Eignung der Vorzuschlagenden zu hören; 
ihre Äußerung ist der Vorschlagsliste beizu-
fügen. Im Übrigen können die einzelnen 
stimmberechtigten Mitglieder des Beru-
fungsausschusses sowie die Professorinnen 
und Professoren des jeweils betroffenen 
Fachbereichs ein Sondervotum abgeben, 
das dem Berufungsvorschlag beizufügen ist.  

  

(6) Für das Verfahren zur Besetzung von 
Professuren in der Medizin gelten die Be-
stimmungen dieses Gesetzes mit folgender 
Maßgabe: 

  

1. Entscheidungen nach Absatz 1 trifft der 
Medizin-Ausschuss. 

  

2. Der Ausschreibungstext nach Absatz 2 
bedarf auch der Zustimmung des Medi-
zin-Ausschusses. 

  

3. Einem Berufungsausschuss des Fachbe-
reichs Medizin müssen zwei Mitglieder 
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des Vorstands des Klinikums mit bera-
tender Stimme sowie eine Hochschulleh-
rerin oder ein Hochschullehrer der jeweils 
anderen medizinischen Fakultät angehö-
ren. 

4. Die Präsidentin oder der Präsident beruft 
die Hochschullehrerin oder den Hoch-
schullehrer auf den Vorschlag des Fach-
bereichskonvents nach Stellungnahme 
des Senats und mit Zustimmung des 
Medizin-Ausschusses. 

  

(7) Die Hochschule trifft in einer Satzung 
nähere Regelungen über ihre Berufungsver-
fahren und legt dabei das Verfahren zur 
Wahl der Mitglieder des Berufungsaus-
schusses fest. 

  

(8) Zur Förderung des Zusammenwirkens in 
Forschung und Lehre zwischen einer Hoch-
schule und einer Forschungs- oder Bil-
dungseinrichtung kann auf der Grundlage 
einer Vereinbarung beider Einrichtungen ein 
gemeinsames Berufungsverfahren durchge-
führt werden. Die Vereinbarung kann insbe-
sondere vorsehen, dass die Forschungs- 
oder Bildungseinrichtung in bestimmten Be-
rufungsausschüssen der Hochschule vertre-
ten ist. Dabei muss gewährleistet sein, dass 
die Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer und die Vertreterinnen und Vertreter der 
Forschungs- oder Bildungseinrichtung, die 
den Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrern nach Funktion und Qualifikation 
gleichstehen, gemeinsam über die absolute 
Mehrheit der Sitze des Berufungsausschus-
ses verfügen. Absatz 3 gilt entsprechend.  

  

(9) Die Präsidentin oder der Präsident beruft 
die Hochschullehrerin und Hochschullehrer 
auf Vorschlag des Fachbereichskonvents 
nach Stellungnahme des Senats, im Fall des 
Absatz 3 Satz 7 im Einvernehmen mit der 
Leiterin oder dem Leiter der angegliederten 
Einrichtung; die Präsidentin oder der Präsi-
dent kann gesonderte Gutachten einholen. 
Sie oder er kann eine Professorin oder einen 
Professor abweichend von der Reihenfolge 
des Vorschlags des Fachbereichs berufen 
oder einen neuen Vorschlag anfordern, so-
weit gegen die Vorschläge Bedenken beste-
hen oder die Vorgeschlagenen den an sie 
ergangenen Ruf ablehnen. Ohne Vorschlag 
des Fachbereichs kann sie oder er eine Pro-
fessorin oder einen Professor berufen, wenn 

  

1. auch in einer zweiten Vorschlagsliste   
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keine geeignete Person benannt ist oder 

2. wenn der Fachbereich zehn Monate nach 
Einrichtung, Zuweisung oder Freiwerden 
der Stelle, bei Freiwerden durch Errei-
chen der Altersgrenze sechs Monate 
nach dem Freiwerden der Stelle, keinen 
Vorschlag vorgelegt hat oder der Auffor-
derung zur Vorlage eines Vorschlags bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nicht 
nachgekommen ist. 

  

(10) Bei einer Berufung dürfen Zusagen über 
die Ausstattung des vorgesehenen Aufga-
benbereichs mit Personal- und Sachmitteln 
nur befristet für fünf Jahre und im Rahmen 
bereitstehender Finanzmittel erteilt werden. 
Die Zusagen stehen unter dem Vorbehalt 
struktureller Entscheidungen der Hochschu-
le, der Evaluierung sowie der Entwicklung 
des Haushalts. 

  

§ 63 
Dienstrechtliche Stellung der 
Professorinnen und Professo-

ren 

§ 63 
Dienstrechtliche Stellung der 
Professorinnen und Professo-

ren 

(1) Die Professorinnen und Professoren 
werden, soweit sie in das Beamtenverhältnis 
berufen werden, zu Beamtinnen und Beam-
ten auf Zeit oder auf Lebenszeit ernannt. Vor 
der ersten Berufung einer Bewerberin oder 
eines Bewerbers in ein Professorenamt auf 
Lebenszeit soll das Dienstverhältnis zu-
nächst auf zwei Jahre befristet werden. Eine 
Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit erfolgt, wenn nach Ablauf dieser 
Zeit der Fachbereichskonvent seine entspre-
chende Zustimmung erteilt. Ausnahmen von 
Satz 2 sind möglich, wenn die Bewerberin 
oder der Bewerber aus dem Ausland oder 
aus dem Bereich außerhalb der Hochschule 
sonst nicht gewonnen werden kann oder 
wenn sie oder er zuvor mindestens sechs 
Jahre hauptamtlich an einer Hochschule im 
Bereich der Lehre tätig war. 

  unverändert 

(2) Ein privatrechtliches Dienstverhältnis 
kann befristet oder unbefristet begründet 
werden. Für befristete privatrechtliche 
Dienstverhältnisse gilt § 218 Abs. 4 und 5 
des Landesbeamtengesetzes entsprechend. 
Professorinnen und Professoren, die 
zugleich Leiterinnen oder Leiter einer Abtei-
lung oder Sektion des Klinikums nach § 90 
Abs. 5 sind, erhalten die Professur in der 
Regel auf der Grundlage eines privatrechtli-
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chen Dienstverhältnisses. 

(3) Mit der Berufung in das Beamtenverhält-
nis oder der Begründung eines privatrechtli-
chen Dienstverhältnisses ist zugleich die 
akademische Bezeichnung „Professorin“ 
oder „Professor“ verliehen. Die Professorin 
oder der Professor darf diese Bezeichnung 
nach dem Ausscheiden aus einem Dienst-
verhältnis als Professorin oder Professor 
ohne Zusatz weiterführen; im Falle eines 
Ausscheidens vor Erreichen der Altersgren-
ze gilt dies nur nach einer mindestens vier-
jährigen Tätigkeit als Professorin oder Pro-
fessor. Die Weiterführung der Bezeichnung 
kann von dem Präsidium nach Anhörung des 
Senats aus Gründen untersagt werden, die 
bei einer Beamtin oder einem Beamten zur 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis füh-
ren. 

  

§ 64 
Juniorprofessorinnen und Ju-

niorprofessoren 

§ 64 
Juniorprofessorinnen und Ju-

niorprofessoren 

(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren haben die Aufgabe, sich durch die 
selbstständige Wahrnehmung der ihrer 
Hochschule obliegenden Aufgaben in Wis-
senschaft, Forschung und Lehre sowie Wei-
terbildung für die Berufung auf eine Profes-
sur an einer Universität oder gleichgestellten 
Hochschule zu qualifizieren. 

  unverändert 

(2) Einstellungsvoraussetzungen für Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren sind 
neben den allgemeinen dienstlichen Voraus-
setzungen 

  

1. ein zum Zugang zum höheren Dienst 
berechtigendes, abgeschlossenes Hoch-
schulstudium,  

  

2. pädagogische Eignung, die durch eine 
entsprechende Vorbildung nachgewiesen 
oder ausnahmsweise im Berufungsver-
fahren festgestellt wird,  

  

3. besondere Befähigung zu wissenschaftli-
cher Arbeit, die in der Regel durch die 
herausragende Qualität einer Promotion 
nachgewiesen wird. 

  

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben 
sollen zusätzlich die Anerkennung als Fach-
arzt oder, soweit diese in dem jeweiligen 
Gebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche 
Tätigkeit von mindestens fünf Jahren nach 
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Erhalt der Approbation, Bestallung oder Er-
laubnis der Berufausübung nachweisen. Bei 
Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren 
mit erziehungswissenschaftlichen oder fach-
didaktischen Aufgaben in der Lehrerbildung 
gilt § 61 Abs. 3 entsprechend. 

(3) Sofern vor oder nach der Promotion eine 
Beschäftigung als wissenschaftliche Mitar-
beiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter 
oder als wissenschaftliche Hilfskraft erfolgt 
ist, sollen Promotions- und Beschäftigungs-
phase zusammen nicht mehr als sechs Jah-
re, im Bereich der Medizin nicht mehr als 
neun Jahre betragen haben. Auf die Befris-
tungsdauer sind alle befristeten Beamten-
verhältnisse und befristeten Arbeitsverhält-
nisse mit mehr als einem Viertel der regel-
mäßigen Arbeitszeit, die mit einer deutschen 
Hochschule oder einer Forschungseinrich-
tung abgeschlossen wurden, sowie befristete 
Privatdienstverträge mit einem Mitglied einer 
Hochschule anzurechnen. Folgende Zeiten 
werden auf die befristeten Beschäftigungs-
verhältnisse nach Satz 2 nicht angerechnet:  

  

1. Zeiten einer Beurlaubung oder einer Er-
mäßigung der Arbeitszeit um mindestens 
ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit, 
die für die Betreuung oder Pflege eines 
Kindes unter 18 Jahren oder eines pfle-
gebedürftigen sonstigen Angehörigen 
gewährt worden sind, 

  

2. Zeiten einer Inanspruchnahme von El-
ternzeit nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz oder der Landesverordnung 
über die Elternzeit der Beamtinnen und 
Beamten und Zeiten eines Beschäfti-
gungsverbots nach den §§ 3, 4, 6 und 8 
des Mutterschutzgesetzes oder nach §§ 
1,2, 3 und 8 der Verordnung über den 
Mutterschutz für Beamtinnen in dem Um-
fang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht 
erfolgt ist und 

  

3. Zeiten einer Freistellung im Umfang von 
mindestens einem Fünftel der regelmä-
ßigen Arbeitszeit zur Wahrnehmung von 
Aufgaben in einer Personal- oder 
Schwerbehindertenvertretung oder für 
Aufgaben der Gleichstellung.  

  

(4) Die Stellen für Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren sind öffentlich auszu-
schreiben. Die Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren werden von der Präsiden-
tin oder dem Präsidenten auf Vorschlag des 
Fachbereichs berufen. § 62 Abs. 1 bis 5, 7, 9 
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und 10 gelten entsprechend. 

(5) Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren werden in der ersten Phase der Junior-
professur grundsätzlich für die Dauer von 
drei Jahren zu Beamtinnen und Beamten auf 
Zeit ernannt. Das Beamtenverhältnis einer 
Juniorprofessorin oder eines Juniorprofes-
sors soll mit ihrer oder seiner Zustimmung 
vor dem Ablauf der ersten Phase bis zu einer 
Gesamtdauer von sechs Jahren verlängert 
werden, wenn sie oder er sich als Hoch-
schullehrerin oder Hochschullehrer bewährt 
hat. Dies ist durch eine Evaluierung der Leis-
tung in Lehre und Forschung sowie auf der 
Grundlage von Gutachten festzustellen, die 
von Professorinnen und Professoren des 
betreffenden Faches oder fachnaher Profes-
sorinnen oder Professoren an anderen 
Hochschulen eingeholt werden. Anderenfalls 
kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung 
der Juniorprofessorin oder des Juniorprofes-
sors um bis zu einem Jahr verlängert wer-
den. In besonderen Ausnahmefällen ist eine 
Verlängerung abweichend von Satz 4 um bis 
zu zwei weitere Jahre zulässig. Über die 
Verlängerung des Beamtenverhältnisses 
entscheidet die Präsidentin oder der Präsi-
dent auf Vorschlag des Fachbereichs. Im 
Übrigen ist eine weitere Verlängerung, abge-
sehen von den Fällen des § 218 Abs. 4 des 
Landesbeamtengesetzes, nicht zulässig; 
dies gilt auch für eine erneute Einstellung als 
Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. Wird 
eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des 
Landes mit Zustimmung ihres oder seines 
Dienstherrn zur Juniorprofessorin oder zum 
Juniorprofessor ernannt, ist sie oder er für 
die Dauer des Dienstverhältnisses als Juni-
orprofessorin oder Juniorprofessor unter 
Fortfall der Dienstbezüge zu beurlauben; im 
Falle eines vorherigen privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses ist ihr oder ihm Sonder-
urlaub ohne Fortzahlung der Bezüge zu ge-
währen. § 13 Abs. 4 des Landesbeamtenge-
setzes findet keine Anwendung, sofern die 
oder der Beschäftigte einen Antrag auf Beur-
laubung aus ihrem oder seinem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis gestellt hat. 

  

(6) Mit der Berufung in das Beamtenverhält-
nis ist das Recht verbunden, die Bezeich-
nung „Professorin“ oder „Professor“ als aka-
demische Bezeichnung zu führen. Mit dem 
Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis endet 
diese Berechtigung. 

  

(7) Für Juniorprofessorinnen und Juniorpro-   
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fessoren kann auch ein befristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis begründet wer-
den. In diesem Fall gelten die Absätze 1 bis 
6 entsprechend. 

§ 65 
Außerplanmäßige Professo-
rinnen und Professoren, Ho-

norar-Professorinnen und Ho-
norar-Professoren, Privatdo-

zentinnen und Privatdozenten 

§ 65 
Außerplanmäßige Professo-
rinnen und Professoren, Ho-

norar-Professorinnen und Ho-
norar-Professoren, Privatdo-

zentinnen und Privatdozenten 

(1) Denjenigen, die sich in Forschung und 
Lehre an der Hochschule bewährt haben und 
die die Einstellungsvoraussetzungen für Pro-
fessorinnen und Professoren erfüllen, kann 
die Präsidentin oder der Präsident auf Vor-
schlag des Fachbereichs nach mindestens 
vierjähriger Lehrtätigkeit die Bezeichnung 
„Außerplanmäßige Professorin“ oder „Au-
ßerplanmäßiger Professor“ verleihen. Die 
Verleihung kann aus Gründen widerrufen 
werden, die bei einer Beamtin oder einem 
Beamten zur Entfernung aus dem Beamten-
verhältnis führen würde. 

  unverändert 

(2) Auf Vorschlag eines Fachbereichs kann 
die Präsidentin oder der Präsident mit Zu-
stimmung des Senats einer außerhalb einer 
Hochschule hauptberuflich tätigen Person 
den Titel „Honorar-Professorin“ oder „Hono-
rar-Professor“ verleihen, wenn sie nach ihren 
wissenschaftlichen oder künstlerischen Leis-
tungen den Voraussetzungen entspricht, die 
an Professorinnen und Professoren gestellt 
werden, und wenn sie bereit ist, an der 
Hochschule zu lehren. Honorar-
Professorinnen und Honorar-Professoren 
sind berechtigt, in dem Fachgebiet zu lehren, 
für das sie bestellt sind. Sie können an Prü-
fungen wie Professorinnen und Professoren 
der Hochschule mitwirken. Die Hochschule 
kann ihnen Gelegenheit geben, sich an For-
schungsvorhaben zu beteiligen. Für den 
Widerruf der Verleihung gilt Absatz 1 Satz 2 
entsprechend. Der Widerruf ist auch zuläs-
sig, wenn die Lehrbefugnis ohne hinreichen-
den Grund unangemessen lange Zeit nicht 
wahrgenommen worden ist. 

  

(3) Auf Antrag erteilt die Präsidentin oder der 
Präsident mit Zustimmung des Fachbereichs 
einer oder einem Habilitierten die Lehrbefug-
nis. Die Befugnis ist mit dem Recht verbun-
den, die akademische Bezeichnung „Privat-
dozentin“ oder „Privatdozent“ zu führen. Die 
Privatdozentinnen und Privatdozenten sind 
zur Lehre berechtigt und verpflichtet. Sie 
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können an Prüfungen beteiligt werden. Sie 
haben keinen Anspruch auf einen Arbeits-
platz oder eine Vergütung. Für Juniorprofes-
sorinnen und Juniorprofessoren gilt diese 
Regelung nach erfolgreichem Abschluss der 
sechsjährigen Zeit als Juniorprofessorin oder 
Juniorprofessor entsprechend. Für den Wi-
derruf der Verleihung gilt Absatz 1 Satz 2 
entsprechend. 

§ 66 
Lehrbeauftragte 

§ 66 
Lehrbeauftragte 

(1) Zur Ergänzung des Lehrangebots, an 
künstlerischen Hochschulen auch zur Siche-
rung des Lehrangebots in einem Fach, kann 
die Hochschule zeitlich befristete Lehraufträ-
ge erteilen. Die Lehrbeauftragten nehmen 
ihre Lehraufgaben selbstständig wahr. Der 
Umfang eines Lehrauftrags soll die Hälfte 
der Lehrverpflichtung von Professorinnen 
und Professoren nicht überschreiten.  

 (1) Zur Ergänzung des Lehrangebots, an 
künstlerischen Hochschulen auch zur Siche-
rung des Lehrangebots in einem Fach, kann 
die Hochschule zeitlich befristete Lehraufträ-
ge erteilen. Die Hochschulen können vo-
rübergehend Lehraufträge auch zur Si-
cherung des Lehrangebots erteilen, wenn 
dies inhaltlich oder aus Kapazitätsgrün-
den geboten ist. Die Lehrbeauftragten 
nehmen ihre Lehraufgaben selbstständig 
wahr. 

(2) Der Lehrauftrag begründet ein öffentlich-
rechtliches Rechtsverhältnis eigener Art zur 
Hochschule; ein Dienst- oder Arbeitsverhält-
nis entsteht nicht. Die Lehrbeauftragten er-
halten eine Vergütung, es sei denn, dass sie 
von sich aus auf eine Vergütung verzichten 
oder dass die durch den Lehrauftrag entste-
hende Belastung bei der Bemessung der 
Dienstaufgaben eines hauptberuflich im öf-
fentlichen Dienst Tätigen entsprechend be-
rücksichtigt wird. 

 (2) unverändert 

§ 67 
Lehrkräfte für besondere Auf-

gaben 

§ 67 
Lehrkräfte für besondere Auf-

gaben 

(1) Lehrkräften für besondere Aufgaben ob-
liegt überwiegend die Aufgabe, in Abstim-
mung mit den zuständigen Professorinnen 
und Professoren, Studierenden Fachwissen, 
künstlerische oder praktische Fertigkeiten 
und Kenntnisse zu vermitteln. 

  unverändert 

(2) Hochschulen stellen Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben, insbesondere wenn sie 
als Lektoren tätig sein sollen, in der Regel 
als Angestellte ein. Als Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben können ferner Beamtinnen 
und Beamte tätig sein, die für diese Aufga-
ben aus dem Schuldienst an eine Hochschu-
le abgeordnet werden. Die Abordnung darf 
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vier Jahre nicht überschreiten. 

§ 68 
Wissenschaftliche und künst-
lerische Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter 

§ 68 
Wissenschaftliche und künst-
lerische Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter 

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter erbringen wissenschaftliche 
Dienstleistungen in Forschung, Lehre und 
Weiterbildung. Zu den wissenschaftlichen 
Dienstleistungen gehören auch die Durch-
führung von Lehrveranstaltungen, die Tätig-
keit in der Verwaltung der wissenschaftlichen 
Einrichtung oder Betriebseinheit, in der Stu-
dien- und Prüfungsorganisation, der Stu-
dienberatung und in anderen Aufgaben der 
Hochschule. Soweit es zur Gewährleistung 
des Lehrangebots erforderlich ist, können 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern abweichend von Satz 1 überwie-
gend Lehraufgaben als Dienstleistung über-
tragen werden. In einem medizinischen 
Fachbereich obliegen ihnen auch Dienstleis-
tungen in der Krankenversorgung. 

  unverändert 

(2) Lehraufgaben der wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nach 
Gegenstand und Inhalt mit den für das Fach 
zuständigen Professorinnen und Professoren 
abzustimmen und unbeschadet des Rechts 
auf Äußerung der eigenen Lehrmeinung un-
ter der fachlichen Verantwortung einer Pro-
fessorin oder eines Professors durchzufüh-
ren. Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern kann bei deren Eignung auch 
die selbstständige Wahrnehmung von Auf-
gaben in Forschung und Lehre im Beneh-
men mit den fachlich zuständigen Professo-
rinnen und Professoren übertragen werden. 

  

(3) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die befristet eingestellt werden, 
können im Rahmen ihrer Dienstaufgaben 
auch Gelegenheit zur Vorbereitung einer 
Promotion oder zu zusätzlichen wissen-
schaftlichen Leistungen erhalten. 

  

(4) Die Hochschule beschäftigt die wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
befristet oder unbefristet im Beamtenverhält-
nis oder im privatrechtlichen Dienstverhält-
nis.  

  

(5) Einstellungsvoraussetzungen für wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sind neben den allgemeinen dienstrechtli-
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chen Voraussetzungen  

1. bei Einstellung in ein befristetes Beam-
ten- oder Angestelltenverhältnis ein den 
Anforderungen der dienstlichen Aufga-
ben entsprechendes abgeschlossenes 
Hochschulstudium; ergänzend kann die 
Promotion gefordert werden, wenn sie für 
die vorgesehene Dienstleistung erforder-
lich ist; 

  

2. bei der Einstellung in das Beamten-
verhältnis auf Probe oder auf Lebenszeit 
oder in ein unbefristetes Angestelltenver-
hältnis ein den Anforderungen der dienst-
lichen Aufgabe entsprechendes abge-
schlossen Hochschulstudium und der 
Nachweis einer qualifizierten Promotion. 
In besonderen Ausnahmefällen kann ei-
ne qualifizierte 2. Staatsprüfung an die 
Stelle der Promotion treten oder auf die 
Promotion verzichtet werden; in künstle-
rischen Fächern wird eine Promotion 
nicht vorausgesetzt. 

  

§ 69 
Studentische und wissen-

schaftliche Hilfskräfte 

§ 69 
Studentische und wissen-

schaftliche Hilfskräfte 

(1) Studentische und wissenschaftliche Hilfs-
kräfte haben die Aufgabe, Studierende durch 
Tutorien in ihrem Studium zu unterstützen 
und Dienstleistungen in Forschung und Leh-
re zu erbringen. 

 (1) unverändert 

(2) Studentische Hilfskräfte sollen in ihrem 
Studium so weit fortgeschritten sein, dass 
die ihnen übertragenen Arbeiten zugleich der 
eigenen wissenschaftlichen Weiterbildung 
dienen können; wissenschaftliche Hilfskräfte 
müssen ein Hochschulstudium abgeschlos-
sen haben. 

 (2) unverändert 

(3) Die Beschäftigung als studentische oder 
wissenschaftliche Hilfskraft erfolgt auf der 
Grundlage eines privatrechtlichen Arbeits-
verhältnisses für jeweils bis zu sechs Mona-
te. Sie darf bei studentischen Hilfskräften 
insgesamt zwei Jahre, bei wissenschaftli-
chen Hilfskräften vier Jahre nicht überschrei-
ten. Die Hochschule kann das Nähere durch 
Satzung regeln. 

 (3) Die Beschäftigung als studentische oder 
wissenschaftliche Hilfskraft erfolgt auf der 
Grundlage eines privatrechtlichen Arbeits-
verhältnisses für jeweils bis zu sechs Mona-
te. Sie darf bei studentischen oder wissen-
schaftlichen Hilfskräften jeweils vier Jahre 
nicht überschreiten. Die Hochschule kann 
das Nähere durch Satzung regeln. 

§ 70 
Lehrverpflichtung 

§ 70 
Lehrverpflichtung 

(1) Das Ministerium legt den Umfang der 
regelmäßigen Lehrverpflichtung des haupt-

  unverändert 
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amtlichen wissenschaftlichen und künstleri-
schen Personals in einer Verordnung fest. 

(2) Für die Dauer von in der Regel einem 
Semester kann die Hochschule Professorin-
nen und Professoren nach mindestens sie-
ben gelesenen Semestern zur Förderung 
ihrer dienstlichen Forschungstätigkeit, zur 
Förderung künstlerischen Entwicklungsvor-
haben, für eine ihrer Fortbildung dienliche 
praxisbezogene Tätigkeit oder für die Durch-
führung anwendungsbezogener Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben von der Ver-
pflichtung zur Abhaltung von Lehrveranstal-
tungen unter Belassung ihrer Bezüge befrei-
en. Eine Befreiung setzt voraus, dass die 
vollständige und ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Lehre einschließlich der Prüfungen 
und die Betreuung der Studierenden und 
wissenschaftlichen Arbeiten nicht beeinträch-
tigt werden. Die Hochschule regelt die Vor-
aussetzungen und das Verfahren in einer 
Satzung. 

  

§ 71 
Angehörige des öffentlichen 

Dienstes 

§ 71 
Angehörige des öffentlichen 

Dienstes 

(1) Die Beamtinnen und Beamten und die 
Angestellten an den Hochschulen sind An-
gehörige des öffentlichen Dienstes des Lan-
des Schleswig-Holstein, das auch deren 
Dienstherr beziehungsweise Arbeitgeber ist. 

  unverändert 

(2) Dienstvorgesetzter der Mitglieder des 
Präsidiums ist das Ministerium. Die Präsi-
dentinnen oder Präsidenten sind Dienstvor-
gesetzte aller Beamtinnen und Beamten an 
ihrer Hochschule. 

  

Siebenter Abschnitt: 
Studierendenschaft 

Siebenter Abschnitt: 
Studierendenschaft 

§ 72 
Rechtsstellung, Aufgaben, 

Organe 

§ 72 
Rechtsstellung, Aufgaben, 

Organe 

(1) Die an der Hochschule eingeschriebenen 
Studierenden bilden die Studierendenschaft. 
Die Studierendenschaft ist eine rechtsfähige 
Teilkörperschaft der Hochschule. Sie nimmt 
ihre Angelegenheiten selbstständig wahr und 
untersteht der Rechtsaufsicht des Präsidi-
ums. 

 (1) unverändert 

(2) Die Studierendenschaft hat die Aufgabe, 
die Interessen der Studierenden wahrzu-

 (2) Die Studierendenschaft hat die Aufgabe, 
die Interessen der Studierenden wahrzu-
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nehmen und bei der Verwirklichung von Zie-
len und Aufgaben der Hochschule mitzuwir-
ken. Ihre Aufgabe ist es insbesondere,  

nehmen und bei der Verwirklichung von Zie-
len und Aufgaben der Hochschule mitzuwir-
ken. Ihre Aufgabe ist es insbesondere,  

1. die hochschulpolitischen Belange der 
Studierenden zu vertreten; sie hat kein 
allgemeinpolitisches Mandat, 

 1. die hochschulpolitischen Belange der 
Studierenden zu vertreten; dazu gehö-
ren auch alle Belange, die das Hoch-
schulwesen berühren, und Stellung-
nahmen, die erkennbar an hochschul-
politische Fragen anknüpfen, 

2. die politische Bildung und das staatsbür-
gerliche Verantwortungsbewusstsein der 
Studierenden sowie ihre Bereitschaft 
zum Einsatz für die Grund- und Men-
schenrechte und zur Toleranz auf der 
Grundlage der verfassungsmäßigen 
Ordnung zu fördern, 

 2.  unverändert 

3. zu allen Fragen Stellung zu nehmen, die 
sich mit der Anwendung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse auf und der 
Abschätzung ihrer Folgen für Gesell-
schaft und Natur beschäftigen, 

 3.  unverändert 

4. die wirtschaftlichen und sozialen Belange 
der Studierenden wahrzunehmen; hierzu 
können auch Maßnahmen gehören, die 
den Studierenden die preisgünstige Be-
nutzung öffentlicher Verkehrsmittel er-
möglichen, 

 4.  unverändert 

5. die geistigen und kulturellen Interessen 
der Studierenden zu unterstützen, 

 5.  unverändert 

6. den Studierendensport zu fördern,  6.  unverändert 

7. die überregionalen und internationalen 
Beziehungen der Studierenden zu pfle-
gen und 

 7.  unverändert 

8. an Verfahren zur Qualitätssicherung in 
der Lehre mitzuwirken. 

 8.  unverändert 

(3) Organe der Studierendenschaft sind das 
Studierendenparlament und der Allgemeine 
Studierendenausschuss. Das Studierenden-
parlament entscheidet über Angelegenheiten 
der Studierendenschaft. Es kann im Semes-
ter bis zu zwei Vollversammlungen einberu-
fen; in dieser Zeit finden keine Lehrveranstal-
tungen statt. Die laufenden Geschäfte wer-
den von dem Allgemeinen Studierendenaus-
schuss geführt; er vertritt die Studierenden-
schaft nach außen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Satzung der Studierendenschaft kann 
deren Gliederung in Fachschaften vorsehen; 
in diesem Fall kann das Studierendenparla-
ment mit einer Stimmenmehrheit von zwei 

 (4) unverändert 
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Drittel seiner Mitglieder die Einrichtung oder 
Auflösung von Fachschaften für die Studie-
renden eines Fachbereichs, eines oder meh-
rerer Studiengänge, Wahlfächer oder Stu-
dienabschnitte beschließen. Aufgabe der 
Fachschaften ist es, die fachlichen Belange 
der ihnen angehörenden Studierenden zu 
vertreten. Die zentralen Organe der Studie-
rendenschaft können ihnen keine Weisungen 
erteilen. Die Angelegenheiten der Fach-
schaften sind von einem Kollegialorgan 
(Fachschaftsvertretung) zu entscheiden.  

§ 73 
Satzung 

§ 73 
Satzung 

(1) Die Studierendenschaft regelt ihre innere 
Ordnung durch eine Satzung, die vom Stu-
dierendenparlament beschlossen wird und 
der Genehmigung des Präsidiums bedarf. 

  unverändert 

(2) Die Satzung muss insbesondere Be-
stimmungen enthalten über 

  

1. die Zusammensetzung, die Wahl, die 
Einberufung, die Befugnisse und die Be-
schlussfassung der Organe der Studie-
rendenschaft, 

  

2. die Amtszeit der Mitglieder der Organe 
der Studierendenschaft und den Verlust 
der Mitgliedschaft, 

  

3. die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans der Studierendenschaft, 
die Zuweisung von Finanzmitteln an die 
Fachschaften und die Rechnungslegung. 

  

(3) Die Bestimmungen in Absatz 2 Nr. 1 über 
die Wahl sowie in Absatz 2 Nr. 3 können 
auch in besonderen Satzungen getroffen 
werden. 

  

(4) Für die Wahlen zum Studierendenparla-
ment und zu den Fachschaftsvertretungen 
gelten die §§ 15 und 17 entsprechend. 

  

§ 74 
Beitrag der Studierenden 

§ 74 
Beitrag der Studierenden 

(1) Die Studierenden leisten finanzielle Bei-
träge, die der Studierendenschaft zur Erfül-
lung ihrer gesetzlichen Aufgaben zur Verfü-
gung stehen (Studierendenschaftsbeitrag). 

  unverändert 

(2) Das Studierendenparlament erlässt eine 
Beitragssatzung, die der Genehmigung des 
Präsidiums bedarf. Sie muss insbesondere 
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Bestimmungen enthalten über die Beitrags-
pflicht und die Höhe des Beitrags nach Ab-
satz 1; Beitragsanteile, die den Studierenden 
die preisgünstige Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel ermöglichen, sind ebenso 
gesondert auszuweisen wie Beitragsanteile 
zur Finanzierung von Kosten, die aufgrund 
von Erstattungsleistungen im Einzelfall ent-
stehen können. Es ist ferner vorzusehen, 
dass Studierende von der Verpflichtung zur 
Zahlung der Anteile des Studierenden-
schaftsbeitrags, die sich auf die Aufgaben 
nach § 72 Abs. 2 Nr. 4 beziehen, befreit 
werden können, wenn sie nach den Umstän-
den des Einzelfalls eine unangemessene 
Belastung darstellen würden.  

§ 75 
Haushaltswirtschaft, Haftung 

§ 75 
Haushaltswirtschaft, Haftung 

(1) Für das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen sind die für das Land Schles-
wig-Holstein geltenden Vorschriften, insbe-
sondere die §§ 105 ff. der Landeshaushalts-
ordnung, entsprechend anzuwenden. Die 
Studierendenschaft entscheidet im Rahmen 
der Rechtsvorschriften über die zweckmäßi-
ge Verwendung der zur Verfügung stehen-
den Finanzmittel. 

  unverändert 

(2) Die Studierendenschaft stellt einen 
Haushaltsplan auf. Die Haushaltsführung der 
Studierendenschaft ist entweder von der 
Präsidentin oder dem Präsidenten oder einer 
Wirtschaftsprüfergesellschaft zu überprüfen.  

  

(3) Für Verbindlichkeiten der Studierenden-
schaft haftet nur deren Vermögen. 

  

Achter Abschnitt: 
Hochschulen in freier Träger-

schaft 

Achter Abschnitt: 
Hochschulen in freier Träger-

schaft 

§ 76 
Staatliche Anerkennung 

§ 76 
Staatliche Anerkennung 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die 
nicht in Trägerschaft des Landes Schleswig-
Holstein stehen, dürfen nur mit staatlicher 
Anerkennung des Ministeriums als Hoch-
schulen errichtet und betrieben werden. Die 
Verwendung der Bezeichnung "Hochschule", 
"Universität", „Kunsthochschule“ oder "Fach-
hochschule" für eine nicht anerkannte Ein-
richtung des Bildungswesens allein oder in 
Wortverbindungen oder in einer entspre-

 (1) unverändert 
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chenden fremdsprachlichen Übersetzung in 
der Öffentlichkeit ist unzulässig. 

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 kann 
erteilt werden, wenn gewährleistet ist, dass  

 (2) Die Anerkennung nach Absatz 1 kann 
erteilt werden, wenn gewährleistet ist, dass  

1. die Einrichtung Aufgaben nach § 3 wahr-
nimmt, 

 1.  unverändert 

2. die Einrichtung ihre Aufgaben im Rah-
men der staatlichen Ordnung nach dem 
Grundgesetz und der Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein erfüllt, 

 2.  unverändert 

3. das Studium an dem Ziel nach § 46 Abs. 
1 ausgerichtet ist, 

 3.  unverändert 

4. eine Mehrzahl von nebeneinander beste-
henden Studiengängen im Sinne von § 
46 Abs. 3 und § 49 an der Einrichtung al-
lein oder im Verbund mit anderen Ein-
richtungen des Bildungswesens vorhan-
den oder in einer zeitnahen Ausbaupla-
nung vorgesehen ist,  

 4.  unverändert 

5. das Studium und die Abschlüsse auf-
grund der Prüfungsordnungen, des tat-
sächlichen Lehrangebots und der Regel-
studienzeit im Sinne von § 50 Abs. 2 
Satz 1 dem Studium und den Abschlüs-
sen an den staatlichen Hochschulen 
gleichwertig sind; ihre Gleichwertigkeit ist 
durch eine Akkreditierung der Studien-
gänge nach § 5 Abs. 2 vor ihrer jeweili-
gen Einrichtung nachzuweisen,  

 5.  unverändert 

6. die Studienbewerberinnen und Studien-
bewerber die Voraussetzungen für die 
Zulassung zu einer entsprechenden 
staatlichen Hochschule nach den §§ 38 
und 39 erfüllen, 

 6.  unverändert 

7. die Lehre an Präsenzhochschulen über-
wiegend von hauptberuflichen Lehrkräf-
ten mit den Einstellungsvoraussetzungen 
gemäß § 61 erbracht wird, und im Übri-
gen alle Lehrenden die Einstellungsvor-
aussetzungen erfüllen, die für entspre-
chende Tätigkeiten an staatlichen Hoch-
schulen gefordert werden,  

 7.  unverändert 

8. die Angehörigen der Einrichtung an der 
Gestaltung des Studiums in sinngemäßer 
Anwendung der Grundsätze dieses Ge-
setzes mitwirken, 

 8.  unverändert 

9. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
der hauptberuflichen Lehrkräfte gesichert 
ist und 

 9.  unverändert 
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10. die finanziellen Verhältnisse des Trägers 
der Einrichtung erwarten lassen, dass die 
notwendigen Mittel zum Betrieb der 
Hochschule dauerhaft bereitgestellt wer-
den. 

 10.  unverändert 

Die Anerkennung wird zunächst für fünf Jah-
re erteilt. Ist die Hochschule während dieses 
Zeitraums vom Wissenschaftsrat institutionell 
akkreditiert worden, kann die nachfolgende 
Anerkennung für zehn Jahre erteilt werden; 
für eine weitere Verlängerung der Anerken-
nung um jeweils zehn Jahre kann das Minis-
terium eine Wiederholung der Akkreditierung 
verlangen (Reakkreditierung). Wurde die 
Hochschule nicht institutionell akkreditiert, 
kann sich die weitere Anerkennung einmalig 
nur auf höchstens fünf Jahre erstrecken. In 
Studiengänge, deren Akkreditierung nach 
Satz 1 Nr. 5 abgelaufen ist, dürfen neue Stu-
dierende erst wieder aufgenommen werden, 
wenn die Studiengänge reakkreditiert oder 
im Rahmen einer externen Begutachtung 
nach § 5 Abs. 3 Satz 3 evaluiert worden 
sind. 

 Die Anerkennung wird zunächst für fünf Jah-
re erteilt. Ist die Hochschule während dieses 
Zeitraums vom Wissenschaftsrat institutionell 
akkreditiert worden, kann die nachfolgende 
Anerkennung für zehn Jahre erteilt werden; 
für eine weitere Verlängerung der Anerken-
nung um jeweils zehn Jahre kann das Minis-
terium eine Wiederholung der Akkreditierung 
verlangen (Reakkreditierung). Wurde die 
Hochschule nicht institutionell akkreditiert, 
kann sich die weitere Anerkennung einmalig 
nur auf höchstens fünf Jahre erstrecken. In 
Studiengänge, deren Akkreditierung nach 
Satz 1 Nr. 5 abgelaufen ist, dürfen neue Stu-
dierende erst wieder aufgenommen werden, 
wenn die Studiengänge reakkreditiert oder 
im Rahmen einer externen Begutachtung 
nach § 5 Abs. 1 Satz 2 evaluiert worden 
sind. 

(3) Im Anerkennungsbescheid sind die Stu-
diengänge einschließlich der Hochschulgra-
de, auf die sich die Anerkennung erstreckt, 
und die Bezeichnung der Hochschule festzu-
legen. Die Anerkennung kann bei Erfüllung 
der Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 
Nr. 5 auf weitere Studiengänge erstreckt 
werden; geltende Anerkennungszeiträume 
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 bleiben unbe-
rührt. Eine Anerkennung kann mit Auflagen 
versehen werden, die der Erfüllung der Vor-
aussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 dienen 
und die Auflagen und Empfehlungen voraus-
gegangener Akkreditierungen oder Begut-
achtungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 5 sowie 
Satz 3 und 5 zum Inhalt haben. 

 (3) unverändert 

(4) Für kirchliche Einrichtungen und für Ein-
richtungen, die eine Ausbildung für den öf-
fentlichen Dienst vermitteln und von juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts 
getragen werden, können Ausnahmen von 
den Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 
Nr. 4 bis 7 zugelassen werden, sofern ge-
währleistet ist, dass das Studium demjenigen 
an einer staatlichen Hochschule gleichwertig 
ist. 

 (4) unverändert 

(5) Nichtstaatliche Hochschulen führen eine 
Bezeichnung, aus der ersichtlich ist, ob es 
sich um eine Universität oder gleichgestellte 
Hochschule, um eine künstlerische Hoch-
schule oder um eine Fachhochschule han-

 (5) unverändert 
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delt. Die Bezeichnung muss einen Hinweis 
auf den Träger und die staatliche Anerken-
nung enthalten. 

(6) Das an einer nichtstaatlichen Hochschule 
abgeschlossene Studium ist ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium im Sinne dieses 
Gesetzes. Prüfungen werden aufgrund von 
Prüfungsordnungen im Sinne von § 52 abge-
legt; für deren Veröffentlichung gilt § 95 Abs. 
2 und 3 entsprechend. Für das Prüfungsver-
fahren und die Anerkennung von Kenntnis-
sen und Fähigkeiten, die außerhalb von 
Hochschulen erworben wurden, findet § 51 
entsprechende Anwendung. Die Vorsitzen-
den der Prüfungsausschüsse werden von 
dem Ministerium im Benehmen mit der 
Hochschule bestimmt. Aufgrund der bestan-
denen Abschlussprüfung kann die Hoch-
schule einen Hochschulgrad verleihen; § 53 
gilt entsprechend. Die Hochschule kann 
nach Maßgabe der Anerkennung Promotio-
nen und Habilitationen durchführen und den 
Grad einer Doktorin oder eines Doktors eh-
renhalber verleihen. 

 (6) unverändert 

(7) Auf Antrag ist die Hochschule in ein Ver-
fahren zum Nachweis und zur Vermittlung 
von Studienplätzen einzubeziehen. 

 (7) unverändert 

(8) Der Bund kann zur Ausbildung von Be-
amtinnen und Beamten des gehobenen 
nichttechnischen Dienstes, die unmittelbar 
oder mittelbar im Bundesdienst stehen, 
Fachhochschulen und Außenstellen von 
Fachhochschulen in Schleswig-Holstein er-
richten und betreiben, wenn sie den nach 
den Absätzen 1 bis 4 errichteten Fachhoch-
schulen gleichwertig sind. Die Gleichwertig-
keit stellt das Ministerium fest. Die §§ 78 und 
79 gelten entsprechend.  

 (8) unverändert 

(9) Auf Verlangen des Ministeriums sind die 
bei der Erfüllung der Aufgaben erbrachten 
Leistungen zu bewerten. § 5 Abs. 3 bis 6 
sowie die aufgrund von § 5 Abs. 4 erlassene 
Verordnung gelten entsprechend. Für die 
Kosten kommt der Träger auf. 

 (9) Auf Verlangen des Ministeriums sind die 
bei der Erfüllung der Aufgaben erbrachten 
Leistungen zu bewerten. § 5 Abs. 1 sowie 
die aufgrund von § 5 Abs. 3 erlassene Ver-
ordnung gelten entsprechend. Für die Kos-
ten kommt der Träger auf. 

(10) Träger von nichtstaatlichen Hochschu-
len haben keinen Anspruch auf Zuschüsse 
des Landes. Auf Antrag kann ihnen das Land 
Zuschüsse nach Maßgabe des Landeshaus-
halts gewähren. 

 (10) unverändert 
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§ 77 
Lehrkräfte 

§ 77 
Lehrkräfte 

(1) Das Ministerium verleiht den an nicht-
staatlichen Hochschulen hauptberuflich täti-
gen Lehrkräften für die Dauer ihrer Verwen-
dung auf Antrag des Trägers das Recht, 
Bezeichnungen zu führen, die den Amtsbe-
zeichnungen der Lehrkräfte an staatlichen 
Hochschulen entsprechen. § 63 Abs. 3 gilt 
entsprechend. Der Antrag nach Satz 1 kann 
nicht vor Ablauf der mit der Lehrkraft verein-
barten Probezeit und frühestens nach einer 
Beschäftigungszeit von mindestens sechs 
Monaten gestellt werden. 

  unverändert 

(2) Das Ministerium kann nichtstaatlichen 
Hochschulen die Beschäftigung von Lehr-
kräften untersagen, wenn bei diesen Tatsa-
chen vorliegen, die bei Lehrkräften an staat-
lichen Hochschulen die Entlassung oder die 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 
rechtfertigen würden. 

  

(3) Leiterinnen, Leiter und die hauptamtli-
chen Lehrkräfte bedürfen zur Ausübung ihrer 
Tätigkeit der vorherigen Genehmigung des 
Ministeriums. Die Anstellungsverträge und 
die sonstigen Personalunterlagen sind zu-
sammen mit dem Genehmigungsantrag vor-
zulegen.  

  

(4) Nach Maßgabe der Anerkennung kann 
eine nichtstaatliche Hochschule auch Junior-
professorinnen oder Juniorprofessoren im 
privatrechtlichen Dienstverhältnis einstellen. 
§ 64 findet entsprechende Anwendung.  

  

(5) Auf Vorschlag des Trägers und der Lei-
tung der Hochschule kann das Ministerium 
Personen, die außerhalb der Hochschule 
hauptberuflich tätig sind, den Titel „Honorar-
Professorin“ oder „Honorar-Professor“ ver-
leihen. § 65 Abs. 2 gilt entsprechend. 

  

§ 78 
Erlöschen und Aufhebung der 

Anerkennung 

§ 78 
Erlöschen und Aufhebung der 

Anerkennung 

(1) Die Anerkennung einer nichtstaatlichen 
Hochschule erlischt, wenn die Hochschule 
nicht binnen einer von dem Ministerium be-
stimmten Frist den Studienbetrieb aufnimmt 
oder wenn der Studienbetrieb ein Jahr ge-
ruht hat. 

  unverändert 

(2) Die Anerkennung ist aufzuheben, wenn 
die Voraussetzungen des § 76 Abs. 2 nicht 
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gegeben waren oder später weggefallen 
sind. Sie kann aufgehoben werden, wenn 
eine nach § 79 Abs. 3 geforderte institutio-
nelle Akkreditierung durch den Wissen-
schaftsrat versagt worden ist oder wenn Auf-
lagen, die aus einem solchen Verfahren re-
sultieren, nicht innerhalb einer bestimmten, 
vom Ministerium zu bestimmenden Frist um-
gesetzt worden sind. 

 (3) Beabsichtigt eine nichtstaatliche Hoch-
schule, ihren Betrieb einzustellen, hat sie 
dieses dem Ministerium so rechtzeitig anzu-
zeigen, dass der ordnungsgemäße Ab-
schluss des Studiums der Studierenden die-
ser Hochschule gewährleistet werden kann. 

  

§ 79 
Aufsicht 

§ 79 
Aufsicht 

(1) Das Ministerium übt die Aufsicht über die 
nichtstaatlichen Hochschulen aus. Die Auf-
sicht dient der Feststellung, ob die Voraus-
setzungen nach § 76 Abs. 2 weiterhin vorlie-
gen.  

  unverändert 

(2) Der Träger und die Organe der nicht-
staatlichen Hochschule sind verpflichtet, dem 
Ministerium Auskünfte zu erteilen und alle 
Unterlagen zugänglich zu machen, die zur 
Durchführung der Aufsicht erforderlich sind. 
Besichtigungen und Besuche der Lehrveran-
staltungen durch Beauftragte des Ministeri-
ums erfolgen im Benehmen mit der Hoch-
schule. 

  

(3) Hat das Ministerium berechtigte Zweifel 
darüber, dass eine unbefristet anerkannte 
nichtstaatliche Hochschule nicht mehr den 
wissenschaftlichen Qualitätsanforderungen 
entspricht, kann es beim Wissenschaftsrat 
ein Verfahren zur institutionellen Akkreditie-
rung beantragen.  

  

§ 80 
Niederlassungen externer 

Hochschulen  

§ 80 
Niederlassungen externer 

Hochschulen  

Staatliche oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen aus Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union oder aus anderen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes eine Nieder-
lassung betreiben, müssen dem Ministerium 
die Aufnahme des Studienbetriebes anzei-
gen und darlegen, dass ihre im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes angebotenen Stu-

  unverändert 
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dienprogramme einschließlich der dafür be-
reitgestellten personellen und sächlichen 
Ausstattung vom Sitzland anerkannt sind 
und die vom Sitzland verlangten Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen eingehalten werden. 

§ 81 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 81 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

  unverändert 

1. entgegen § 76 Abs. 1 ohne die erforderli-
che staatliche Anerkennung eine Einrich-
tung des Bildungswesens als Hochschule 
errichtet oder betreibt, 

  

2. entgegen § 76 Abs. 5 eine nichtstaatliche 
Hochschule ohne die vorgeschriebene 
Bezeichnung führt, 

  

3. die Niederlassung einer in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder 
in einem Land der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannten nichtstaatli-
chen Hochschule errichtet oder betreibt, 
ohne dies entsprechend § 80 dem Minis-
terium angezeigt oder dargelegt zu ha-
ben, 

  

4. entgegen § 77 eine Berufsbezeichnung 
ohne Verleihung führt oder  

  

5. für eine nicht anerkannte Einrichtung des 
Bildungswesens in der Öffentlichkeit die 
Bezeichnung "Hochschule", "Universität", 
„Kunsthochschule“ oder "Fachhochschu-
le" allein oder in Wortverbindungen oder 
in einer entsprechenden fremdsprachli-
chen Übersetzung verwendet. 

  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet wer-
den. 

  

Neunter Abschnitt: 
Klinikum 

Neunter Abschnitt: 
Klinikum 

§ 82 
Rechtsstellung 

§ 82 
Rechtsstellung 

Das Klinikum ist eine rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel und der Univer-
sität zu Lübeck. Es führt die Siegel der 
Hochschulen mit einer das Klinikum kenn-
zeichnenden Umschrift. 

  unverändert 
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§ 83 
Aufgaben 

§ 83 
Aufgaben 

(1) Dem Klinikum obliegen die den Zwecken 
von Forschung und Lehre dienende Kran-
kenversorgung sowie die ihm übertragenen 
sonstigen Aufgaben auf dem Gebiet des 
öffentlichen Gesundheitswesens. Es beteiligt 
sich an der ärztlichen Fort- und Weiterbil-
dung und der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von Angehörigen anderer Berufe des Ge-
sundheitswesens. 

  unverändert 

(2) Das Klinikum hält in enger Zusammenar-
beit mit den Hochschulen und dem Medizin-
Ausschuss (§ 33) die für Forschung, Lehre 
und Studium notwendigen Voraussetzungen 
vor. Es wahrt die den Hochschulen in § 4 
Abs. 3 und 4 eingeräumte Freiheit in For-
schung und Lehre und stellt sicher, dass die 
Mitglieder der Hochschulen die durch Artikel 
5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes verbürg-
ten Grundrechte und die ihnen in § 4 Abs. 1, 
3, 4 und 5 eingeräumten Freiheiten wahr-
nehmen können.  

  

(3) Das Klinikum kann im Sachzusammen-
hang mit seinen Aufgaben nach Absatz 1 
weitere Leistungen erbringen. Das Ministeri-
um kann dem Klinikum im Benehmen mit 
diesem durch Verordnung auch andere Auf-
gaben übertragen, wenn sie mit seinen Auf-
gaben zusammenhängen und die Übertra-
gung für eine geordnete Aufgabenverteilung 
sachgerecht ist; das Land erstattet dem Kli-
nikum die durch die Wahrnehmung der zu-
sätzlichen Aufgaben entstehenden Kosten. 
Auf gemeinsamen Vorschlag des Klinikums 
und einer Hochschule hin kann das Ministe-
rium durch Verordnung bestimmen, dass 
eine Einrichtung der Hochschule oder eine 
Einrichtung des Klinikums auf den jeweils 
anderen Träger übergeht. Es regelt dabei die 
Rechtsfolgen.   

  

(4) Das Klinikum verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
der Abgabenordnung. 

  

(5) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
das Klinikum Dritter bedienen, sich an Un-
ternehmen beteiligen und Unternehmen 
gründen. § 112 Abs. 2 Satz 1 der Landes-
haushaltsordnung bleibt unberührt. 
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§ 84 
Organe 

§ 84 
Organe 

Organe des Klinikums sind der Aufsichtsrat 
und der Vorstand. 

  unverändert 

§ 85 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

§ 85 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäfte 
des Vorstands. Er entscheidet über die 
grundlegenden Ziele und in den grundsätzli-
chen Angelegenheiten des Klinikums. 

  unverändert 

(2) Zu den Aufgaben des Aufsichtsrats gehö-
ren insbesondere: 

  

1. Entscheidung über die Struktur- und 
Entwicklungsplanung des Klinikums, 

  

2. Erlass und Änderung der Satzung nach 
§ 44 Landesverwaltungsgesetz 
(Hauptsatzung) im Benehmen mit den 
Hochschulen und dem Medizin-
Ausschuss, 

  

3. Bestellung sowie Abberufung der Mitglie-
der des Vorstands nach § 88 Abs.1, 

  

4. Beschlussfassung über den Wirtschafts-
plan, 

  

5. Zustimmung zu außergewöhnlichen, über 
den Rahmen des laufenden Geschäfts-
betriebes hinausgehenden Rechtsge-
schäften, Maßnahmen und Regelungen, 

  

6. Festlegung von Wertgrenzen für die Auf-
nahme von Krediten und die Zustimmung 
zur Aufnahme von Krediten oberhalb der 
Wertgrenzen, 

  

7. Entscheidung über die Gründung, den 
Erwerb oder die Veräußerung von Betei-
ligungen, 

  

8. Bestellung der Abschlussprüferin oder 
des Abschlussprüfers, 

  

9. Feststellung des Jahresabschlusses und 
Beschlussfassung über die Gewinnver-
wendung und den Verlustausgleich, 

  

10. Entlastung des Vorstands,   

11. Erlass und Änderung der Satzung nach 
§ 89 Abs. 1 Satz 2, 

  

12. Entscheidung über einen Widerspruch 
des kaufmännischen Vorstands nach 
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§ 88 Abs. 4, 

13. Entscheidung über die Grundsätze für 
die Verträge mit Abteilungsdirektorinnen 
oder Abteilungsdirektoren in der Kran-
kenversorgung nach § 90 Abs. 5. 

  

§ 86 
Zusammensetzung und Ge-

schäftsführung des Aufsichts-
rats 

§ 86 
Zusammensetzung und Ge-

schäftsführung des Aufsichts-
rats 

(1) Dem Aufsichtsrat des Klinikums gehören 
an: 

  unverändert 

1. die Ministerin oder der Minister oder die 
Staatssekretärin oder der Staatssekretär 
des Ministeriums als Vorsitzende oder 
Vorsitzender, 

  

2. die Staatssekretärin oder der Staatssek-
retär des für Finanzen zuständigen Minis-
teriums, 

  

3. die Staatssekretärin oder der Staatssek-
retär des für Gesundheit zuständigen Mi-
nisteriums, 

  

4. ein Mitglied des Präsidiums der Christi-
an-Albrechts-Universität zu Kiel, 

  

5. ein Mitglied des Präsidiums der Universi-
tät zu Lübeck, 

  

6. die oder der Vorsitzende des Gesamt-
personalrats für das wissenschaftliche 
Personal oder ein vom Gesamtpersonal-
rat für das wissenschaftliche Personal 
entsandtes Mitglied, 

  

7. die oder der Vorsitzende des Gesamt-
personalrats für das nichtwissenschaftli-
che Personal oder ein vom Gesamtper-
sonalrat für das nichtwissenschaftliche 
Personal entsandtes Mitglied, 

  

8. eine Sachverständige oder ein Sachver-
ständiger aus der medizinischen Wissen-
schaft, die oder der weder dem Klinikum 
noch den Hochschulen angehört; sie o-
der er soll eine Direktorin oder ein Direk-
tor aus einer auswärtigen Universitätskli-
nik sein, 

  

9. eine Sachverständige oder ein Sachver-
ständiger aus dem Wirtschaftsleben. 

  

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats nach 
Absatz 1 führen je eine Stimme. Bei Be-
schlüssen in den Fällen des § 85 Abs. 2 Nr. 
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1 bis 7 und 9 führen die Mitglieder nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 3 je zwei Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der oder des Vorsitzenden. Die Mitglieder 
können im Falle ihrer Verhinderung ihre 
Stimme oder ihr Antragsrecht auf ein ande-
res Mitglied übertragen. 

(3) Das Ministerium bestellt die Mitglieder 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und 6 bis 9 für fünf 
Jahre, die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 4 und 
5 für ihre Wahlzeit. 

  

(4) In allen Angelegenheiten, die Auswirkun-
gen auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern haben können, hat der Aufsichtsrat 
die Gleichstellungsbeauftragte zu hören. 

  

§ 87 
Aufgaben des Vorstands 

§ 87 
Aufgaben des Vorstands 

Der Vorstand leitet das Klinikum und trägt 
die Verantwortung für die Erfüllung seiner 
Aufgaben. Er hat für die Erhaltung und Wei-
terentwicklung der Leistungsfähigkeit des 
Klinikums und seines Vermögens Sorge zu 
tragen. Die Aufgaben des Vorstands werden 
in der Hauptsatzung des Klinikums geregelt. 

  unverändert 

§ 88 
Zusammensetzung und Ge-

schäftsführung des Vorstands 

§ 88 
Zusammensetzung und Ge-

schäftsführung des Vorstands 

(1) Der Vorstand besteht aus   (1) unverändert 

1. dem Vorstand für Krankenversorgung als 
Vorsitzender oder Vorsitzendem, 

  

2. dem kaufmännischen Vorstand und   

3. dem Vorstand für Krankenpflege und 
Patientenservice. 

  

Die Vorstandsmitglieder üben ihr Amt haupt-
beruflich aus; sie werden für bis zu fünf Jah-
re bestellt. Die Wissenschaftsdirektorin oder 
der Wissenschaftsdirektor des Medizin-
Ausschusses nimmt mit beratender Stimme 
und Antragsrecht an den Sitzungen des Vor-
stands teil. 

  

(2) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die der Zustimmung des Aufsichts-
rats bedarf. 

 (2) unverändert 

(3) Dem Medizin-Ausschuss steht gegen 
Entscheidungen des Vorstands, die wesent-
liche Belange von Forschung und Lehre 
betreffen, ein Widerspruchsrecht zu. Der 

 (3) Dem Medizin-Ausschuss steht gegen 
Entscheidungen des Vorstands, die wesent-
liche Belange von Forschung und Lehre 
betreffen, ein Widerspruchsrecht zu, das 
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Widerspruch ist erledigt, wenn ihm der Vor-
stand unverzüglich abhilft. Wird dem Wider-
spruch nicht abgeholfen, kann der Medizin-
Ausschuss die Schiedsstelle des § 33 Abs. 8 
zur Entscheidung anrufen. 

aufschiebende Wirkung hat, wenn es sich 
nicht um eine unaufschiebbare Angele-
genheit handelt. Der Widerspruch ist erle-
digt, wenn ihm der Vorstand unverzüglich 
abhilft. Wird dem Widerspruch nicht abgehol-
fen, kann der Medizin-Ausschuss die 
Schiedsstelle des § 33 Abs. 8 zur Entschei-
dung anrufen. 

(4) Über Angelegenheiten, die die betriebli-
chen Ziele wesentlich beeinflussen können, 
entscheidet der gesamte Vorstand. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder 
des Vorsitzenden den Ausschlag. Dem 
kaufmännischen Vorstand steht bei Ent-
scheidungen oder Maßnahmen des Vor-
stands, die wirtschaftliche Angelegenheiten 
des Klinikums betreffen, ein Widerspruchs-
recht zu. Der Widerspruch ist erledigt, wenn 
der Vorstand mit der Stimme des kaufmänni-
schen Vorstands in gleicher Angelegenheit 
neu entscheidet. In den übrigen Fällen ent-
scheidet der Aufsichtsrat.  

 (4) unverändert 

§ 89 
Hauptberufliche Gleichstel-

lungsbeauftragte 

§ 89 
Hauptberufliche Gleichstel-

lungsbeauftragte 

(1) Der Vorstand bestellt eine hauptberufli-
che Gleichstellungsbeauftragte. Das Klini-
kum regelt das Verfahren durch Satzung. 

  unverändert 

(2) Das Klinikum schreibt die Stelle öffentlich 
aus. Die Rechte und Pflichten der Gleichstel-
lungsbeauftragten ergeben sich aus dem 
Gleichstellungsgesetz vom 13. Dezember 
1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 562), geändert 
durch Gesetz vom 18. März 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 154). 

  

(3) Der Gleichstellungsbeauftragten sind in 
dem erforderlichen Umfang Räume, Ge-
schäftsbedarf und Personal zur Verfügung 
zu stellen. 

  

(4) Der Vorstand kann die Bestellung der 
Gleichstellungsbeauftragten im Einverständ-
nis mit ihr oder aus Gründen, die in der Per-
son oder dem Verhalten der Gleichstellungs-
beauftragten liegen, oder wegen dringender 
dienstlicher Erfordernisse oder in entspre-
chender Anwendung des § 626 Bürgerliches 
Gesetzbuch widerrufen. Das Dienstverhältnis 
bleibt unberührt. 
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§ 90 
Zentren, Kliniken, Institute 
und zentrale Einrichtungen 

§ 90 
Zentren, Kliniken, Institute 
und zentrale Einrichtungen 

(1) Das Klinikum gliedert sich in Zentren, 
Abteilungen und zentrale Einrichtungen. 

  unverändert 

(2) Die Kliniken und klinisch-theoretischen 
Institute (Abteilungen) sind die diagnosti-
schen oder therapeutischen Grundeinheiten 
für die Krankenversorgung. In ihnen erfüllt 
das wissenschaftliche Personal Aufgaben 
der Fachbereiche Medizin in Forschung und 
Lehre; in Ausnahmefällen kann das Klinikum 
Abteilungen einrichten, die nicht Forschung 
und Lehre betreiben. Abteilungen können in 
besonderen Fällen in Sektionen gegliedert 
werden. 

  

(3) Jede Abteilung ist einem Zentrum zuge-
ordnet. Das Zentrum koordiniert die Aufga-
ben der Abteilungen.  

  

(4) Zentrale Einrichtungen erbringen Dienst-
leistungen für andere Einrichtungen des Kli-
nikums. 

  

(5) Der Vorstand begründet mit einer Profes-
sorin oder einem Professor ein privat-
rechtliches Dienstverhältnis, in dem er ihr 
oder ihm die Leitung der Abteilung überträgt 
und in dem die Vertragspartner die Rechte 
und Pflichten der Professorin oder des Pro-
fessors in der Krankenversorgung ein-
schließlich einer leistungsbezogenen Vergü-
tung regeln. Dabei ist der Vorstand an die im 
Berufungsverfahren getroffene Entscheidung 
der Hochschulen über die Besetzung der 
Professur gebunden. Die mit der Leitung 
betrauten Professorinnen und Professoren 
führen die Bezeichnung Direktorin oder Di-
rektor. 

  

(6) Der Vorstand begründet mit kommissari-
schen Leiterinnen oder Leitern einer Abtei-
lung nach Absatz 2 Satz 1 und der Leiterin 
oder dem Leiter einer Abteilung nach Absatz 
2 Satz 3 ein privatrechtliches Dienstverhält-
nis nach Absatz 5 Satz 1. 

  

(7) Der Vorstand kann mit einer Leiterin oder 
einem Leiter einer Zentralen Einrichtung und 
mit einer Oberärztin oder einem Oberarzt ein 
privatrechtliches Dienstverhältnis begründen. 
Auf dieser Grundlage schließt der Vorstand 
mit ihr oder ihm eine Zielvereinbarung für die 
Erbringung bestimmter Aufgaben unter Fest-
legung einer leistungsbezogenen Vergütung. 
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(8) Das Nähere zu den Absätzen 1 bis 4, 6 
und 7 regelt die Hauptsatzung. 

  

§ 91 
Personal 

§ 91 
Personal 

(1) Das nichtwissenschaftliche Personal, das 
im Bereich des Klinikums tätig sein soll, wird 
als Personal des Klinikums eingestellt und 
steht im Dienst des Klinikums. Das Klinikum 
hat Dienstherrenfähigkeit. 

  unverändert 

(2) Oberste Dienstbehörde und Dienstvorge-
setzter des nichtwissenschaftlichen Perso-
nals des Klinikums ist der Vorstand. 

  

(3) Das nichtwissenschaftliche Personal des 
Klinikums, zu dessen Aufgaben eine Tätig-
keit in Forschung und Lehre gehört, nimmt 
diese Tätigkeit am Klinikum wahr. 

  

(4) Das wissenschaftliche Personal, das im 
Bereich des Klinikums tätig sein soll, wird als 
Personal einer Hochschule eingestellt. § 90 
Abs. 5 bleibt unberührt. 

  

(5) Das wissenschaftliche Personal der 
Hochschulen, zu dessen Aufgaben nach den 
für das Dienstverhältnis geltenden Regelun-
gen und der Funktionsbeschreibung der Stel-
le eine Tätigkeit im Aufgabenbereich Kran-
kenversorgung gehört, nimmt diese Tätigkeit 
im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben am 
Klinikum wahr. 

  

(6) Die zuständige Landesbehörde kann dem 
Klinikum die Personalangelegenheiten (§ 6 
Abs. 3 Nr. 1) übertragen, die das im Bereich 
des Klinikums tätige wissenschaftliche Per-
sonal der Hochschulen betreffen. Das Klini-
kum nimmt sie als Landesaufgabe wahr. 

  

§ 92 
Wirtschaftsführung, Gewähr-

trägerhaftung 

§ 92 
Wirtschaftsführung, Gewähr-

trägerhaftung 

(1) Das Klinikum stellt einen Wirtschaftsplan 
auf. 

  unverändert 

(2) Die §§ 1 bis 87 und die §§ 106 bis 110 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein 
finden mit Ausnahme des § 65 Abs. 1 bis 5, 
des § 68 Abs. 1 und des § 69 keine Anwen-
dung. § 14 Abs. 3 des Mittelstandsförde-
rungs- und Vergabegesetzes findet keine 
Anwendung; gleiches gilt für die Tochterun-
ternehmen des Klinikums, in denen das Kli-
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nikum Mehrheitsgesellschafter ist.  

(3) Der Wirtschaftsplan weist die Finanzmittel 
für Forschung und Lehre nach § 33 Abs. 5 
getrennt nach den Finanzmitteln für die 
Grundausstattung für Forschung und Lehre 
sowie für besondere Forschungs- und Lehr-
vorhaben aus.  

  

(4) Das Klinikum stellt gemeinsam mit dem 
Medizin-Ausschuss und den Fachbereichen 
Medizin sicher, dass die Finanzmittel für 
Forschung und Lehre gesondert von den  
Finanzmitteln für die Krankenversorgung 
verwendet und ausgewiesen werden. 

  

(5) Das Klinikum bewirtschaftet die Perso-
nalmittel für das im Bereich des Klinikums 
tätige Personal der Hochschulen. 

  

(6) Drittmittelprojekte, die im Klinikum durch-
geführt werden sollen, sind dem Vorstand 
anzuzeigen. Die Mittel sollen vom Klinikum 
verwaltet werden. Der Vorstand unterrichtet 
die Dekanante und Präsidien sowie den Me-
dizin-Ausschuss. Abweichend von § 37 Abs. 
5 Satz 1 gilt für die Einstellung von hauptbe-
ruflichen nichtwissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern § 91. Im Übrigen gilt 
§ 37 Abs. 1, 2, 4 bis 6. 

  

(7) Das Grundvermögen wird, soweit es für 
die betrieblichen Zwecke des Klinikums er-
forderlich ist, dem Klinikum dauerhaft zur 
Verfügung gestellt. 

  

(8) Privatrechtliche Entgelte, die vom Klini-
kum für seine Benutzung nach einem Tarif 
erhoben werden, der bekannt gemacht wor-
den ist oder zur Einsichtnahme ausliegt, dür-
fen im Verwaltungswege beigetrieben wer-
den. 

  

(9) Das Ministerium legt im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium den Kreditrah-
men für das Klinikum fest. 

  

(10) Für die Verbindlichkeiten des Klinikums 
haftet das Land Schleswig-Holstein, soweit 
nicht Befriedigung aus dem Vermögen des 
Klinikums möglich ist (Gewährträgerhaftung). 

  

(11) Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag über den Jahresabschluss des Kli-
nikums, die Verwendung des Jahresergeb-
nisses und den Lagebericht. 
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Zehnter Abschnitt: 
Bestimmungen für einzelne 
Hochschulen, Schlussbe-

stimmungen 

Zehnter Abschnitt: 
Bestimmungen für einzelne 
Hochschulen, Schlussbe-

stimmungen 

§ 93 
Künstlerische Hochschulen 

§ 93 
Künstlerische Hochschulen 

(1) Das Studium an der Musikhochschule 
Lübeck führt zu einer künstlerisch-
wissenschaftlichen Qualifikation.  

  unverändert 

(2) Die Muthesius Kunsthochschule vermit-
telt eine künstlerische Qualifikation durch 
künstlerisch-praktische, methodische, theo-
retische und experimentelle Ausbildungsin-
halte. 

  

(3) Die Musikhochschule Lübeck und die 
Muthesius Kunsthochschule können in ihrer 
Verfassung regeln, ob und unter welchen 
Bedingungen Lehrbeauftragte, die nicht die 
Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 Nr. 2 erfül-
len, Mitglieder der Hochschule sind. Lehrbe-
auftragte, die Mitglieder der Hochschule 
sind, gehören der Mitgliedergruppe des wis-
senschaftlichen Dienstes an. 

  

(4) Die Präsidentin oder der Präsident kann 
Lehrbeauftragten der künstlerischen Hoch-
schulen, die die Einstellungsvoraussetzun-
gen für Professorinnen und Professoren er-
füllen und die seit mindestens zwei Jahren 
einen Lehrauftrag zur Sicherung des Lehr-
angebots (§ 66 Abs. 1 Satz 1) wahrnehmen, 
auf Vorschlag des Senats die akademische 
Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ 
verleihen. Das Ministerium kann Richtlinien 
über die Verleihung der akademischen Be-
zeichnung erlassen. Endet der Lehrauftrag, 
entscheidet das Ministerium über die Weiter-
führung der Bezeichnung. § 63 Abs.3 Satz 3 
gilt entsprechend. 

  

§ 94 
Fachhochschulen 

§ 94 
Fachhochschulen 

Die Fachhochschulen vermitteln durch an-
wendungsbezogene Lehre und Weiterbil-
dung eine auf den Ergebnissen der Wissen-
schaft beruhende Ausbildung. Ziel der Aus-
bildung ist die Qualifizierung für berufliche 
Tätigkeitsfelder im In- und Ausland, die 
selbstständige Anwendung wissenschaftli-
cher Methoden und Erkenntnisse erfordern. 
Die Fachhochschulen betreiben praxisnahe 

  unverändert 
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Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und 
fördern die Erschließung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse für die Praxis. 

§ 95 
Verkündung von Verordnun-
gen, Bekanntmachung von 

Satzungen 

§ 95 
Verkündung von Verordnun-
gen, Bekanntmachung von 

Satzungen 

(1) Verordnungen, die aufgrund dieses Ge-
setzes erlassen werden, können abweichend 
von § 68 Landesverwaltungsgesetz im Nach-
richtenblatt des Ministeriums verkündet wer-
den. Auf sie ist unter Angabe der Stelle ihrer 
Verkündung und des Tages ihres Inkrafttre-
tens nachrichtlich im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Schleswig – Holstein hinzu-
weisen. 

  unverändert 

(2) Satzungen der Hochschulen werden auf 
der Internetseite der jeweiligen Hochschule 
sowie durch einen hierauf verweisenden 
Hinweis im Nachrichtenblatt bekannt ge-
macht. Die hierfür genutzte Internetseite 
muss in ausschließlicher Verantwortung der 
Hochschule betrieben werden und deren 
sämtliche Bekanntmachungen an zentraler 
Stelle beinhalten. Die Satzungen müssen 
dort auf Dauer vorgehalten werden. Zu Be-
ginn eines Kalenderjahres erstellt jede 
Hochschule ein Fundstellenverzeichnis aller 
auf ihrer Internetseite im vorangegangenen 
Kalenderjahr bekannt gegebenen Satzungen 
unter Angabe des Tages ihrer Bekanntma-
chung. Dieses Fundstellenverzeichnis wird 
vom Ministerium im ersten Nachrichtenblatt 
eines jeden Kalenderjahres veröffentlicht. 

  

(3) Die Hochschulen erstellen von jeder Sat-
zung zwei Originalausfertigungen. Eine Ori-
ginalausfertigung ist zum Verbleib bei der 
Hochschule bestimmt, die zweite Original-
ausfertigung ist am Ende eines jeden Kalen-
derjahres dem Landesarchiv Schleswig–
Holstein zur Aufbewahrung zu übersenden. 

  

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

§ 1 
Organe, Gremien und Satzun-

gen 

§ 1 
Organe, Gremien und Satzun-

gen 

(1) Sofern dieses Gesetz keine abweichen-
den Regelungen trifft, sind die Organe und 
Gremien unverzüglich einzurichten und die 

 (1) unverändert 
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Amtsträgerinnen und Amtsträger unverzüg-
lich zu wählen. 

(2) Die Senate der Hochschulen schlagen 
innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes die Mitglieder des Hoch-
schulrats gemäß Artikel 1 § 19 Abs. 3 Satz 2 
vor und nennen diese dem Ministerium. In-
nerhalb einer Frist von weiteren zwei Mona-
ten soll die konstituierende Sitzung des 
Hochschulrats stattfinden. Hat die Sitzung 
nicht innerhalb einer Frist von sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten des Gesetzes stattge-
funden, bestellt das Ministerium unter Be-
rücksichtigung der bis dahin erfolgten Vor-
schläge der Hochschule den Hochschulrat 
für den Zeitraum von einem Jahr. Bis zur 
Bildung des Hochschulrats nimmt das Minis-
terium dessen Aufgaben und Befugnisse 
wahr. 

 (2) unverändert 

(3) Die Senate der Hochschulen sind unver-
züglich, spätestens drei Monate nach Inkraft-
treten des Gesetzes, neu zu wählen. Bis zur 
Neuwahl bleiben die auf der Grundlage des 
Gesetzes über die Hochschulen und Klinika 
im Lande Schleswig-Holstein in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. Mai 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 416) gewählten Se-
natsmitglieder im Amt. 

 (3) Bis zur Neuwahl der Senate der 
Hochschulen bleiben die auf der Grund-
lage des Gesetzes über die Hochschulen 
und Klinika im Lande Schleswig-Holstein in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Mai 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 416) ge-
wählten Senatsmitglieder im Amt. 

(4) Bis zur Bestellung der Präsidentinnen 
oder Präsidenten gemäß Artikel 1 § 23 Abs. 
5 und der damit einhergehenden Aufhebung 
der Ernennung zur Rektorin oder zum Rektor 
nehmen die im Amt befindlichen Rektorinnen 
oder Rektoren deren Aufgaben wahr. Bis zur 
Wahl der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsi-
denten gemäß Artikel 1 § 24 Abs. 1 nehmen 
die im Amt befindlichen Prorektorinnen oder 
Prorektoren deren Aufgaben wahr. Die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Kanzlerinnen und Kanz-
ler behalten ihr Amt bis zum Ablauf ihrer 
Amtszeit.  

 (4) unverändert 

(5) Die im Amt befindlichen Frauenbeauftrag-
ten behalten ihr Amt bis zum Ablauf ihrer 
Amtszeit. Sie nehmen bis dahin die Funktion 
der Gleichstellungsbeauftragten nach Artikel 
1 § 27 wahr.  

 (5) unverändert 

(6) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetz im Amt befindlichen Dekaninnen 
und Dekane behalten ihr Amt bis zum Ablauf 
ihrer Amtszeit. Bis zur Neuwahl des Fachbe-
reichskonvents bleiben die bisherigen Mit-
glieder des Fachbereichskonvents im Amt. 

 (6) unverändert 
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(7) Die Satzungen der Hochschule und der 
Studierendenschaft sind unverzüglich den 
Bestimmungen des Hochschulgesetzes an-
zupassen. Die Verfassung ist spätestens ein 
Semester nach Einrichtung des Hochschul-
rats dem Ministerium zur Genehmigung vor-
zulegen; bis zu deren Inkrafttreten  gilt die 
bestehende Verfassung weiter. 

 (7) unverändert 

§ 2 
Personal 

§ 2 
Personal 

(1) Das Recht der am 31. Dezember 1978 
amtierenden  ordentlichen Professorinnen 
und Professoren, nach Erreichen der Alters-
grenze von ihren amtlichen Pflichten entbun-
den zu werden (Entpflichtung) bleibt unbe-
rührt. Die Altersgrenze für die Entpflichtung 
ist die Vollendung des 65. Lebensjahres. 
Satz 1 findet auf Antrag der Professorin oder 
des Professors keine Anwendung; der An-
trag kann nur gestellt werden, solange die 
Professorin oder der Professor noch nicht 
entpflichtet ist. 

  unverändert 

(2) Die Dienstbezüge nach der Entpflichtung 
und die Versorgungsbezüge der Hinterblie-
benen werden auf der Grundlage des am 
31. Dezember 1978 geltenden Beamten- und 
Besoldungsrecht gewährt. Dabei wird das 
Grundgehalt nach der Dienstaltersstufe 
zugrunde gelegt, die bis zum Zeitpunkt der 
Entpflichtung hätte erreicht werden können. 

  

(3) Für die Rechtsstellung der wissenschaft-
lichen und künstlerischen Assistentinnen und 
Assistenten, Oberassistentinnen und Ober-
assistenten , Oberingenieurinnen und Ober-
ingenieure sowie Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten sind weiterhin die 
Rechtsvorschriften, die bis zum 09. Dezem-
ber 2004 Gültigkeit hatten, maßgebend. 

  

§ 3 
Klinikum 

§ 3 
Klinikum 

(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bestehenden Tarifverträge 
gelten für die zu diesem Zeitpunkt bestehen-
den Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse 
fort. Das Recht des Klinikums, für seine Be-
schäftigten Tarifverträge abzuschließen, 
bleibt hiervon unberührt.  

 (1) unverändert 

(2) Für die Beschäftigten, deren Arbeits- 
oder Ausbildungsverhältnisse mit Wirkung 
vom Tage des In-Kraft-Tretens des Gesetzes 

 (2) unverändert 
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zur Neuordnung der Universitätsklinika vom 
28. Oktober 1998 (GVOBl. Schl.-H. S. 313) 
vom Land Schleswig-Holstein auf das Klini-
kum als Anstalt des öffentlichen Rechts der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und 
der Universität zu Lübeck übergegangen 
sind, werden die beim Land Schleswig-
Holstein in diesen Arbeits- oder Ausbil-
dungsverhältnissen zurückgelegten Zeiten 
einer Beschäftigung so angerechnet, als 
wären sie beim Klinikum zurückgelegt wor-
den.  

(3) Das Klinikum stellt zur Sicherung der 
Ansprüche auf eine zusätzliche Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung sicher, dass die 
nach der Satzung der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder für eine Beteili-
gungsvereinbarung geforderten tatsächli-
chen und rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden und erhalten bleiben. 

 (3) unverändert 

(4) Personen, die aufgrund ihres Dienstver-
hältnisses zum Klinikum das Liquidations-
recht für die Behandlung von Privatpatienten 
haben, behalten dieses Recht bis zu ihrem 
Ausscheiden aus dem Landesdienst. 

 (4) unverändert 

(5) Der gemeinsame Ausschuss nach § 59 a 
Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen 
und Klinika im Lande Schleswig-Holstein in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. 
Mai 2000 (GVOBl. Schl.-H. 2000 S. 416) übt 
in der Zusammensetzung, wie sie bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes besteht,  die Funkti-
on des Medizin-Ausschusses nach Artikel 1 
§ 33 Abs. 1 aus, bis die Vertreterinnen und 
Vertreter gemäß Artikel 1 § 33 Abs. 3 Nr. 2 
benannt werden und gemäß Satz 5 für eine 
Übergangszeit eine Wissenschaftsdirektorin 
oder einen Wissenschaftsdirektor bestellt 
wird, längstens jedoch für einen Zeitraum 
von zwei Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes. Die Fachbereiche Medizin der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und 
der Universität zu Lübeck benennen gegen-
über dem Ministerium unverzüglich, spätes-
tens innerhalb eines Zeitraums von zwei 
Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes, 
ihre Vertreterinnen oder Vertreter für den 
Medizin-Ausschuss. Der Universitätsrat bil-
det unverzüglich die Findungskommission 
nach Artikel 1 § 20 Abs. 6. Der Vorsitzende 
des gemeinsamen Ausschusses nach § 59 a 
Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen 
und Klinika im Lande Schleswig-Holstein in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. 
Mai 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 416) übt die 

 (5) unverändert 
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Funktion der Wissenschaftsdirektorin oder 
des Wissenschaftsdirektors nach § 33 Abs. 4 
aus und nimmt in dieser Funktion an den 
Sitzungen des Vorstands des Klinikums ge-
mäß Artikel 1 § 88 Abs. 1 teil, bis das Minis-
terium gemäß Satz 5 für eine Übergangszeit 
eine Wissenschaftsdirektorin oder einen 
Wissenschaftsdirektor bestellt oder bis eine 
Wissenschaftsdirektorin oder einen Wissen-
schaftsdirektor nach Artikel 1 § 33 Abs. 4 
bestellt wird. Solange die Wissenschaftsdi-
rektorin oder der Wissenschaftsdirektor noch 
nicht berufen ist, kann das Ministerium diese 
oder diesen im Haupt- oder Nebenamt für 
eine Übergangszeit bestellen. Die Fachbe-
reiche Medizin werden gehört. Der Medizin-
Ausschuss tritt innerhalb eines Zeitraums 
von zwölf Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes unter der oder dem gemäß Artikel 
1 § 33 Abs. 4 berufenen Wissenschaftsdirek-
torin oder Wissenschaftsdirektor zusammen.  

(6) Die noch im Amt befindlichen Mitglieder 
des Vorstands des Klinikums, die den Vor-
standsmitgliedern gemäß Artikel 1 § 88 Abs. 
1 entsprechen, bleiben in dieser Funktion bis 
zum Auslaufen ihrer Verträge, längstens 
jedoch bis zum 30. September 2009, im Amt.  

 (6) unverändert 

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats des Kli-
nikums gemäß Artikel 1 § 86 Abs.1 sind in-
nerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu 
bestellen. Bis dahin bleibt der Aufsichtsrat in 
seiner bestehenden Zusammensetzung im 
Amt. 

 (7) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes im Amt befindlichen 
Aufsichtsratsmitglieder behalten ihr Amt 
bis zum Ablauf ihrer Amtszeit. 

(8) Die Einführung der Trennungsrechnung 
gemäß Artikel 1 § 92 Abs. 4 ist sicherzustel-
len ab dem 01.Januar 2009.  

 (8) unverändert 

Artikel 3 
Änderung des Landesbeam-

tengesetzes 

Artikel 3 
Änderung des Landesbeam-

tengesetzes 

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. August 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 283), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28.März 2006 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 31),  wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. In § 41 Abs. 2 Satz 2 und § 53 Abs. 5 
Sätze 1 und 2 werden die Worte „Rekto-
rinnen oder Rektoren“ durch die Worte 
„Präsidentinnen oder Präsidenten“ er-
setzt. 

  

2. In § 218 Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 werden die   
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Worte „nach § 66 b Abs. 3 Satz 3 des 
Hochschulgesetzes“ durch die Worte 
„nach § 27 Abs. 2 Satz 3 des Hochschul-
gesetzes“ ersetzt. 

3. In § 220 Satz 2 werden die Worte „des § 
99 b Abs. 2 des Hochschulgesetzes“ 
durch die Worte „des § 64 Abs. 5 des 
Hochschulgesetzes“ ersetzt. 

  

Artikel 4 
Änderung des Mitbestim-

mungsgesetzes 

Artikel 4 
Änderung des Mitbestim-

mungsgesetzes 

Das Mitbestimmungsgesetz Schleswig-
Holstein vom 11. Dezember 1990 (GVOBl. 
Schl.-H. 1990 S. 577), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. März 2006 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 28), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

§ 77 wird wie folgt geändert:   

a. In Absatz 6 werden die Worte „des Kon-
sistoriums“ durch die Worte „des Hoch-
schulrats“ ersetzt. 

  

b. In Absatz 7 werden in Satz 1 die Worte 
„des Rektorats“ durch die Worte „des 
Präsidiums“ und in Satz 2 die Worte „Das 
Rektorat“ durch die Worte „Das Präsidi-
um“ ersetzt. 

  

Artikel 5 
Änderung des Gleichstel-

lungsgesetzes 

Artikel 5 
Änderung des Gleichstel-

lungsgesetzes 

Das Gleichstellungsgesetz vom 13. Dezem-
ber 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 562), geändert 
durch Gesetz vom 18. März 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 154), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 487), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. In § 7 Abs. 5 Satz 1, § 16 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „o-
der der Frauenbeauftragen der Hoch-
schulen nach § 66 Buchst. b und c des 
Hochschulgesetzes“ gestrichen. 

  

2. § 11 Abs. 9 wird wie folgt geändert: 
“§ 12 Abs. 1 Satz 4 des Hochschulgeset-
zes bleibt unberührt." 

  

3. In § 17 werden die Worte „für die Frau-
enbeauftragten“ gestrichen. 

  

4. § 23 wird wie folgt geändert:   
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a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: “Geltung für die Gleichstel-
lungsbeauftragten der Gemeinden, 
Kreise, Ämter und Hochschulen“ 

 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
“(2) § 21 gilt auch für die Gleichstel-
lungsbeauftragten in den Hochschu-
len nach § 27 des Hochschulgeset-
zes.“ 

 

Artikel 6 
Änderung des Ausbildungs-

zentrumsgesetzes 

Artikel 6 
Änderung des Ausbildungs-

zentrumsgesetzes 

Das Ausbildungszentrumsgesetz in der Fas-
sung vom 9. Juli 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 
320), Zuständigkeiten und Ressortbezeich-
nungen ersetzt durch Verordnung vom 12. 
Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 487), wird 
wie folgt geändert: 

 Das Ausbildungszentrumsgesetz in der Fas-
sung vom 9. Juli 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 
320), Zuständigkeiten und Ressortbezeich-
nungen ersetzt durch Verordnung vom 12. 
Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 487), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert:  1.  unverändert 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: “Die 
§§ 76 bis 81 des Hochschulgesetzes 
(HSG) gelten unmittelbar.“ 

 

b) Satz 5 wird wie folgt neu gefasst: “Die 
Sätze 3 und 4 gelten nicht für die §§ 
53 und 58 HSG.“ 

 

2. In § 12 Abs. 2, § 14 Abs. 4 und § 15 Abs. 
4 erhält jeweils Satz 2 folgende Fassung: 

 2. In § 12 Abs. 2, § 14 Abs. 4 und § 15 Abs. 
4 erhält jeweils Satz 2 folgende Fassung: 

“Für die Frauenbeauftragte gilt § 27 Abs. 
1 Satz 5 HSG entsprechend.“ 

“Für die Frauenbeauftragte gilt § 27 Abs. 
1 Satz 6 HSG entsprechend.“ 

3. In § 19 Abs. 2 erhält Satz 1, 1. Halbsatz 
folgende Fassung: 

 3.  unverändert 

“Zudem nimmt sie die Aufgaben einer 
Fachhochschule nach § 3 in Verbindung 
mit § 94 HSG wahr,“. 

 

4. § 21 Satz 2 wird gestrichen und durch 
folgende Sätze ersetzt: 

 4.  unverändert 

“Er übernimmt die Aufgaben entspre-
chend § 21 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und 7 
HSG und kann Entwürfe von Wahlord-
nungen der Hochschulgremien und Sat-
zungen der Fachbereiche erörtern und 
Stellungnahmen dazu abgeben. Er ent-
scheidet über die Einteilung des Hoch-
schuljahres sowie über Beginn und Ende 
der Unterrichtszeiten entsprechend § 47 
HSG durch Beschluss.“ 
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5. § 22 Satz 1 Nr. 2, 1. Halbsatz erhält fol-
gende Fassung: 

 5.  unverändert 

“2. zwölf Vertreterinnen und Vertretern 
der Mitgliedergruppen entsprechend § 13 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4HSG im Verhältnis 
7:2:2:1;“ 

 

6. § 23 wird wie folgt neu gefasst:  6.  unverändert 

“ § 23 Ausschüsse des Senats 
Der Senat kann Ausschüsse entspre-
chend § 21 Abs. 2 Satz 1 bis 5 HSG bil-
den. Er muss einen zentralen Frauen-
ausschuss bilden." 

 

7. § 24 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

a) Absatz 2 Satz 5 erhält folgende Fas-
sung: “§ 27 Abs. 2 Satz 5 HSG gilt 
entsprechend.“ 

 

b) Absatz 3 Satz 5 erhält folgende Fas-
sung: “§ 23 Abs. 12 und § 26 HSG 
finden keine entsprechende Anwen-
dung.“ 

 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: “§ 24 Abs. 3 HSG findet keine 
entsprechende Anwendung.“ 

 

8. § 25 Abs. 2 Satz 1, 1. Halbsatz erhält 
folgende Fassung: 

 8.  unverändert 

“Fachbereichskonvente müssen die Min-
destanforderungen entsprechend § 29 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 nicht erfüllen;“ 

 

9. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  9.  unverändert 

“(2) § 30 Abs. 5, 6 und 7 HSG findet kei-
ne entsprechende Anwendung.“ 

 

10.  § 27 wird wie folgt geändert:  10.  unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe  
„28 HSG“ gestrichen und durch die 
Angabe  „§ 72 HSG“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „ent-
sprechend § 29 HSG“ gestrichen. 

 

c) Absatz 3 Satz 3, 2. Halbsatz wird wie 
folgt neu gefasst: “§ 75 Abs. 2 Satz 2 
HSG findet keine entsprechende An-
wendung.“ 

 

11. § 28 wird wie folgt geändert:  11.  unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 
107 HSG“ gestrichen und durch die 
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Angabe „§ 77 HSG“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 
116 HSG“ durch die Angabe „§ 94 
HSG“ ersetzt. 

 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
“Hauptamtliche Lehrkräfte an der 
Verwaltungsfachhochschule nach 
Absatz 2 gehören der Mitglieder-
gruppe entsprechend § 13 Abs. 1 
Nr. 1 HSG an.“ 

 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 93 
HSG“ durch die Angabe „§ 60 
HSG“ ersetzt. 

 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: “ 
(4) Die nebenamtlichen Lehrkräfte 
sind Lehrbeauftragte entsprechend § 
66 HSG und gehören der Mitglieder-
gruppe entsprechend § 13 Abs. 1 Nr. 
2 HSG mit aktivem und passivem 
Wahlrecht an.“ 

 

12. § 29 wird wie folgt geändert:  12.  unverändert 

a) Satz 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

 

“Die Frauenbeauftragte nimmt auch 
die Aufgaben für den Zuständigkeits-
bereich der Fachbereiche entspre-
chend § 27 HSG wahr. Bei der An-
zahl der Mitglieder nach § 27 Abs. 2 
Satz 1 HSG zählen nur die Studie-
renden, die ihre fachtheoretischen 
Studienzeiten an der Verwaltungs-
fachhochschule absolvieren.“  

 

b) In Satz 3 wird die Zahl „1000 Mitglie-
der“ ersetzt durch die Zahl „2500 Mit-
glieder“. 

 

13. In § 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 werden die 
Worte „Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr“ gestrichen und 
durch die Worte „für Hochschulen zu-
ständigen Ministerium“ ersetzt. 

 13.  unverändert 

Artikel 7 
Außerkrafttreten 

Artikel 7 
Außerkrafttreten 

Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes treten 
das Gesetz über die Hochschulen und das 
Universitätsklinikum im Lande Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. Mai 2000 (GVOBl. Schl.-H., S. 

  unverändert 
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416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
Dezember 2004 (GVOBl. Schl.-H., S. 477) 
sowie Artikel 3 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes 
zur Errichtung des Universitätsklinikums 
Schleswig-Holstein und zur Änderung des 
Hochschulgesetzes vom 12. Dezember 2002 
(GVOBl. Schl.-H., S. 240) außer Kraft. 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

  unverändert 

 


